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Transparente Regeln und Kompetenzen 
für die MitarbeiterInnen: Das sind für die 
Wissenschafterin Sabine Köszegi wesent-
liche Voraussetzungen, damit der digitale 
Wandel zur Chance für alle Beteiligten 
wird. Derzeit mangle es allerdings an kla-
ren Regeln, weshalb er für viele zum 
Stressfaktor wird. Die digitale Technik hat 
unsere Welt grundlegend verändert. Wir 
haben uns diese Veränderungen genauer 
angesehen: Schafft dies neue Jobs oder 
digitale TagelöhnerInnen (S. 12, 20)? 
Werden in Zukunft alle Dinge übers Netz 
gesteuert (S. 14)? Inwieweit haben Frauen 
am technischen Wandel teil (S. 18)? Wie 

lässt er sich in Österreich und auf EU-
Ebene gestalten (S. 16, 26)? Wo liegen die 
Chancen des digitalen Wandels (S. 28)? 
Wie sieht Arbeitsalltag ohne festen Ar-
beitsplatz aus (S. 30)? 
Welche Konsequenzen hat es, dass Mit-
arbeiterInnen wegen Hasspostings ge-
kündigt wurden(S. 32)? Wie lässt sich die 
Datengier von kommerziellen Anbietern 
einschränken bzw. wie funktioniert das 
Datenabgreifen eigentlich (S. 34, 36)? 
Welche Herausforderungen gibt es in der 
Bildung? Wird die Welt durch das Inter-
net wirklich zum Global Village, in dem 
alle gleich sind (S. 40)?

Unsere Rubrik „Neues aus der SOZAK“ 
beschäftigt sich mit digitaler Überwa-
chung am Arbeitsplatz. Gabriele Zgubic 
ist die Autorin unserer Kolumne „Nicht 
zuletzt“. Unter „Frisch gebloggt“ lesen 
Sie Interessantes aus unserem Blog blog.
arbeit-wirtschaft.at. Online finden Sie  
uns wie gewohnt unter www.arbeit-wirt 
schaft.at sowie auf www.facebook.com/ 
arbeit.wirtschaft und twitter.com/AundW. 
Wir freuen uns stets über Kritik und An-
regungen (aw@oegb.at) und wünschen 
viel Vergnügen bei der Lektüre. 

Für das Redaktionskomitee
Sonja Fercher

Redaktion internVom Stress zur Chance
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Alle Beiträge finden Sie auch auf unserer Homepage sowie die eine oder andere 
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www.beetagg.com/downloadreader

blog.arbeit-wirtschaft.at
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Das gestohlene Internet

E
s war Ende Juni, als ich nach einem 
heißen Tag am Strand an der fran-
zösischen Atlantikküste zurück ins 
Landesinnere fuhr. Da ich auf 

Urlaub war, übte ich mich zumindest zum 
Teil in Internet-Abstinenz. So fühlte ich 
mich fast ein bisschen „retro“ mit meiner 
Straßenkarte, auf der ich mich auf meinem 
Weg orientierte. Auf einmal ließ mich ein 
Satz aus dem Radio aufhorchen: „Das 
Internet wurde gestohlen.“ 

Mythos gleicher Zugang

Wie soll das bitte gehen, rätselte ich und 
hörte aufmerksam zu. Man überlegte, wer 
hinter dieser Tat stecken könnte, welche 
Konsequenzen dies haben würde und wie 
die Zukunft nun aussehen könnte. Sind 
all die Daten verloren? Was bedeutet das 
für jene Jobs, die ohne Internet nicht zu 
denken sind? Wie könnte ein neu zu 
schaffendes Internet aussehen? Es wurde 
zu bedenken gegeben, dass das Internet 
keineswegs so egalitär ist, wie man oft 
meint. Immerhin kontrollieren manche 
Länder wie etwa China sehr genau, zu 
welchen Seiten ihre BürgerInnen Zugang 
haben. Im Jahr 2007 haben die Macht-
haber von Burma gar die Leitungen für 
ihr ganzes Land gekappt. Auch in unse-
ren Breiten ist es mit dem gleichen Zu-
gang nicht immer weit her: Am Land ist 
das Internet oftmals nur schlecht erreich-
bar. Und auch wenn die Tarife grundsätz-

Sonja Fercher
Chefin vom Dienst
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lich gesunken sind, so bleibt es für man-
che eine Frage des Geldes, wie intensiv 
sie es nutzen können. Zudem mahnen 
immer mehr ExpertInnen, dass zahlungs-
kräftige KundInnen in Zukunft vorran-
gig behandelt werden könnten.  

Auch dachte ich darüber nach, wel-
che Konsequenzen es für die A&W 
selbst haben würde. In Gefahr wäre ihr 
Erscheinen nicht, der Arbeitsalltag wür-
de aber wohl aufwendiger werden. Zu-
gleich könnte dies für manche bedeu-
ten, dass sie einmal tief durchatmen 
können. Immerhin geht der digitale 
Wandel auch mit mehr Stress einher. 
Davon wissen viele ArbeitnehmerInnen 
ein Liedchen zu singen, die sich ver-
pflichtet fühlen, in der Freizeit nicht ab-
zuschalten. Dies würde eigentlich klarer 
Regeln bedürfen, aber auch des Raums, 
um diese immer wieder an die Bedürf-
nisse aller (!) Beteiligten anpassen zu 
können. Dem steht aber die wirtschaft-
liche Realität in vielen Betrieben gegen-
über, in denen der Druck auf die Arbeit-
nehmerInnen stetig steigt. 

Erneut wurde ich aus meinen Ge-
danken gerissen. „Um 21 Uhr gibt US-
Präsident Barack Obama eine Presse-
konferenz, bei der er zu Details und 
Hintergründen Stellung nehmen wird“, 
tönte es aus dem Radio. Ein kurzer Blick 
auf die Uhr: Das schaffe ich, dass ich 
dann wieder „zu Hause“ bin. Als ich vor 
dem Haus vorfuhr, kündigte mein Han-

dy auf einmal mit einem Düdeldü an, 
dass ich eine SMS erhalten hätte. Da ich 
mich nun nicht mehr auf den Weg kon-
zentrieren musste, hatte mein Hirn auch 
wieder Kapazitäten frei: Wenn ich jetzt 
ein SMS bekommen habe, dann nur, 
weil das Handy nun wieder mit dem 
WLAN des Hauses verbunden ist. Also 
warf ich das Internet an, und siehe da, 
auf der Homepage des Radiosenders er-
hielt ich Gewissheit – und musste erst 
einmal herzlich über mich selbst lachen. 
Ich war auf ein Gedankenexperiment 
hereingefallen. 

Wandel gestalten

Aber was wäre ein Reinfall ohne die be-
rühmte Lehre, die man daraus ziehen 
kann: Technik will bewusst genutzt sein. 
Wenn man sie richtig einsetzt, kann sie  
für die Menschen mehr Selbstbestim-
mung bedeuten. Die große Herausforde-
rung derzeit besteht darin, die Rahmen-
bedingungen zu gestalten, damit die 
Menschen die Chancen und Möglichkei-
ten auch ergreifen können und also die 
Technik nicht noch mehr zum Fluch 
wird. Es ist eine spannende Herausforde-
rung für die Gewerkschaften wie für die 
Gesellschaft als Ganzes. Denn auch wenn 
vieles im Moment mehr passiert, denn 
gestaltet wird: Es gibt noch viele Mög-
lichkeiten, diesen Wandel im Sinne der 
Menschen mitzugestalten. 
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Solidarität mit den Flüchtlingen
Mehr als 20.000 Menschen gingen Ende August in Wien auf die Straße, um gegen die unhaltbaren Zustän-
de bei der Unterbringung von Flüchtlingen zu demonstrieren, unter ihnen viele GewerkschafterInnen.

Tausende Menschen, die vor Krieg und Ter-
ror geflohen sind, sind Ende August von 
Ungarn aus in Österreich angekommen. 
Diese Ausnahmesituation ist für uns An-
lass, um diese Seite, auf der wir sonst über 
Veranstaltungen von ÖGB oder AK be-
richten, den aktuellen Ereignissen zu wid-
men. Die Bilder aus dem völlig überfüll-
ten Flüchtlingslager in Traiskirchen sowie 
von den Flüchtlingen, die vor den Türen 
als Obdachlose übernachten müssen, ha-
ben eine große Welle der Hilfsbereitschaft 
ausgelöst. Auch viele GewerkschafterIn-
nen engagieren sich und zeigen damit 

Menschlichkeit. Dort, wo es möglich ist, 
versucht der ÖGB auch mit Unterbrin-
gung zu helfen, in Salzburg etwa wurde 
das ÖGB-Haus am Wallersee dafür zur 
Verfügung gestellt. 

„Mein Dank gilt auch jenen Kolle-
gInnen, die sich privat in vielen Ei- 
geninitiativen für AsylwerberInnen 
engagieren und mit Sachspenden und 
persönlichem Einsatz zeigen, dass es 
viele hilfsbereite Menschen gibt und 
Österreich nicht von Ausländerfeind-
lichkeit dominiert wird. Sie leben damit 
das vor, wofür die Gewerkschaftsbewe-

Während die Demonstration durch die Mariahilfer Straße zog, kam am 
Westbahnhof eine erste große Gruppe von Flüchtlingen aus Ungarn an. Am 
darauffolgenden Wochenende sollten noch Tausende weitere kommen.

Menschen verlassen ihre Heimat und nehmen monatelange Strapazen in 
Kauf, um vor Krieg, Verfolgung und massiven Menschenrechtsverletzun-
gen zu fliehen und weil ihr Leben und das ihrer Familien in Gefahr ist. 

In allen Bahnhöfen, in denen Flüchtlinge auf ihrem weiteren Weg in Rich-
tung Deutschland eintrafen, wurden sie von vielen Freiwilligen herzlich in 
Empfang genommen und mit Sachspenden versorgt. 

„Was die österreichische Bevölkerung geleistet hat, ist überwältigend. So 
eine große Unterstützung und auch, dass so viele Freiwillige sofort zur 
Stelle waren, macht mich einfach nur sprachlos“, sagte Renate Anderl. 
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gung steht: Solidarität mit den 
Schwächsten!“, kommentierte dies 
ÖGB-Präsident Erich Foglar. 

Nicht nur Freiwillige und Gewerk-
schafterInnen setzten sich ein: „Ein Rie-
sendank gebührt den ÖBB-Mitarbeite-
rInnen, die viel Einsatz und vor allem 
Menschlichkeit gezeigt haben, um den 
Flüchtlingen ihre Situation so gut wie 
möglich zu erleichtern“, betonte ÖGB-
Vizepräsidentin und Bundesfrauenvor-
sitzende Renate Anderl. 

Mehr Infos unter:
www.volkshilfe.at

http://www.volkshilfe.at
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ÖGJ:

Reformbedarf bei Lehrlingen
18 von 100 haben die Lehrabschlussprüfung nicht geschafft.

Als „erschreckend“ bezeichnet Sascha 
Ernszt, der Vorsitzende der Österreichi-
schen Gewerkschaftsjugend (ÖGJ), die 
aktuellen Zahlen zu den Lehrabschluss-
prüfungen. Demnach schaffen 18 von 100 
Lehrlingen die Abschlussprüfung nicht. 
„Das zeigt, dass Reformbedarf in der Lehr-
ausbildung herrscht.“ Die Gewerkschafts-
jugend fordert schon seit Langem soge-
nannte Kompetenzchecks. „Zur Hälfte 
der Lehrzeit sollte überprüft werden,  
ob der Lehrling über die – gemäß sei- 
nem Ausbildungsstand – notwendigen 
Kenntnisse verfügt“, fordert Ernszt. Bisher 
habe sich die Wirtschaftskammer in dieser 
Frage jedoch wenig kooperativ gezeigt.

Außerdem müssten die Lehrlinge 
vom Betrieb automatisch zur Lehrab-
schlussprüfung angemeldet werden. 
„Analog zur Matura sollte es für die Ju-
gendlichen eine Automatik geben, dass 

sie nach Ende der Lehrzeit zur Prüfung 
antreten und sich nicht selbst darum 
kümmern müssen. Das sollte auch für 
Wiederholungsprüfungen gelten“, be-
tont Ernszt. Ebenso brauche es ein dich-
teres Kontrollnetz, um zu überprüfen, 
ob die Betriebe wirklich nach dem Be-
rufsbild ausbilden.

Dringlich seien auch Reformen im 
Schulbereich, hier dürfe nicht mehr län-
ger gezögert werden. „Einerseits gibt es 
jene, die begabt sind und es zum Welt-
meister in ihren jeweiligen Berufen 
schaffen. Aber es gibt auch Kinder und 
Jugendliche, die Schwierigkeiten ha-
ben“, so Ernszt. „Hier müssen endlich 
Strukturen geschaffen werden, um nie-
manden zurückzulassen und jedem 
Kind die Chance auf eine gute Bildung 
zu geben.“

Mehr Infos unter: www.oegj.at

AK:

Hartz IV kein Vorbild für Österreich
Expansive Wirtschaftspolitik, moderne Arbeitszeitpolitik und ein aktiver 
Kampf gegen Langzeitarbeitslosigkeit sind nötig.

In den Diskussionen über die schwierige 
Lage auf dem österreichischen Arbeits-
markt wird immer wieder Deutschland 
als Vorbild angeführt. Allerdings wären 
die deutschen Arbeitsmarktreformen 
„nicht in der Lage, diese grundlegenden 
Probleme zu lösen“, hält Ilse Leidl-Krap-
fenbauer, Arbeitsmarktexpertin der AK 
Wien, fest. 

Der Grund: Sie setzen weder am 
Wirtschaftswachstum noch am Arbeits-
kräfteangebot an. Im Gegenteil: Die Re-
formen in Deutschland haben eine 
Zweiklassengesellschaft bei den Arbeits-
losen entstehen lassen und die Armut 
hat deutlich zugenommen. Das zeigt die 
aktuelle Arbeitsmarktanalyse der Arbei-
terkammer, in der die deutschen Refor-
men in einem Spezialteil analysiert wer-
den. Zwei Drittel der arbeitslosen 

Menschen sind im Grundsicherungs-
system – dem Hartz-IV-System –, nur 
ein Drittel im eigentlichen System der 
Arbeitslosenversicherung. Hartz IV 
wurde für viele zur „persönlichen Sack-
gasse“: In Deutschland ist die Langzeit-
arbeitslosigkeit im EU-Vergleich beson-
ders hoch (44,3 Prozent) und nur ein 
Drittel der Arbeitsaufnahmen erfolgt 
aus dem Hartz-IV-System. Zudem ist 
die Armutsgefährdungsquote der deut-
schen Arbeitslosen mit rund 70 Prozent 
im EU-Vergleich am höchsten. Neben 
einer expansiven Wirtschaftspolitik for-
dert die AK eine moderne Arbeitszeit-
politik und den aktiven Kampf gegen 
die länger andauernde Ausgrenzung 
vom Arbeitsmarkt.

Mehr Infos unter:
tinyurl.com/phsgnoc

http://www.arbeit-wirtschaft.at
http://www.oegbverlag.at
http://www.arbeit-wirtschaft.at/offenlegung
http://www.oegj.at
http://tinyurl.com/phsgnoc
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ÖGB:

Erfolg für undokumentierten Arbeiter
Arbeitgeber rief nach schwerem Arbeitsunfall nicht die Rettung, der Arbeiter bekam mit Unterstützung der 
UNDOK-Anlaufstelle recht. 

Nach massiver Ausbeutung durch seinen Ar-
beitgeber und einem schweren Arbeitsun-
fall, bei dem er zwei Zehen verlor, zog Herr 
R. vor das Arbeits- und Sozialgericht in 
Wien. Unterstützt wurde er dabei durch 
die Anlaufstelle zur gewerkschaftlichen 
Unterstützung undokumentiert Arbeiten-
der (UNDOK) und die Arbeiterkammer 
Niederösterreich (AKNÖ). Jetzt wurde 
ihm recht gegeben. 

Herr R. ist serbischer Staatsangehöri-
ger und einer von 144 undokumentierten 
ArbeitnehmerInnen, die sich seit der 
Eröffnung im Juni 2014 an die UNDOK-
Anlaufstelle wandten. Er arbeitete einige 
Wochen für eine niederösterreichische 
Autohandelsfirma. Nach einem schweren 
Arbeitsunfall rief sein Arbeitgeber nicht 
die Rettung. Stattdessen beauftragte er 
einen anderen Arbeiter damit, Herrn R. 
umzuziehen und mit seinem Privatauto 
ins Krankenhaus zu bringen. Es sollte 

nicht wie ein Arbeitsunfall aussehen. „Ich 
stand unter Schock und blutete stark“, 
erzählt Herr R. „Erst später merkte ich, 
dass ich meine private Kleidung anhatte.“

Aufgrund des Arbeitsunfalls mussten 
Herrn R. zwei Zehen amputiert werden. 
Erst im Krankenhaus erfuhr er, dass er 
nicht krankenversichert ist, und erhielt 
eine Spitalsrechnung von 43.000 Euro. 
Herr R. arbeitete, ohne es zu wissen, ohne 
gültige Arbeitspapiere. Sein Arbeitgeber 
hatte weder eine Beschäftigungsbewilli-
gung beantragt noch Herrn R. bei der 
Sozialversicherung angemeldet. Auch ei-
nen Großteil seines Lohns blieb er ihm 
schuldig. Herr R. wandte sich daraufhin 
an die UNDOK-Anlaufstelle – mit Er-
folg. Rückwirkend musste der Arbeit
geber Herrn R. krankenversichern, die 
Spitalsrechnung wurde von der Gebiets-
krankenkasse übernommen. Außerdem 
konnte Herr R. arbeits- und sozialrecht

liche Ansprüche von rund 14.500 Euro 
durchsetzen.

„Die meisten undokumentiert arbei-
tenden Menschen werden um ihren 
Lohn betrogen“, berichtet Karin Jović, 
Beraterin der UNDOK-Anlaufstelle. 
„Arbeitgeber halten sich nicht an kollek-
tivvertragliche Mindestlöhne. Bei Ar-
beitsunfällen sind undokumentiert Ar-
beitende nicht versichert – wie im Fall 
von Herrn R.“ 

Mario Bartl, UNDOK-Vorstands-
mitglied und Bau-Holz-Gewerkschafter, 
setzt auf gewerkschaftliches Handeln: 
„Ob mit oder ohne Papiere: Sozialversi-
cherungsgesetze, Arbeitsrecht und kollek-
tivvertragliche Mindeststandards gelten 
für alle ArbeitnehmerInnen. Als Gewerk-
schaften unterstützen wir alle dabei, nicht 
nur recht zu haben, sondern auch zu 
ihrem Recht zu kommen.“

Mehr Infos unter: www.undok.at 

„Robokratie“: Mensch und Demokratie als Auslaufmodelle?
Thomas Wagner bei Wiener Stadtgespräch am 1. Oktober 2015

„Die eigentliche Gefahr, die uns droht, ist nicht die Machtübernahme der Roboter, sondern die Selbstaufgabe des Menschen“, mahnt der deutsche 
Kultursoziologe Thomas Wagner. Befördert würden solche Ideen durch die ungeheure Wachstumsdynamik von Hightech-Industrien und Internetwirt-
schaft, die „sich bislang am augenfälligsten im Silicon Valley gezeigt hat“. 

Wagner ist Kultursoziologe, Publizist und Literaturredakteur der „jungen Welt“. Er schreibt als freier Autor für die deutsche und internationale Presse  
und arbeitete als Dozent für kreatives Schreiben und Alphabetisierung mit Kindern und geistig behinderten Erwachsenen. Wagner ist Autor zahlreicher 
Bücher, in seinem neuesten Werk „Robokratie“ stellt Wagner die Frage nach einem demokratischen Gebrauch von Technologie und warum Politik nicht 
durch Technologie ersetzt werden darf.

Moderation: Peter Huemer

Donnerstag, 1. Oktober 2015, 19 Uhr, AK Wien, Bildungszentrum – Großer Saal, Theresianumgasse 16–18, 1040 Wien

Das Wiener Stadtgespräch ist eine Veranstaltungsreihe der Arbeiterkammer Wien in Kooperation  
mit der Stadtzeitung „Falter“.

Eintritt frei

Um Anmeldung wird gebeten: 

www.wienerstadtgespraech.at/aktuell

Buchbestellung: www.besserewelt.at

http://www.undok.at
http://www.wienerstadtgespraech.at/aktuell
http://www.besserewelt.at
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Wie mobil sind eigentlich Sie selbst in 
Ihrer Arbeit? 

Sabine Köszegi: Komplett! Ich arbeite 
zum Beispiel auf dem Weg in die Arbeit, 
da gehe ich meine E-Mails durch oder 
telefoniere, und ich arbeite viel von zu 
Hause. Für mich passt das perfekt. 

Sie haben zwei Kinder. Wie ist Ihre Er­
fahrung mit der Abgrenzung von Beruf 
und Familie oder Freizeit? 

Das ist ein Riesenthema. Es ist aber eine 
Kompetenz, die man erwerben kann. 
Unsere Studentinnen und Studenten 
müssen das zum Beispiel auch lernen.  
Sie haben im Grunde genommen kein 
Wochenende, wenn sie es nicht als Wo-
chenende definieren, und sie haben auch 
keinen freien Abend, wenn sie nicht sa-
gen: So, und jetzt ist Freizeit. Sie könn-

ten sich ja permanent vorbereiten, ler-
nen, studieren und aktiv sein. Manche 
kommen damit besser zurecht, manche 
schlechter. 

Genauso ist es mit flexiblem Arbei-
ten. Zum Beispiel: Dienstag ist mein 
Home-Office-Tag, da hole ich meine 
Kinder um drei und nicht erst um fünf 
Uhr ab und verbringe den Nachmittag 
mit ihnen. Diese zwei Stunden arbeite 
ich ganz locker um neun Uhr ein, wenn 
die Kinder im Bett sind. Wichtig ist 
aber auch, dass man selbst bestimmte 
Zeiten fixiert: Ich mache das von neun 
bis elf am Dienstagabend und nicht je-
den Abend. Und ich teile mir die Arbeit 
so ein, dass ich sie in dieser Zeit schaffe. 
Im Gegenzug nehme ich Freizeiten, die 
in die reguläre Nine-to-five-Arbeitszeit 
fallen. 

Die eine Seite sind also die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter selbst. Die an-
dere Seite ist, dass es von der Arbeitge-
berseite klare Spielregeln geben muss. 
Derzeit ist das aber in kaum einem Un-
ternehmen geregelt. Die Leute bekom-
men mobile Devices und dürfen auch 
mobil arbeiten. Aber es ist ihnen nicht 
klar, wie viel sie eigentlich erreichbar 
sein müssen. Was dann implizit dazu 
führt, dass sie das Gefühl haben, dass sie 
das Mobiltelefon nicht auf die Seite 
legen oder abschalten dürfen, sondern 
permanent erreichbar sein müssen. Das 
verursacht dann schlussendlich Stress, 
weil es keine wirklichen Erholungspha-
sen gibt und man quasi permanent un-
ter Strom steht. Deshalb braucht es auf 
beiden Seiten Richtlinien, Regeln und 
Vereinbarungen, aber eben auch Kom-
petenzen. 

Welche flexiblen Modelle gibt es? 

Das geht von flexibler Tagesarbeitszeit, 
Stichwort Gleitzeit, über flexible Wo-
chenarbeitszeit bis hin zu flexibler Ar-
beitszeit über das Jahr gesehen oder sogar 
bis zur flexiblen Lebensarbeitszeit. Letz-
tere kann dann natürlich Familien- und 
Lebensplanung mit berücksichtigen. Es 
ist wichtig, insbesondere für Frauen, bei 
den gegebenen gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen diese sehr umfassende 
Definition von Flexibilisierung im Auge 
zu haben.

Was weiß man über die Erwartungen 
der Arbeitgeber? 

Das ist eben völlig unklar, weil es kaum 
Unternehmen gibt, die das tatsächlich in 
Vereinbarungen regeln. Die Bitkom-Stu-
die hat das für Deutschland erhoben, und 
da gibt es eine große Kluft: Die Arbeit-
nehmerInnen glauben, deutlich mehr er-
reichbar sein zu müssen, als es die Arbeit-
geber von ihnen erwarten. Aber es wird 
nie explizit ausgesprochen. 

Wie lässt sich der Widerspruch auflösen? 

Man muss die Dinge transparent ma-
chen. Wenn wir flexibles Arbeiten ein-
führen, müssen wir Spielregeln definie-
ren. Betriebsräte könnten zum Beispiel 
unternehmensspezifische Betriebsverein-
barungen anstreben, wie genau solche 
flexiblen Modelle aussehen dürfen. 

Einerseits muss man offenlegen: Was 
gehört für mich als Arbeitnehmer dazu? 
An welche Spielregeln muss ich mich 
halten? Wie wollen wir mit Notsituatio-

Klare Spielregeln nötig
Sabine Köszegi über den Wandel der Arbeitswelt durch digitale Technik und das 
Fehlen klarer Vorgaben der Arbeitgeber, was ArbeitnehmerInnen Stress bereitet.

Z U R  P E R S O N

Sabine Köszegi 

ist Professorin am Institut für 
Managementwissenschaften der 
TU Wien. Sie entwickelt Konzepte, 
die nicht nur einer technisch-wirt-
schaftlichen Rationalität, son-
dern auch dem Menschen und sei-
nen persönlichen und sozialen Be-

dürfnissen gerecht werden. Die geborene Mühlviertlerin 
studierte Betriebswirtschaftslehre an der WU Wien. 
Während ihres Studiums absolvierte sie ein Semester 
an der University of Illinois, USA. Nach ihrem Diplom 
arbeitete sie einige Jahre in der Unternehmensberatung 
und wechselte danach in die Forschung, zunächst an 
der Universität Wien, seit 2009 forscht und lehrt sie an 
der TU Wien.
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nen umgehen? Wann muss, wann soll ich 
erreichbar sein? Wie gehe ich damit um, 
wenn ich im Urlaub etwas beantworte: 
Ist das dann Arbeitszeit oder nicht? Wird 
von mir erwartet, dass ich antworte, und 
falls ja, wie vergütet der Arbeitgeber diese 
Zeit? Will ich das überhaupt? Ich denke, 
es ist ganz, ganz wichtig, wirklich total 
arbeitsfreie Zeiten zu vereinbaren. 

Was die Wirtschaft fordert, kann ich 
nachvollziehen: Wir brauchen wirklich 
im Sinne der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer flexiblere Arbeitszeitmo-
delle. Gleichzeitig kann ich aber den 
Wunsch der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nachvollziehen, dass man das 
nicht völlig unreguliert lassen kann. 

Gibt es nicht auch noch einen Unter­
schied zwischen ArbeitnehmerInnen in 
Führungspositionen und jenen ohne?

Auch als Führungsperson brauche ich 
einen entspannten Urlaub, um dann 
wieder fit zu sein. Eine meiner Mitar
beiterInnen hatte kürzlich einen Notfall 
und ich habe meinen Urlaub unter
brochen. Ich habe für mich entschieden, 
welche Aufgaben so dringend sind, dass 
ich meinen Urlaub unterbreche – und 
welche ganz gut warten können. Da wird 
es jetzt haarig, weil das Fragen sind, die 
gar nicht so einfach zu beantworten sind, 
sondern das sind Ausverhandlungs
prozesse. 

Solche Situationen gibt es im Grunde 
in jedem Job. Wenn Sie EDV-Technike-
rin oder -Techniker sind, gibt es viel-
leicht auch Situationen, die es rechtferti-
gen, dass Sie aus dem Urlaub geholt 
werden: zum Beispiel ein Server bricht 

zusammen oder irgendein Programm ist 
falsch programmiert. Aber wann ist die-
ser Punkt erreicht? Das lässt sich eben 
nicht gesetzlich oder pauschal regeln,  
wahrscheinlich lässt es sich auch in Be-
triebsvereinbarungen nur andiskutieren 
– und dann braucht es eine gute, gelebte 
Praxis, eine Kultur. 

Wir haben diese Spielregeln ja im 
Office-Bereich auch, an denen wir uns 
orientieren und die uns die Zusammen-
arbeit überhaupt erst möglich machen. 
Genau das brauchen wir auch für das fle-
xible Arbeiten, wobei als Schwierigkeit 
dazukommt, dass Facetime reduziert ist 
und die Leute damit nicht mehr sichtbar 
sind. Zugleich bietet uns diese Flexibili-
tät viele andere Vorteile. 

Ist mobiles Arbeiten für alle Prozesse 
geeignet? 

Jeder Produktionsprozess ist natürlich ein 
Stück weit spezifisch und hat verschiede-
ne Schnittstellen, wo verschiedene Men-
schen zusammenarbeiten müssen, teil-
weise mit unterschiedlichen Kompetezen 
und unterschiedlichen Betriebsmitteln. 
Nicht alle Arbeitsabläufe sind geeignet, 
um sie in einer Extremform flexibel zu 
gestalten. Aber ganz viele schon und man 
könnte wahrscheinlich durchaus mehr Tä-
tigkeiten flexibler gestalten.

Arbeit zu flexibilisieren heißt auch, 
dass sie nicht mehr zentral geplant wer-
den kann, wie das bisher üblich war. 
Dann werden Kompetenzen an die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter delegiert, 
also der Arbeitsablauf, die Koordination 
und die Abstimmung aufeinander. Als 
ArbeitnehmerIn bekommen Sie damit 

eine zusätzliche Aufgabe, denn Ihnen 
wird nicht mehr gesagt, wann Sie was zu 
tun haben. Vielmehr müssen Sie sich das 
selbst einteilen, Prioritäten setzen und 
sich mit anderen abstimmen. Das sind 
eigentlich Managementaufgaben, und 
dazu brauchen Sie Kompetenzen. Die 
Fragestellung ist also: Wie kann man 
Rahmenbedingungen schaffen, damit es 
zu Lernprozessen kommt, zu einem 
Kompetenzerwerb, und dass es Spaß 
macht und eben nicht zu Stress, zur 
Überforderung kommt. Das ist natürlich 
nichts, das von allein funktioniert. Den 
Unternehmen muss klar sein, dass es da-
für Unterstützung braucht. 

Eine neue Herausforderung für das 
Management?

Natürlich. Es ist einfach ein neues Prin-
zip: Wenn ich Arbeit flexibel gestalten 
möchte, muss ich von der geplanten Or-
ganisation zur Selbstorganisation überge-
hen. Man kann das mit entsprechender 
Kommunikations- und Informations-
technologie unterstützen, wieder mit gu-
ten Spielregeln, mit Präsenzzeiten und 
Face-to-face-Koordination, wo man fest-
legt, wie manche Dinge passieren sollen 
– und mit guter Führung. Es braucht 
Zielvereinbarungen mit MitarbeiterIn-
nen, damit ganz klar ist, welche Aufgaben 
sie bis wann zu erfüllen haben.

Mir scheint, dass es vor allem da 
Probleme gibt, wo Abläufe nicht genug 
reflektiert werden. 

Ja, dann werden Schwächen im Fühungs- 
oder Managementsystem sehr sichtbar. 

Wenn wir flexibles Arbeiten einführen, dann 
müssen wir Spielregeln definieren. Betriebsräte 
könnten zum Beispiel unternehmensspezifische 
Betriebsvereinbarungen anstreben, wie genau 
solche flexiblen Modelle aussehen dürfen.
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Wenn Mitarbeiter nicht gut geführt sind, 
kommt es eben zu schwierigen oder  
Stresssituationen für alle, zu geringerem 
Output, zu geringerem Commitment und 
all den negativen Auswirkungen. 

Ein Forschungsprojekt einer meiner 
MitarbeiterInnen beschäftigt sich mit 
dem Teamklima, zu dem all diese sozia-
len Aspekte dazugehören und das flexib-
les Arbeiten gut möglich macht: Spielre-
geln, Führung, Vertrauen. 

Aus internationalen Untersuchungen 
wissen wir, dass insgesamt auf jeden Fall 
Vorteile zu erwarten sind, für Mitar
beiterInnen und ArbeitgeberInnen: Die 
Performance steigt, das Commitment, 
die Zufriedenheit. Und die Befürchtung, 
dass es verstärkt zu Burn-out kommt, 
wird nicht bestätigt. 

MitarbeiterInnen selbst sehen das nicht 
unbedingt negativ? 

Nein, nein. Ich glaube, dass es derzeit 
insbesondere für Frauen von Vorteil ist. 
Aber es wird hoffentlich bald nach- 
haltig für Männer und für Frauen so sein, 
also für Menschen, die ein Leben und 
Verpflichtungen außerhalb der Arbeit 
haben, sei es weil sie Kinder haben  
oder ihre Eltern pflegen, sei es weil sie ein 
Hobby haben, das sie nicht aufgeben 
möchten. 

Ich glaube, dass es insgesamt für 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor-
teilhaft ist – unter der Voraussetzung,  
dass sie in diesem Prozess unterstützt 
werden. 

Es sind vielleicht nicht alle Men-
schen generell dafür geeignet. Manche 
bevorzugen einfach Strukturen und 
brauchen diese auch. Das ist auch etwas, 
das man den Unternehmen mitgeben 
kann oder sollte: Ich würde das nie übers 
Knie brechen, wenn das jemand nicht 
will. Wenn jemand lieber zwischen acht 
und fünf im Büro sitzt und dort seine 
Arbeit erledigt, dann soll es auch diese 
Möglichkeit geben. 

Natürlich gibt es auch Branchen, wo 
es nicht geht, gerade Dienstleistungen 
an Menschen, im Krankenhaus oder in 
Kindergärten. Da könnte man flexibili-
sieren, indem man Dienstpläne an 
Teams delegiert, und bis zu einem ge-
wissen Grad tun die das ja auch. Das 
wäre theoretisch eine Möglichkeit. 

Oder man gibt einem  Team eine 
Aufgabe: Das hätte ich gern in dieser 
Qualität bis dann erledigt und ihr 
macht euch aus, wie ihr das tut, ihr 
könnt euch die Pausen ausmachen und 
den Urlaub. Der springende Punkt ist: 
Das funktioniert, wenn das Team funk-
tioniert. Das heißt, man muss in Refle-
xion, Teambuilding, Supervision und  
so weiter investieren. Aber Teams, die 
sich gut etabliert haben, würden nie 
wieder in eine andere Form der Arbeit 
zurückgehen. 

Wichtig ist nur: Das muss betreut 
und supervidiert werden. Es muss den 
Leuten gut gehen damit, und das geht 
nur, wenn in das Beziehungsgefüge in-
vestiert wird. 

Erübrigt sich damit Kontrolle? 

Genau, die brauche ich dann nicht mehr. 
Deswegen wird es eigentlich auch billiger. 

Dabei erleichtern die technischen 
Möglichkeiten eigentlich die Kontrolle. 

Das ist zum Beispiel ein kritischer Punkt. 
Da sammeln wir gerade empirisch Erfah-
rungen mit Unternehmen, die auf flexi-
bles Arbeiten umstellen und die sich im 
Spannungsfeld befinden: Wie viel Kon
trolle braucht es jetzt? Wie viel nutze ich 
auch Technologie, um zu kontrollieren? 
Und ist das nicht kontraproduktiv? In 
diesem Spannungsfeld bewegt man sich. 
Gleichzeitig gibt es aber auch ein Inter-
esse des Arbeitgebers, seine Daten zu 
schützen und auch Missbrauch von Fle-
xibilität zu verhindern. Auch das ist nach-
vollziehbar. 

Sprich Vertrauen ist der Schlüssel? 

Vertrauen ist ein Riesenthema – zwischen 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
im Team und zwischen Führungskraft 
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern. Das heißt, die eigentliche Führungs-
aufgabe wird noch einmal viel, viel wich-
tiger. Und sie besteht sehr stark in dieser 
Beziehungsarbeit, weil das Koordinative 
eben vom Team selbst übernommen 
wird. Wahrscheinlich brauchen sie auch 
flachere Hierarchien, weil viele Manage-
menttätigkeiten damit in Wahrheit ob-
solet werden. 

Wir sehen flexibles Arbeiten vorran-
gig als Autonomiegewinn für Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen. Aus 
empirischen Studien wissen wir, wenn 
sie selbst über Arbeitszeit und Arbeitsort 
bestimmen können, dann wirkt es sich 
auch ökonomisch positiv auf das Unter-
nehmen aus, da sie aus Dankbarkeit 
dem Unternehmen etwas zurückgeben 
wollen. 

Wenn die Flexibilität allerdings vom 
Arbeitgeber eingefordert wird, ohne auf 
die Bedürfnisse der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen einzugehen, sind diese 
positiven Effekte nicht zu erwarten be-
ziehungsweise eventuell sogar negative 
Effekte zu befürchten.

Man vermutet, dass die Unternehmen 
sich mit dem Thema ohnehin beschäf­
tigen müssen, weil Generation Y ganz 
andere Erwartungen hat. Teilen Sie 
diese Einschätzung? 

Man hört es von Personalisten und ich 
nehme es auch bei meinen Studierenden 
wahr. Sie sind nicht mehr bereit, ihr Le-
ben für den Job zu opfern. Arbeit soll 
spannend sein, interessant, aber nach 30 
oder 40 Stunden ist es auch genug. Man 
will gut sein in dem, was man macht, die 
Arbeit soll Spaß machen und einen Sinn 
haben. Auch Autonomie und Selbstbe-
stimmung sind ein Thema. 

Die neue Generation ist vor allem 
schon ein Digital Citizen, sie können 
also mit Informations- und Kommuni-
kationstechnologie sehr gut umgehen 
und sind mittlerweile auch eine ganz an-
dere Form der Arbeit gewöhnt. 

Ich würde zum Schluss noch gerne 
einen Aufruf anbringen: Wir wollen 
Unternehmen gerne wissenschaftlich in 
einem Umstellungsprozess auf flexibles 
Arbeiten begleiten. Bei Interesse kann 
man sich gerne bei uns melden.

Wir danken Ihnen für das Gespräch.

Das Interview führte Sonja Fercher  
für Arbeit&Wirtschaft.

Schreiben Sie Ihre Meinung
an die Redaktion

aw@oegb.at
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die der Rationalisierungsprozess im 
Verhältnis von Arbeitern und Angestell­
ten mit sich bringt. Ein … Betrieb der 
Metallindustrie hat seit 1924, als mit 
der Rationalisierung im vollen Umfang 
eingesetzt wurde, bis 1927 rund 64 Pro­
zent der Arbeiter abgebaut, ein Groß­
betrieb der Lebens- und Genussmittel­
industrie in vier Jahren der Rationali­
sierung 48 Prozent. In den Brauereien 
von Schwechat, St. Marx und Simme­
ring hat die im Jahre 1926 einsetzende 
Rationalisierung es ermöglicht, dass 
1200 Arbeiter so viel erzeugen wie 
früher 1500.

Aus dem Bericht der Reichskommission der 
Freien Gewerkschaften für den Gewerkschafts-
kongress 1928 entnahm Käthe Leichter ein 
weiteres Beispiel: 

Vor der Inbetriebsetzung des laufenden 
Bandes in der Fahrradabteilung eines 
österreichischen Betriebes erzeugten 360 
Arbeiter monatlich durchschnittlich 600 
Fahrräder. In der Fließarbeit werden 
von 290 Arbeitern monatlich durch­
schnittlich 700 Fahrräder erzeugt. Das 
ergibt eine Ersparnis von Arbeitskräften 
von 24 Prozent bei einer gleichzeitigen 
Erhöhung der Erzeugung von 16,6 Pro­
zent. Die Leistung pro Arbeiter ist dem­
nach in der Fließarbeit um 45 höher als 
vorher.

Die zunehmende Freisetzung von Arbeits­
kräften durch die Rationalisierung und 
darüber hinaus die Tatsache, dass die – durch-

Spät, aber doch begann in den 1920er-Jahren 
auch in Österreich die Fließbandrevolution. 
Technologische Innovationen, verbunden mit 
einer Durchrationalisierung der Arbeitsabläu-
fe, erlaubten eine massive Steigerung der Pro-
duktivität. Neue Arbeitssituationen und Um-
wälzungen auf dem Arbeitsmarkt, eine Zunah-
me der ohnehin durchgehend hohen Arbeits-
losigkeit inklusive, waren die Folgen. Die Ge-
werkschaften sahen sich völlig neuen und in 
neuer Gestalt auftretenden alten Fragestel-
lungen gegenüber.

1929 veröffentlichte der „Ausschuss für ge-
werkschaftliche Rationalisierungspolitik“ im 
freigewerkschaftlichen „Bund der Industrie-
angestellten“ das Ergebnis seiner Recherchen 
und Analysen zur aktuellen Entwicklung. Drei 
Jahre später, schon mitten in der großen Welt-
wirtschaftskrise, fasste die Arbeiterkammer-
Expertin Käthe Leichter die wichtigsten Schil-
derungen und Aussagen dieser Studie kritisch 
zusammen:

Wie stark … die Rationalisierung tat­
sächlich den Arbeiterstand in den Be­
trieben … beeinflusst hat, zeigen einige 
Beispiele … In einer österreichischen 
Metallwarenfabrik waren 1913 zur 
Herstellung von zirka 3 Millionen Stück 
einer wertvollen Massenware 1480 
Arbeiter notwendig, 1927 zur Her­
stellung von 5,8 Millionen Stück nur 
357. Während die Produktion um 94 
Prozent stieg, sank die Arbeiterzahl um 
76 Prozent. Die Zahl der Angestellten 
ist dagegen um 137 Prozent gestiegen – 
bezeichnend für die Verschiebungen,  

Eine Fehlrationalisierung
Die technische und logistische Industrierevolution der 1920er-Jahre stellte die 

Gewerkschaften vor damals unbekannte Herausforderungen.

aus erzielten – Lohnsteigerungen hinter der 
Steigerung der Arbeitsproduktivität zurück-
blieben, stelle wirtschaftlich betrachtet 
eine Fehlrationalisierung dar, so Leichters 
Schlussfolgerung. Diese Entwicklung weise 
die Gewerkschaften mit ihren Aufgaben 
klar über die bloße Lohnpolitik hinaus 
zu einer Politik, die den gesamten Wir­
kungen der Rationalisierung entgegen­
tritt.

Ausgewählt und kommentiert  
von Brigitte Pellar 

brigitte.pellar@aon.at
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Motoren am laufenden Band in Steyr: 
Nach Studien in den Ford-Werken  
in den USA begannen die Steyr-Werke 1924 
mit der Fließbandproduktion von Autos. 
„Fordismus“ wurde zum Fachbegriff  
für die rationalisierte Produktion von 
Massenkonsumgütern vor der Elektronik
revolution.
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D
en Herrn Karl gäb’s heute nicht 
mehr. Als Magazineur schob er die 
sprichwörtlich „ruhige Kugel“ und 
monologisierte über Österreich. 

Heute hetzt der Lagerlogistiker mit seiner 
„Ameise“ in neonbeleuchteten Hallen um-
her, schleppt, schlichtet und scannt Pakete, 
kontrolliert den Bestand am Computer. 
Aber auch dieser Job könnte bald Ge-
schichte sein. Ein automatisches Fließ-
band-Lagersystem beliefert den Robo-
Picker, der über optische Bilderkennungs-
systeme die Pakete zusammenstellt, die 
dann von selbstfahrenden Robo-Cars aus-
gefahren und beladen werden. 47 Prozent 
aller Berufsgruppen können durch Auto-
matisierung ersetzt werden, berechnete der 
Oxford-Professor Michael Osborne für die 
USA. Andere ForscherInnen wiederum 
prognostizieren ein Jobwachstum durch 
neue Berufe und Geschäftsmodelle. 

Erleichterungen

Heutzutage hat jeder Job digitale Aspekte, 
sie können die Arbeit bereichern oder de-
qualifizieren. Dank maschineller Assistenz 
kann ein Mensch mit Behinderung einen 
anspruchsvollen Arbeitsplatz finden, ei-
nem/einer HeimhelferIn wiederum könn-
te dank mobiler Eingabe der Dokumenta-
tion mehr Zeit für das persönliche Ge-
spräch bleiben. Zugleich reduziert die 
Digitalisierung die menschliche Tätigkeit 
auf maschinelle Überwachung und Algo-
rithmenkontrolle, dann bleibt etwa den 

ÜbersetzerInnen nur noch das Korrigieren 
sprachlicher Fehler. 

Mensch und Maschine kommen ein-
ander näher: Roboter Nao wird als Geo-
grafiehilfslehrer eingesetzt. Motoman 
SDA5 kocht mit zwei überdimensionier-
ten Greifarmen Krabbensuppe. YuMi 
baut Seite an Seite mit seinem menschli-
chen Kollegen Schaltschränke zusam-
men. DaVinci operiert in den USA im-
mer öfter Gallenblasen, doch als Ersatz 
für seine menschlichen KollegInnen ist er 
noch zu teuer. Anders ist die Lage in der 
Autoproduktion: Hier kostet die mensch-
liche Arbeitsstunde 50 Euro pro Stunde, 
der blecherne Kollege hingegen nur vier 
bis sechs Euro. Der Einsatz von Robotern 
bleibt jedoch nicht ohne Schwierigkeiten. 
Anfang Juli zeigte der erste tödliche Ro-
boterunfall in der Geschichte die Gefah-
ren auf – von der Vielzahl an Fragen rund 
um autonom fahrende Fahrzeuge einmal 
abgesehen. 

Die Qualität der Arbeitsbeziehung 
Mensch‒Roboter entsteht erst, unbestrit-
ten verändert sie Wertschöpfungsketten 
und Arbeitsorganisation. „Industrie 4.0 
führt in der Sachgüterproduktion zum 
Personalabbau. Zugleich werden neue 
hoch qualifizierte Berufe entstehen, um 
die Maschinen zu steuern und zu kon
trollieren. Arbeitsplätze mit wenig Pro-
duktivität wie Regalbetreuung oder Kas-
sadienst kommen unter die Räder“, sagt 
Gernot Mitter, Arbeitsmarktexperte der 
AK Wien. 

Die Digitalisierung überträgt die Ma-
schinentaktung 24/7 auf die klassische 
Büroarbeit. Seitdem wir Computer in Ta-
schengröße als Smartphones immer bei 
uns tragen, ist berufliche Erreichbarkeit 

eine Selbstverständlichkeit. Eine IFES-
Studie bestätigt die entgrenzte Arbeits-
kultur: Fast die Hälfte der Angestellten 
verbringt einen Gutteil ihrer Arbeitszeit 
unterwegs. Aufschlussreich ist, dass die 
MitarbeiterInnen dies durchwegs freiwil-
lig tun, überwiegendend ohne finanzielle 
oder zeitliche Entschädigung. 

In den Frühzeiten des Handys war das 
mobile Büro Inbegriff der neuen Arbeits-
freiheit. Heute bevölkern Massen von 
Laptop-ArbeiterInnen Züge, Kaffeehäu-
ser oder Parkbänke, ohne sonderlich 
fröhlich zu wirken. Dabei könnte es für 
beide Seiten Vorteile haben: Unterneh-
men sparen sich Kosten für Büroinfra-
struktur, ArbeitnehmerInnen haben 
mehr Flexibilität in der Zeitgestaltung 
und ersparen sich etwa das tägliche Pen-
deln. Voraussetzung ist allerdings, dass 
man lernt, selbst Grenzen zur Arbeit zu 
ziehen – und dass das Unternehmen eine 
Kultur pflegt, die dies als Arbeitstugend 
schätzt. „Deshalb riefen wir die GPA-djp-
Kampagne ‚Schalt mal ab!‘ ins Leben“, so 
Clara Fritsch. Denn die Zunahme psy-
chischer Erkrankungen kann im Zusam-
menhang mit dieser „Always on“- Men
talität stehen. In Führungskreisen ist 
Nicht-Erreichbarkeit im Übrigen längst 
schick: Urlaub in Hotelanlagen mit De-
vice-free-Zones sind in, um das Offline-
Sein zu genießen. 

Digitaler Taylorismus

Die Digitalisierung macht persönliche 
Kontrolle des Personals immer weniger 
wichtig. Genauer als jede Stechuhr und 
aufmerksamer als jede/r Vorgesetzte kon-
trollieren und beurteilen die Arbeitsgeräte 

R2-D2 4.0 
Nimmt uns die Robotik die Arbeit ab oder schafft die Digitalisierung  

neue Arbeitsplätze oder digitale TagelöhnerInnen? 

Beatrix Beneder
Sozialwissenschafterin, für ihre Dissertation 
„Das Handy als Ich-Erweiterung“ erhielt sie 

den Theodor-Körner-Preis
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selbst die KollegInnen. Das Echtzeit-Mo-
nitoring ermöglicht stark individualisierte 
Leistungsbemessung und Kontrolle: Wie 
lange braucht jemand für eine Aufgabe hier 
oder in Vietnam? Effizienzsteigerung und 
Arbeitsverdichtung sind nicht nur für 
Konzerne Thema. Auch der Handwerks-
betrieb schickt der Servicetruppe neue Ar-
beitsaufträge direkt aufs Handy. GPS-Lo-
kalisierung reduziert „leere Fahrten“, weil 
der/die Vorgesetzte weiß, wer am nächsten 
bei der neuen Kundschaft ist. 

Allein in der Crowd

Die fortschreitende Globalisierung redu-
ziert die Kern- und baut die Randbeleg-
schaften aus. Digitale Dienstleistungen 
werden immer öfter an die Crowd verge-
ben. Sie heißen CrowdFlower, freelancer.
com oder Humangrid: Diese Arbeitsver-
mittlungsplattformen nehmen gegen Pro-
vision Aufträge von Unternehmen an und 
vermitteln die Jobs an die registrierten 
Crowd-Mitglieder. 

Bezahlt wird auf Honorarbasis nach 
erfolgreich erledigtem Job: Der durch-
schnittliche Stundenlohn schwankt zwi-
schen 1,25 Dollar bei Mechanical Turk 
(der ältesten Plattform, gegründet von 
Amazon) und bis zu 9,40 Euro beim 
deutschsprachigen Clickworker. Was in 
europäischen Sozialstaaten ein Hunger-
lohn ist, ist für einen indischen Crowd-
worker lukrativ. Als bekannt wurde, dass 
IBM eine Crowd beauftragte, um diese in 
Konkurrenz zum eigenen Entwick-
lungsteam zu stellen und so Hunderte 
Arbeitsplätze abzubauen, erkannte die 
deutsche Gewerkschaft den Handlungs-
bedarf. Christine Brenner, Vorsitzende 

der IG Metall: „Komplexe Aufgaben wer-
den oftmals in kleine Teilaufgaben zer-
legt, bevor sie ausgeschrieben werden, 
was die Arbeitsaufgabe dequalifiziert und 
so die Bezahlung senkt.“ Und das trifft 
für die Mehrheit der Minijobs zu. 
„Crowdworking ist eine neue Spielart der 
Arbeitsorganisation und noch in der Pro-
bephase. Es wird sich aber auch auf die 
Gestaltung des Normalarbeitsverhältnis-
ses auswirken“, gibt Walter Peissl vom 
Institut für Technikfolgenabschätzung zu 
bedenken. 

Es entstehen immer vielfältigere Ar-
beitsformen. Martin Risak verweist in 
seinem Blog-Beitrag auf einen aktuellen 
Bericht der „European Foundation for 
the Improvement of Living and Working 
Conditions (eurofund)“. Darin werden 
neue Arbeitsformen erstmals zusammen-
gefasst und strukturiert dargestellt. Insge-
samt neun verschiedene Typen kennt der 
Bericht: Neben der Crowd gibt es etwa 
„Casual Work“, also Arbeit auf Abruf. 
Eine andere Variante ist Job-Sharing: 
„Mehrere ArbeitnehmerInnen teilen sich 
einen Arbeitsplatz und koordinieren ihre 
Verfügbarkeiten selbst.“ Auch eine Be-
zahlung in Form von Gutscheinen oder 
Schecks, „Voucher-based Work“ genannt, 
kennt die neue Arbeitswelt. 

Klassenkampf reloaded 

Wer profitiert von den Produktivitätsge-
winnen und wer verliert? Zwischen 2007 
und 2015 verdoppelte sich die Zahl der 
Millionäre, vier der Top Ten verdienten ihr 
Geld durch Informationstechnologie. Ger-
not Mitter sieht die Perspektive in einer 
noch stärkeren Spaltung. „Ein schwaches 

Drittel wird relativ gute Jobs haben und 
die anderen zwei Drittel werden auf pre-
käre Erwerbsformen zurückgeworfen.“ 

Existenzsichernde wie gesundheits-
förderliche Arbeitsbedingungen einzufor-
dern und wachsam gegenüber neuen Er-
werbs- und Überwachungsformen zu sein 
bleibt gewerkschaftliche Aufgabe. Um 
mit der Halbwertszeit von Wissen Schritt 
zu halten, wird die Forderung nach Wei-
terbildung existenziell. In einer Arbeits-
welt, die Zeit und Raum als berufliche 
Orientierungsraster aufweicht, nimmt 
Vereinzelung trotz steigender Kommuni-
kationsdichte zu. 

Solidarisches Handeln braucht ge-
meinsame soziale Erfahrungen – auch 
dies ein Auftrag an die ArbeitnehmerIn-
nen-Vertretung. Es bleibt abzuwarten, ob 
sich die Arbeits-Crowd genossenschaft-
lich in Coworking-Places organisiert, um 
Arbeitsrechte einzufordern, oder ob ein 
Heer digitaler und isoliert auftretender 
HeimarbeiterInnen um lukrative Auf
träge und gute Bewertungen rittert.

 Blogtipp: 

Arbeit&Wirtschaft-Blog:
blog.arbeit-wirtschaft.at/neue-arbeitsformen

FairCrowdWork Watch:
www.faircrowdwork.org

Grünbuch Arbeiten 4.0 zum Downloaden:
tinyurl.com/nblpvx2

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

beatrix@beneder.info
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Mensch und Maschine kommen einander näher. 
Die Roboter haben so futuristische Namen wie 
Nao, Motoman SDA5, YuMi oder DaVinci.

http://blog.arbeit-wirtschaft.at/neue-arbeitsformen
http://www.faircrowdwork.org
http://tinyurl.com/nblpvx2
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Das Ding der Dinge
Wird bald alles mit dem Internet verbunden sein, werden sich die Dinge „miteinander 

unterhalten“? Das „Internet der Dinge“ schafft Hoffnungen wie Sorgen.

J
etzt haben wir uns gerade daran ge-
wöhnt, dass wir mit Computern, Te-
lefonen und Uhren immer und über-
all vernetzt sind, da rollt schon „das 

nächste große Ding“ auf uns zu. Das Ding 
der Dinge, wenn man so will: das Internet 
der Dinge nämlich. Was oft mit IoT (In-
ternet of Things) abgekürzt wird, bedeu-
tet, dass alles – meist kabellos – vernetzt 
wird. Ein gern genanntes Beispiel ist der 
Kühlschrank, der selbst per Onlinedienst 
nachbestellt, wenn Milch, Butter und an-
dere Lebensmittel zur Neige gehen. Oder 
das selbstfahrende Auto, das Informatio-
nen mit der Fahrbahn und anderen Fahr-
zeugen austauscht und viel schneller als 
Menschen verarbeiten kann. Dadurch soll 
es nicht nur die schnellste Route wählen, 
sondern auch umweltschonender fahren 
und weniger Unfälle bauen. Auch in Klei-
dungsstücke könnten „Wearables“, also 
Mini-Computer, eingebaut werden und 
über Sensoren Daten sammeln. Vorstell-
bar wäre etwa, dass die Wanderkleidung 
die Körpertemperatur misst und einen 
Alarm an die nächstliegende Rettungssta-
tion sendet, wenn die Temperatur des Trä-
gers stark absinkt. Der Fantasie sind hier 
kaum Grenzen gesetzt, denn prinzipiell 
kann jeder Gegenstand mit einem Com-
puter und mit Sensoren ausgestattet und 
mit dem Internet vernetzt werden.

Evolution des Internets

„Man muss den größeren Kontext der 
Evolution des Internets betrachten“, sagt 
Schahram Dustdar, Informatik-Professor 

an der TU Wien und Leiter des Arbeits-
bereichs „Verteilte Systeme“ (Distributed 
Systems). Die Internettechnologie wurde 
„Ende der 1960er-Jahre entwickelt, da-
mit die Menschen über eine Maschine 
miteinander kommunizieren können. 
Daraufhin folgte die Entwicklung des 
Web.“ 

Der nächste Schritt war das Internet 
der Software-Services – jetzt konnten 
Software-Programme per Internet mit-
einander kommunizieren. „Was noch 
bleibt“, sagt Dustdar, „sind die physi-
schen Dinge“ – und damit auch die 
Kommunikation zwischen Gegenstän-
den, die „machine-to-machine commu-
nication“. Das ist es, was derzeit die 
Technologie- und IT-Firmen der Welt, 
aber auch Regierungen, Stadtverwaltun-
gen und Unternehmen von Handel über 
Logistik bis zu industrieller Produktion 
interessiert. Hier wird geforscht, was das 
Zeug hält.

Von Paket bis Amtsersatz

Einige Beispiele: In Dortmund forscht 
das Fraunhofer-Institut für Materialfluss 
und Logistik an einem „Paradigmen-
wechsel in der logistischen Welt“. Es wer-
den Logistiksysteme entwickelt und op-
timiert, bei denen die Waren ihren Weg 
zum Ziel selbst organisieren. Im Internet 
der Dinge sieht man die Lösung: Pakete 
können sich selbst steuern und wissen, 
wo’s langgeht. 

Der IT-Ausrüster Cisco investiert 
viel in die Entwicklung von IoT-Anwen-
dungen. Der neue Cisco-Chef Chuck 
Robbins glaubt gar, im Jahr 2030 wür-
den 500 Milliarden Dinge mit dem In-

ternet verbunden sein. Cisco liefere 
„den Bauplan, um unbelebte Dinge 
miteinander zu vernetzen“. So hat der 
Konzern am Hamburger Hafen Lkw-
Parkplätze mit Sensoren ausgerüstet: 
Lkw-Fahrern wird automatisch gemel-
det, wo ein Platz frei ist. In Barcelona 
und Nizza hat man BürgerInnenkioske 
installiert, an denen Menschen einen 
neuen Pass beantragen oder die Steuer-
erklärung abgeben können, ohne ein 
Amt betreten zu müssen. Auch viele 
kleinere Unternehmen wie etwa die 
österreichische IT-Firma TTTech, die 
weltweit rund 400 MitarbeiterInnen 
hat, setzen auf das IoT. TTTech ent
wickelt unter anderem Lösungen für 
selbstfahrende Autos.

Riesenerwartungen

Das Internet der Dinge weckt Riesener-
wartungen von Wirtschaft und Politik. 
Studien werfen nur so mit Milliardenbe-
trägen um sich. So rechnet die Unterneh-
mensberatung Accenture in der im Jänner 
präsentierten Studie „Winning with the 
Industrial Internet of Things“ damit, dass 
das Internet der Dinge bis 2030 mit 14,2 
Billionen US-Dollar zur globalen Wirt-
schaftsleistung beitragen könnte. 

Allerdings ist dies nur ein potenziel-
ler Betrag, denn aus Sicht von Accenture 
würden weder Unternehmen noch Re-
gierungen ausreichende Anstrengungen 
zeigen, um die Voraussetzungen zur um-
fangreichen Verbreitung neuer digitaler 
Technologien zu schaffen. Dazu gehört 
etwa der Ausbau der Netze, welche die 
enormen Datenmengen transportieren 
können. Noch agiere der Großteil der 

Alexandra Rotter
Freie Journalistin 
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Unternehmen vor allem deshalb zurück-
haltend, weil sie noch nicht wissen, wie 
sie mit den neuen Technologien Geld 
verdienen können. Vermutlich ist das 
aber nur eine Frage der Zeit. Denn die 
Befragung von 1.400 Führungskräften 
globaler Unternehmen ergab: Mit dem 
Internet der Dinge verbindet man die 
Steigerung der Produktivität und die 
Senkung der Betriebskosten.

Jobabbau und neue Berufe

Das weckt natürlich Sorgen. Produkti-
onshallen, Logistikzentren und Trans-
portmittel werden weniger menschliche 
Arbeitskraft benötigen. Frank Bsirske, 
Chef der deutschen Gewerkschaft ver.di, 
sagte Anfang des Jahres: „Ganze Berufs-
felder sind von der Digitalisierung be-
droht.“ Große Sparpotenziale bei Ar-
beitsplätzen drohen, und so entstehe eine 
Automatisierungsdividende. Diese müs-
se in neue Arbeitsplätze investiert werden, 
etwa im Erziehungs- und Gesundheits-
bereich – und das müssten Politik, Ar-
beitgeber und Gewerkschaften fördern. 
Bsirskes österreichischer Kollege Wolf-
gang Katzian, Vorsitzender der GPA-djp, 
sagt: „Natürlich kommen auf dem Ar-
beitsmarkt einige Branchen durch den 
digitalen Wandel gehörig unter Druck. 
Beispielsweise schreibt niemand mehr 
Enzyklopädien. Wenn wir etwas wissen 
wollen, suchen wir es nicht mehr zwi-
schen zwei Buchdeckeln im Wohnzim-
mer, sondern im Internet.“ Im Verlags-
wesen, im Journalismus, aber auch im 
Handel, Finanzbereich und der Industrie 
würden sich gewaltige Veränderungen bei 
den Arbeitsabläufen und ein Arbeitsplatz-

abbau zeigen. Allerdings entstünden auch 
neue Berufsfelder, wie die IT-Forensik 
oder die Big-Data-Analyse. Die Tatsache, 
dass Robotik menschliche Arbeitskraft 
teilweise ersetze, sei ein guter Grund, „die 
frei werdenden Kapazitäten für eine Ar-
beitszeitverkürzung zu nutzen anstatt 
zum Jobabbau“. Der Gewerkschaft gehe 
es darum, bestehende und neu entstehen-
de Arbeitsplätze so zu gestalten, „dass sie 
ein finanziell und sozial abgesichertes Le-
ben ermöglichen. Dafür brauchen wir 
auch eine starke und handlungsfähige 
öffentliche Hand.“

Offene Fragen

Einsatzbereiche des Internets der Dinge, 
die vielen zugutekommen, sind Entwick-
lungen im Bereich Smart Cities. Hierzu 
wird an der TU Wien eifrig geforscht, 
Software und Prototypen gebaut, die es 
ermöglichen, Geräte wie etwa Klimaan-
lagen oder Verkehrsampeln steuerbar zu 
machen und miteinander in Beziehung 
zu setzen. Auf dem Weg zu einem um-
fassenden Internet der Dinge gibt es laut 
Informatik-Professor Dustdar „nur Pro-
bleme, wo man hinschaut“. Es beginnt 
bei der Sicherheit, immerhin lässt sich 
alles hacken, was mit dem Internet ver-
bunden ist. 

Es geht weiter bei der Frage: Wie 
rechnet man mit dem Kunden ab? Und: 
„Was für mich noch stärker wiegt, ist 
das Thema Privacy: Das Empfinden der 
Privatsphäre ändert sich stark.“ Schon 
jetzt wird in den sozialen Medien meist 
kein Geldbetrag bezahlt, denn der Preis 
für die Nutzung sind die eigenen Daten. 
„Daten sind das Öl der Gegenwart“, so 

Dustdar. Er kann sich vorstellen, dass 
man in Zukunft mit dem Auto kosten-
los von A nach B gebracht wird, wenn 
man Werbung über sich ergehen lässt.

Der Forscher macht sich solche Ge-
danken, obwohl es reichen würde, die 
Technologie voranzutreiben. Für ihn 
geht es beim Internet der Dinge aber 
auch um eine philosophische Frage: 
„Was ist der Mensch? Was soll der 
Mensch machen? Lebt er, um zu arbei-
ten? Arbeitet er, um zu leben?“ Die 
Technologisierung werde langfristig 
dazu führen, dass die Menschen kürzer 
arbeiten. Was sie mit der gewonnenen 
Zeit anfangen, werde sich zeigen – und 
es müsse nicht nur positiv sein. Aber: 
„Wir können diesen Prozess durch Tech-
nologieskepsis nicht aufhalten, denn es 
ist ein globales Thema.“ Zwar ist das 
IoT schon im Einsatz, trotzdem stehen 
wir bei der Entwicklung laut Dustdar 
erst am Anfang. Ein wenig Zeit ist also 
noch, sich auch die philosophischen 
Fragen zu stellen.

 

 
 Internet: 

Accenture-Studie:
tinyurl.com/p7up9gy

TU Wien zum Thema Smart Cities:
tinyurl.com/q2hc57c

Blogtipp:
www.das-vernetzte-leben.de

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

alexandra.rotter@chello.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Ein gern genanntes Beispiel für das Internet  
der Dinge ist der Kühlschrank, der selbst per 
Onlinedienst nachbestellt, wenn Milch, Butter 
und andere Lebensmittel zur Neige gehen. 

http://tinyurl.com/p7up9gy
http://tinyurl.com/q2hc57c
http://www.das-vernetzte-leben.de
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I
ndustrie 4.0, Sharing Economy, Ro-
boterisierung: Diese Begriffe sind 
derzeit in aller Munde. Der Tenor: 
Die Arbeitswelt wird sich radikal ver-

ändern und die Arbeitsplätze, wie wir sie 
heute kennen, wird es so nicht mehr ge-
ben. Einige Veränderungen sind bereits 
voll im Gange. So waren im Jahr 2000 
noch 75 Prozent der Daten in der Welt 
analog gespeichert – auf Papier, Film, 
Tonband usw. Heute ist nicht einmal 
mehr ein Prozent des weltweiten Daten-
volumens analog vorhanden. Diese digi-
tale Datenmenge kann zudem rasch und 
günstig verknüpft werden. So nutzen 
zum Bespiel einige Hedge-Fonds Twit-
ternachrichten, um Kursentwicklungen 
an Börsen vorherzusagen. Meldungen 
über Kopfschmerzen im Kurznachrich-
tendienst werden als Indizien für neu 
entstehende Grippewellen herangezo-
gen. Der Erkenntnisgewinn ist groß und 
kann auch nützlich sein. Andererseits:  
Je mehr die Datenanalyse genutzt wird, 
desto mehr (Vor-)Entscheidungen wer-
den von Maschinen getroffen.  

„Intelligente“ Algorithmen

Hinter der Nutzbarmachung all dieser 
Datenmengen und der „intelligenten“ 
Algorithmen steht auch ein Heer an 
Menschen, die Daten in Computer ein-
geben. Diese und viele andere Arbeiten 
werden mittels Crowdwork erledigt: 
Aufträge werden über webbasierte Platt-
formen ins Netz gestellt und von soge-

nannten Crowdworkern abgearbeitet. 
Dies erleichtert zwar für einige Men-
schen den Zugang zu Arbeit – die Auf-
gaben können zu beliebigen Zeiten in 
beliebiger Menge und von beliebigen 
Orten erledigt werden. Das Risiko liegt 
aber beim Einzelnen: kein oder nur ge-
ringes Entgelt, keine Absicherung und 
rechtliches Niemandsland – statt eines 
Arbeitsvertrags gibt es nur allgemeine 
Geschäftsbedingungen, von arbeits-
rechtlichem Schutz und Mitbestim-
mung keine Spur.

Sharing Economy

Als Gegenkonzept zur Konsumgesell-
schaft gedacht, sollte – erleichtert durch 
Internet und Apps – Tauschen, Leihen 
und Teilen den Konsum ersetzen. Ent-
standen ist ein neuer Wirtschaftszweig: 
Portale, die Car-Sharing, Übernachtun-
gen (Airbnb) und Fahrdienste (Uber) 
anbieten und damit Milliarden verdie-
nen. Die Digitalisierung dringt so in Be-
reiche ein, die vorher nicht als stark be-
troffen galten, in denen aber nun prekä-
re Arbeit floriert. Es wird schon intensiv 
an Robotern gearbeitet, deren Sensor-
technik den menschlichen Sinnesemp-
findungen schon sehr nahe kommt. In 
einer weiteren Entwicklungsstufe arbei-
tet man daran, Roboter mit selbstlernen-
den Elementen auszustatten (sprich: 
Fehler erkennen und daraus Prozesse 
optimieren). Es kommt zu einer rasan-
ten Entwicklung von Maschinen, die mit 
den Menschen und ihrem Arbeitsumfeld 
interagieren. 

Der industrielle Sektor wird die 
Entwicklung der oben genannten Pro-

zesse massiv vorantreiben. Ziel ist die 
umfassende Vernetzung der Produkti-
on. Alle kommunizieren miteinander: 
Teile, Maschinen, Beschäftigte und 
Kunden. So kann die Produktion in 
Echtzeit umgestellt werden, der Kunde 
deponiert per Internet Sonderwünsche. 
Monotone und körperlich anstrengen-
de Arbeiten werden in Zukunft ver-
mehrt von Maschinen übernommen. 
Für die ArbeitnehmerInnen fallen ver-
stärkt Aufgaben bei der Kontrolle, 
Steuerung, Planung und Prozesssteue-
rung an. Man erwartet sich davon hohe 
Produktivitätsgewinne und viel Poten-
zial für neue Geschäftsfelder. 

Mitgestalten

Noch ist nicht abzusehen, welche tech-
nologischen Veränderungen wie schnell 
in unsere Arbeitswelt Einzug halten. Ziel 
kann nicht sein, den technologischen 
Fortschritt aufzuhalten, sondern ihn ge-
zielt mitzugestalten, damit er möglichst 
vielen Menschen zugutekommt. Einige 
Entwicklungen und Fragestellungen 

Das Ruder in die Hand nehmen
Die Digitalisierung bringt einschneidende Veränderungen in der Arbeitswelt.  
Die ArbeitnehmerInnenvertretung ist herausgefordert, diese mitzugestalten.

Karin Zimmermann
ÖGB, Präsidentenbüro B U C H T I P P

Benner Christiane: 
Crowdwork –  
zurück in die Zukunft? 
Rechtliche, politische  
und ethische Fragen  
digitaler Arbeit
ÖGB-Verlag, 420 Seiten, 2014, € 29,90
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werden in der Arbeitswelt daher in Zu-
kunft an Bedeutung gewinnen.

Wandel am Arbeitsmarkt

Es gibt einige Studien, die den Jobwan-
del aufgrund des Einflusses der Digita-
lisierung der Arbeitswelt auf einzelne 
Branchen betrachten. Gemeinsamer Te-
nor ist, dass weniger Jobs geschaffen wer-
den, als durch den technologischen 
Wandel verloren gehen werden. Viele 
manuelle Arbeiten, aber auch Bürotätig-
keiten und Dienstleistungen bis hin zu 
Pflege könnten in Zukunft zumindest 
teilweise automatisiert werden. Mensch-
liche Kreativität und soziale Kompetenz 
hingegen werden an Bedeutung gewin-
nen. Entscheidend wird sein, welche ge-
sellschaftspolitischen Antworten wir auf 
diese Veränderungen haben.

Durch die Entstehung neuer Jobs, 
aber auch durch die veränderten Ar-
beitsinhalte, die die Digitalisierung mit 
sich bringt, bekommen die Themen 
Qualifizierung und berufliche Aus- und 
Weiterbildung auf allen Ebenen eine 
besondere Bedeutung. Was brauchen 
Menschen, um mit dem digitalen Wan-
del zurechtzukommen? Wie muss unser 
Bildungs- und Ausbildungssystem ver-
ändert werden, um die Menschen auf 
diese veränderte Arbeitswelt und Ge-
sellschaft ausreichend vorzubereiten? 
Und welche Fähigkeiten und Fertigkei-
ten muss Basisbildung vermitteln, um 
auf diese veränderten gesellschaftlichen 
Anforderungen zu reagieren?

Die Entwicklungen der Big-Data-
Welt – also die Möglichkeit, Informati-
onen zu verknüpfen und daraus Er-

kenntnisse zu gewinnen – werfen 
gerade beim Datenschutz sehr entschei-
dende Fragen auf. Auf betrieblicher 
Ebene wird die Frage, welche Mitarbei-
terInnendaten wie genutzt werden dür-
fen, bereits heiß diskutiert. Bei Crowd-
workern ist die „digitale Reputation“ 
existenziell. Wie können wir ein Mit-
spracherecht über die gesammelten Da-
ten sicherstellen? Und können wir un-
seren digitalen Fußabdruck auch wieder 
verändern?

In vielen Arbeitsbereichen werden 
neue Arbeitsformen zu einer höheren 
Flexibilität führen, wann und wo gear-
beitet werden kann. Aber wie kann ein 
starker ArbeitnehmerInnenschutz in 
diesem Kontext gestaltet werden (z. B. 
Arbeitszeit, Ruhezeit, Überwachung/
Kontrolle …)? Und können technolo-
gische Möglichkeiten auch genutzt 
werden, um vor allem psychische Belas-
tungen zu reduzieren?

Mindeststandards definieren

Durch Crowdworking und Sharing-Eco-
nomy-Plattformen entstehen neue Ar-
beitsformen, die derzeit völlig unregu-
liert sind. Die Prekarisierung einerseits 
hat auch Auswirkungen auf die Einkom-
mens- und Arbeitsbedingungen der re-
gulär Beschäftigten. 

Es liegt also im Interesse aller, 
arbeitsrechtliche Mindeststandards zu 
etablieren. Auch Mitbestimmung muss 
neu organisiert werden. Die IG Metall 
ist zum Beispiel gerade dabei, eine 
Kommunikationsplattform aufzubau-
en, über die sich Crowdworker austau-
schen können.

Derzeit regelt der klassische Arbeits-
vertrag (noch) die Mehrheit der Ar-
beitsverhältnisse. An den Arbeitsvertrag 
gekoppelt ist die arbeits- und kollektiv-
vertragliche Absicherung, aber auch die 
finanzielle Basis unseres Steuer- und 
Sozialsystems. Automatisierung einer-
seits und neue Arbeitsformen à la 
Crowdwork andererseits bewirken, dass 
dieser klassische Arbeitsvertrag an Be-
deutung verliert. Eine zentrale Frage 
wird daher sein, wie die Finanzierung 
sozialer Systeme an den digitalen Wan-
del angepasst und rechtliche Absiche-
rung geschaffen werden kann. 

Noch ist nicht abzusehen, wohin 
die Reise geht. Es gilt aber bereits jetzt, 
das Ruder in die Hand zu nehmen, um 
den gesellschafts- und sozialpolitischen 
Kurs im Sinne der ArbeitnehmerInnen 
zu beeinflussen.

Internet:

Zum Downloaden:  
Frey, C. B.; Osborne, M. A. (2013):  

The Future of Employment:  
How Susceptible Are Jobs to Computerisation? 

Oxford Martin School, 7, 72:
tinyurl.com/oj67kae

Zum Nachlesen:  
Rotman, D. (2013, June 12): How Technology  
Is Destroying Jobs. MIT Technology Review. 

Retrieved January 21, 2015:
tinyurl.com/odnek6s
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Frauen auf die Gewinnerseite!
Der technologische Wandel lässt Arbeitsplätze verschwinden, in denen viele Frauen 

arbeiten. Ein Umdenken auf allen Ebenen ist notwendig. 

E
s war einmal eine Frau namens 
Augusta Ada Lovelace. Sie zählt bis 
heute auf dem Feld der Program-
mierung zu den Pionierinnen. 

Lovelace, die im 19. Jahrhundert in 
England lebte, entwickelte 1842 das 
weltweit erste Computerprogramm, in 
den 1970er-Jahren wurde die Program-
miersprache Ada nach ihr benannt. Sie 
war aber nicht allein, es gab noch mehr 
Frauen, die als Erfinderinnen erfolgreich 
waren: Melitta Bentz erfand 1908 den 
Kaffeefilter, Josephine Cochrane die 
Geschirrspülmaschine, die Schauspie
lerin Hedy Lamarr ließ das „Frequency 
Hopping“ patentieren. Heute sichert ihre 
Erfindung das Satellitenabwehrsystem 
der USA und schützt in Mobiltelefon-
netzen vor Störung durch Überlastung. 
Auch das Prinzip der Hängebrücke wur-
de von einer Frau erfunden, genauso wie 
die Reißleine beim Fallschirm. Etwa fünf 
Prozent aller Innovationen im tech-
nischen oder naturwissenschaftlichen 
Bereich stammen auch heute noch von 
Frauen. 

Männerdominanz brechen

Das ist insofern interessant, da Frauen 
heutzutage in Technik, Wissenschaft und 
Informationstechnologie im Vergleich zu 
anderen Branchen total unterrepräsen-
tiert sind. Zahlreiche Studien belegen, 
dass der Mädchenanteil in technischen 
Schulen unter 15 Prozent und der Frau-
enanteil in Fachrichtungen wie Maschi-
nenbau und Elektrotechnik sogar unter 

der Zehn-Prozent-Marke liegt. Dass 
Männer den Großteil der Computerex-
pertInnen ausmachen, zeigt sich auch an 
dem Beispiel des IT-Riesen Google: Der 
Frauenanteil im Unternehmen liegt bei 
30 Prozent, davon sind lediglich 17 Pro-
zent im technischen Bereich, zum Bei-
spiel in der Programmierung und Ent-
wicklung, vertreten. Das gleiche (Be-
schäftigung-)Muster wiederholt sich in 
allen anderen technischen Unterneh-
men. Beschäftigte des weiblichen Ge-
schlechts arbeiten meist im kaufmänni-
schen Bereich wie etwa in der Buchhal-
tung, in der Personalabteilung oder als 
IT-System-Kaufleute. 

Barbiepuppe versus Bauklotz

In den vergangenen Jahren lassen sich 
vermehrt Bemühungen seitens der Un-
ternehmen, mehr Frauen für technische 
Berufe zu begeistern, beobachten. Das 
überrascht auch nicht sonderlich, da Un-
ternehmen ständig über Personalmangel 
klagen. Etwa 67 Prozent sind außerdem 
auf der Suche nach hoch qualifizierten 
Mitarbeiterinnen für Forschung und 
Entwicklung – aber ohne Erfolg. Trotz 
guter Arbeitsmarktchancen, guter Ver-
dienstmöglichkeiten, zahlreicher Kam-
pagnen und Projekte entscheiden sich 
Frauen mit geringer Wahrscheinlichkeit 
für einen Beruf in diesen Branchen – üb-
rigens auch viele, die ein Studium in na-
turwissenschaftlichen und technischen 
Fächern gemacht haben. Das belegt eine 
Studie der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD). Viele ExpertInnen meinen, 
eine Antwort auf diese Entscheidung 

könnte sein, dass sich Bildungsvorstel-
lungen und -erwartungen bereits ab dem 
Kindergartenalter entwickeln. 

Wer kennt das nicht? Im Kindergar-
ten spielen Mädchen mit Barbiepuppen 
und bereiten in den Miniküchen Kaffee 
und Essen vor, während sich die Buben 
in ihren blau-roten Superman-T-Shirts 
mit Werkzeugkästen und Bauklötzen 
beschäftigen oder das „kaputte“ Dreirad 
reparieren. Bereits ab diesem Alter wer-
den Kinder im Elternhaus, im Kinder-
garten, in der Schule und von der Ge-
sellschaft auf unauffällige Art und Weise 
geprägt. Wenn die Rollenverteilung 
schon so klar geteilt und geregelt ist – 
der Vater ist Ingenieur, die Mutter 
Krankenpflegerin, Deutsch unterrichtet 
Frau Meier und Physik und EDV Herr 
Schuhmann –, welche Einstellung zu 
diesen Fächern und Branchen sollen 
Mädchen entwickeln? Für eine Verän-
derung dieser klischeehaften Vorstel-
lungen von Mann und Frau braucht es 
dringend ein Umdenken der Gesell-
schaft, vor allem muss diese Verände-
rung bereits in jungen Jahren spürbar 
sein, sagen ExpertInnen.

Mathematik als Bremsklotz

Als ein weiterer Grund, warum Frauen 
in Technik, Wissenschaft und Ingenieur-
wesen unterrepräsentiert sind, wird oft 
das Fach Mathematik genannt, das bei 
diesen Fachrichtungen eine relativ große 
Rolle spielt. Denn selbst bei gleichen 
Leistungen glauben Mädchen eher als 
Jungen, sie seien darin nicht gut genug. 
Auch wenn das in vielen Staaten zum Teil 
der Wahrheit entspricht, zeigte erst 

Amela Muratovic
ÖGB Kommunikation
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kürzlich eine Studie, dass Mädchen in 
Mathematik anders beurteilt werden  
als Buben – und zwar automatisch 
schlechter. 

Victor Lavy von der Universität 
Warwick in England und Edith Sand 
von der Universität in Tel Aviv veröf-
fentlichten dazu eine Untersuchung, 
die vermuten lässt, dass Mädchen allge-
mein schlechter in Mathematik ab-
schneiden, weil das Lehrpersonal das 
von ihnen erwartet. Dazu wurden 
SchülerInnen von Beginn bis zum Ende 
der Schulausbildung begleitet, ihre Ar-
beiten wurden zweimal beurteilt – ein-
mal anonym und einmal vom eigenen 
Lehrenden. Anonym schnitten die 
Mädchen besser ab als Buben, beim ei-
genen Lehrenden war genau das Gegen-
teil der Fall. In den anderen Fächern, 
wie beispielsweise Sprachen, konnte 
dieses Phänomen jedoch nicht beob-
achtet werden.

Erfolgreiche Erfinderinnen

Erfolgreiche Erfinderinnen zeigten be-
reits vor vielen Jahren, dass Technik und 
die damit verbundene Mathematik für 
Frauen kein Fremdwort ist und dass sie 
für Jobs in diesen Bereichen genauso gut 
wie Männer geeignet sind. Nur üben bis 
heute das familiäre Umfeld, Ausbil-
dungsstätte und die Gesellschaft einen 
großen Einfluss bei der Berufs- und Stu-
dienwahl aus und drängen so die Mehr-
zahl der Mädchen in traditionell weibli-
che Berufe, wie Kindergärtnerin und 
Bürokauffrau. Damit das Interesse für 
die bisher fast ausschließlich von Män-
nern dominierte Technikbranche wächst 

und mehr Frauen Interesse zeigen, muss 
die Berufsinformation um einiges ver-
bessert werden, etwa durch eine stärkere 
Sensibilisierung für die voraussichtlichen 
Auswirkungen der unterschiedlichen 
Fächerwahl von Jungen und Mädchen 
auf Berufsaussichten und Verdienst
niveau. Es zeigt sich nämlich, dass jene 
Mädchen und Frauen, die sich für eine 
IT-Karriere entschieden haben oder für 
die eine solche infrage kommt, in ihrem 
privaten Umfeld weibliche Vorbilder 
hatten oder haben. Somit verfügen sie 
über mehr Wissen hinsichtlich der Be-
rufsmöglichkeiten und haben eher die 
Chance, in die Branche hineinzuschnup-
pern und sich ein eigenes Bild davon zu 
machen. 

Die Übernahme der Maschinen

Dass ein Umdenken und eine Verände-
rung dringend nötig sind, zeigt auch die 
Tatsache, dass der Einsatz von Robotern 
und ähnlichen Technologien zunimmt 
und in den kommenden Jahren viele Ar-
beitsplätze und somit Arbeitskräfte erset-
zen wird. Die wachsende Technologie 
bedroht in erster Linie Berufsgruppen, 
die Verwaltungstätigkeiten ausüben, aber 
auch den Einzelhandel und andere 
Dienstleistungsberufe. Sogar ganz vom 
Aussterben bedroht sind zum Beispiel 
Berufe wie KassierIn und Fahrkartenver-
käuferIn. 

Im Dienstleistungssektor sind, wie 
zahlreiche Statistiken bestätigen, die 
meisten Frauen beschäftigt. Das bedeu-
tet, dass vor allem für sie erhöhte Risi-
kogefahr besteht, ihren Job – zwar nicht 
von heute auf morgen, aber mit Sicher-

heit irgendwann, da sind sich die Ex-
pertInnen sicher – an eine Maschine zu 
verlieren. Genau das Gegenteil und eine 
Zunahme der Beschäftigten bewirkt der 
technische Fortschritt in Technologie-
berufen und in der IT. 

Politik und Wirtschaft am Zug

Damit IT- und Technikunternehmen in 
Zukunft seltener über Personalmangel 
klagen, sind viele Veränderungen not-
wendig – vom Elternhaus über die schu-
lische Ausbildung bis hin zur Gesell-
schaft. Benachteiligungen wie etwa das 
Lohngefälle zwischen Männern und 
Frauen und die fehlenden Kinderbil-
dungseinrichtungen müssen beseitigt 
werden. Hier ist die Politik genauso  
wie die Wirtschaft am Zug. Denn erst 
wenn Frauen Chancengleichheit im 
gesamten Berufsleben vorfinden und es 
ihnen ermöglicht wird – genauso wie 
ihren männlichen Arbeitskollegen –, 
einer Vollzeitbeschäftigung nachzu
gehen, haben sie die Möglichkeit, Kar
riere zu machen und erfolgreich zu sein, 
sei es in der Informationstechnologie, in 
der Technik, aber auch in jeder anderen 
Branche. 

 Internet: 

Mehr Infos unter:
sprungbrett.or.at
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Erfolgreiche Erfinderinnen zeigten bereits vor 
vielen Jahren, dass Technik und Mathematik für 
Frauen keine Fremdwörter sind. Dennoch sind 
sie in diesen Jobs heute total unterrepräsentiert. 
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D
er Traum, engen Großstadtbüros 
und einer 60-Stunden-Arbeitswo-
che zu entfliehen, motivierte drei 
ehemalige Finanzberater aus Lon-

don dazu, ihr „eigenes Ding“ auf die Beine 
zu stellen. Sie kehrten der Wirtschaftsbran-
che den Rücken und gründeten die „etwas 
andere“ Jobplattform www.escapethecity.
org. Mit ihrem Start-up-Unternehmen Es-
cape geben Rob Symington, Dom Jackman 
und Mikey Howe Interessierten auf dem 
Weg zum Traumjob einen Leitfaden in die 
Hand. Was als einfacher Blog begann, hat 
sich schnell zu einem Onlinedienst entwi-
ckelt, der vielen dabei geholfen hat, der 
Routine ihrer Großfirmenjobs zu entflie-
hen – mit dem Ziel, entweder einen aufre-
genden neuen Job zu finden, ein eigenes 
Unternehmen zu gründen, eine kreative 
Auszeit zu nehmen oder das große Aben-
teuer zu wagen. Mittlerweile zählt „Escape 
the City“ über 200.000 Mitglieder auf der 
ganzen Welt. 

„Der Wunsch, einen sinnerfüllten Job 
zu haben, trifft mitten ins Herz. Es geht 
um Identität, die Definition von Leben, 
Erfolg und Reichtum. Bei alldem ist 
Angst ein sehr großer Teil – aber all das 
hilft nicht, wenn du nach Erfüllung 
suchst“, erklärt Rob Symington, der seine 
Karriere beim Unternehmensberater 
Ernst & Young hinter sich ließ. Die Job-
plattform Escape wurde zum Teil durch 
Crowdfunding – bei dem über 850.000 
Euro lukriert werden konnten – finan-
ziert. Zugang zu den interessanten Joban-
geboten aus aller Welt haben nur Mitglie-

der. Um auf der Plattform ein Jobangebot 
aufgeben zu dürfen, muss man bestimmte 
Kriterien erfüllen wie beispielsweise: exo-
tischer Ort, spannende Aufgabe, soziale 
Aspekte, Kreativität. Derzeit werden un-
ter anderem EventmanagerInnen auf der 
thailändischen Insel Ko Lanta, Kulturver-
antwortliche bei einer NGO in Tansania 
oder ExpertInnen für ein Start-up-Office 
in Rio de Janeiro gesucht. Aber auch Of-
ferte aus dem Silicon Valley sind online zu 
finden – etwa bei Uber, Apple und 
Airbnb. Die meisten Jobangebote können 
orts- und zeitunabhängig erledigt werden 
– und frei von Zwängen einer Festanstel-
lung. Es ist nicht mehr entscheidend, wer 
am längsten im Büro sitzt, sondern wer 
seine Kompetenz – unabhängig von Ort 
und Zeit – am besten einbringen kann.

Gnadenloser Wettbewerb

Das Heer von digitalen FreelancerInnen 
arbeitet in der Regel in Projekten und be-
kommt bestenfalls Werkverträge. Der gna-
denlose Wettbewerb im Web, bei dem die 
günstigsten Angebote das Rennen machen, 
das fehlende soziale Netz und die nicht 
vorhandenen Mitspracherechte im Betrieb 
bereiten den Escape-Gründern kein Kopf-
zerbrechen. Die größten Einwände – näm-
lich Unsicherheit und fehlenden Kündi-
gungsschutz – entkräftet Rob Symington 
folgendermaßen: „In letzter Zeit mussten 
viele Menschen, die nie etwas riskiert und 
ihr Leben lang für Großfirmen gearbeitet 
hatten, erleben, wie man sie, dem Ren-
tenalter nahe, auf einmal schlecht behan-
delte. Es kommt zu Entlassungen, radikal 
zusammengestrichenen Rententöpfen und 
massenhaft zwangsweisen Frühpensionie-

rungen. Wenn das Geld knapp wird, sind 
wir alle entbehrlich.“ Trotz aller Heraus-
forderungen des Freelancer-Daseins über-
wiegen für die Escape-Gründer die Vortei-
le deutlich.

Selbstständigkeit ist nicht grundsätz-
lich schlecht, findet auch Karl-Heinz 
Brandl, Bereichsleiter für Innovation der 
deutschen Gewerkschaft ver.di. Nur müss-
ten die Bedingungen stimmen, so der Ge-
werkschafter. Das sei aber bei den digita-
len Jobplattformen derzeit nicht der Fall. 
Daher bereiten ver.di die neuen Arbeits-
modelle auch ziemliches Kopfzerbrechen. 
Die Angebotspalette der digitalen Platt-
formen, die von der Auslagerung konkre-
ter Aufgaben wie Assistenzfunktionen 
oder einfachen Testfällen im Softwareent-
wicklungsbereich über Produktentwick-
lung, Prototypentest bis zur Vermittlung 
von FreelancerInnen reicht, wächst stetig. 
„Andere Gewerkschaften und wir arbeiten 
intensiv an Spielregeln für die neue Ar-
beitswelt“, versichert Brandl. 

Die Liste der Schattenseiten, unter de-
nen Cloudworker („WolkenarbeiterIn-
nen“) leiden, die ihre Arbeit mithilfe mo-
derner Technologien unabhängig von Zeit 
und Ort erledigen, ist lang. Berichte von 

Freiheit oder moderne Sklaverei?
Sozialdumping sowie fehlende Pensionskassen sind die Kehrseite von Online-Jobs. 

Gewerkschaften stehen vor komplett neuen Herausforderungen.

Irene Mayer-Kilani
Freie Journalistin für die Tageszeitung „Kurier“ 

und Printmagazine
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extrem schlechter Bezahlung etwa bei 
Amazons Mechanical Turk – dem Online-
Arbeitsmarkt für Mikrojobber – mit ei-
nem Durchschnittslohn von zwei Dollar 
pro Stunde, ohne Sozialleistungen oder 
ArbeitnehmerInnenschutz, lassen aufhor-
chen. „Bei diesen Modellen fehlt es meist 
an Mindeststandards hinsichtlich Bezah-
lung, Arbeitszeit, Arbeitsschutz und recht-
licher wie sozialer Sicherheit. Deshalb be-
steht die Gefahr, dass Crowdworking sich 
in die Sphäre der ausbeuterischen Er-
werbstätigkeit entwickelt“, warnt Brandl. 

Gewerkschaften sind sich der Tatsache 
bewusst, dass die Bedingungen in der digi-
talen Arbeitswelt auch massiven Einfluss 
auf alle traditionell Beschäftigten haben 
werden. Dabei kann auch erheblicher 
Druck auf die Einkommens- und Arbeits-
bedingungen der angestellten Arbeitneh-
merInnen entstehen. Soll „gute Arbeit“ 
auch für Crowd-Arbeit möglich werden, 
so müssten die gesetzlichen Lücken ge-
schlossen und Mindestbedingungen, etwa 
ein Mindestlohn, rechtlich verankert wer-
den. Die Mitbestimmung in Betrieben 
müsse für digitale Beschäftigte erweitert 
werden. Ein wichtiger Punkt sei auch die 
Wahrung von Persönlichkeitsrechten und 
Datenschutz. „Bei manchen Verträgen mit 
Crowdsourcing-Plattformen müssen sich 
die JobinteressentInnen ja praktisch nackt 
ausziehen“, warnt Brandl.

All die oben angeführten Punkte wür-
den zeigen, dass die neue Arbeitswelt regu-
liert werden müsse, damit es zu einem 
möglichst fairen Ausgleich von Interessen 
kommt. „Schließlich gilt es, einen sozialen 
Rückschritt zu verhindern, der uns an den 
Beginn des industriellen Zeitalters zurück-
katapultieren könnte“, mahnt Brandl. Die 

deutschen Gewerkschaften IG Metall und 
ver.di haben Internetplattformen (www.
ich-bin-mehr-wert.de/support/cloudwor-
king) zum Thema geschaltet und bieten 
Beratung für Cloudworker. ver.di organi-
siert auch Workshops für Ein-Personen-
Unternehmen (EPUs) und Cloudworker. 
Informationen, Beratung, Honorarrichtli-
nien, Vertragspraxis und Weiterbildung 
stehen auf dem Programm.

Neue Debatte erforderlich

Die rasant voranschreitende Digitalisie-
rung erfordert auch eine völlig neu aufge-
stellte arbeitsmarkt- und gesellschaftspoli-
tische Debatte. „Ein Cloudworker mit 
wenigen Euro Bruttolohn hat keinen Spiel-
raum, in die eigene Vorsorge zu investieren. 
Das soziale Netz wird für ihn zum Raster, 
durch das er fällt. Die modernen Arbeits-
formen rufen das Konzept einer Bürger-
versicherung auf den Plan. Die Verbreite-
rung der Finanzierungsbasis im sozialen 
Sicherungssystem wäre der strukturelle 
Schritt zur Absicherung des ‚digitalen Pre-
kariats‘“, meint etwa SPD-Generalsekretä-
rin Yasmin Fahimi. Denn, so Fahimi, wenn 
die digitale Arbeitswelt ihr Freiheitsver-
sprechen einlösen möchte, dann könne dies 
nicht zulasten der Beschäftigten gehen, die 
am Ende mit der Entscheidung zwischen 
Selbstverwirklichung und Selbstausbeu-
tung allein gelassen werden. 

In Deutschland laufen bereits angereg-
te Diskussionen zum Thema auf breiter 
gewerkschaftlicher und politischer Basis – 
und konkret werden eine Rentenkasse und 
Arbeitslosenabsicherung für Online-Job-
ber gefordert. In Österreich ist man hin
gegen noch nicht ganz so weit. Der ÖGB 

weiß, dass man sich den Herausforde
rungen, die der digitale Wandel der Ar-
beitswelt mit sich bringt, stellen wird müs-
sen, und es besteht dahingehend auch 
Problembewusstsein. Entsprechend klare 
und mit den Sozialpartnern akkordierte 
Forderungen stecken noch in den Kinder-
schuhen. Was EPUs betrifft, wäre für diese 
die Wirtschaftskammer zuständig, von der 
aber kommt wenig Unterstützung – mit 
dem Ergebnis, dass viele Menschen in sehr 
prekären Verhältnissen sind. Aufmerksam 
beobachten KonsumentenschützerInnen 
die neuen Entwicklungen von Online-
Dienstleistungsvermittlern. „Konsumen-
ten genießen beim Online-Kauf Vorteile 
wie ein großes Warenangebot, einfache 
Preisvergleiche und bequeme Auftragser-
teilung von zu Hause. Die gesellschaft
lichen Aspekte jedoch, etwa wie sich di
gitale Plattformen auf traditionelle Ar- 
beitsplätze auswirken werden, sind noch 
nicht abzusehen“, erklärt Gabriele Zgubic, 
Leiterin der Abteilung Konsumenten
politik der AK Wien. Neue Technologien 
würden viele Vorteile und Arbeitserleich-
terungen für KonsumentInnen und Ar-
beitnehmerInnen bringen. Dennoch dür-
fe man die negativen Seiten nicht außer 
Acht lassen, warnt Zgubic: „Neben dem 
mangelnden Datenschutz zählen steigen-
der Arbeitsdruck, ständige Erreichbarkeit, 
sinkendes Lohnniveau, aber auch das 
Wegfallen von Arbeitsplätzen dazu.“

 

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

irene_mayer@hotmail.com
oder die Redaktion 

aw@oegb.at
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Das Heer von digitalen FreelancerInnen  
arbeitet in der Regel in Projekten und bekommt 
bestenfalls Werkverträge. 

http://www.ich-bin-mehr-wert.de/support/cloudworking
http://www.ich-bin-mehr-wert.de/support/cloudworking
http://www.ich-bin-mehr-wert.de/support/cloudworking
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D
ie Big Player der IT- und Kom-
munikationsbranche waren unter 
den ersten, die das Büro der Zu-
kunft in die Gegenwart holten: 

Videokonferenzen sollten Dienstreisen 
ersetzen und dabei helfen, Zeit und Geld 
zu sparen. Flexibles Arbeiten etwa in Form 
von Home-Offices bot neue Chancen für 
junge Eltern und all jene, die sich nicht 
an Bürozeiten halten möchten oder nicht 
so mobil sind. Weniger Geschäftsreisen 
und weniger PendlerInnen, das bedeutet 
nicht zuletzt auch weniger Treibstoffver-
brauch. Eine Win-win-Situation für alle 
Beteiligten, sogar für die Umwelt.

Traditioneller Alltag

Doch obwohl es die technischen Voraus-
setzungen für modernste Kommunikati-
onsmethoden schon lange gibt, hat sich 
bisher erstaunlich wenig verändert. 2012 
etwa haben 1,3 Millionen Österreiche-
rInnen insgesamt 3,9 Millionen Dienst-
reisen unternommen. 

Der persönliche Kontakt mit Kun-
dInnen und GeschäftspartnerInnen ist 
nach wie vor wichtig und macht belast-
bare Beziehungen überhaupt erst mög-
lich. Sechs Milliarden Euro ließen sich 
die Unternehmen das kosten – die Rei-
seausgaben hatten damit wieder das 
Vorkrisen-Niveau erreicht. Österreich-
weit werden, so meldete der „Kurier“ im 
April 2013, 82 Prozent aller Telefon-
konferenzen und 48 Prozent aller Vi-
deokonferenzen für die interne Kom-
munikation genutzt.

Nur acht Prozent der Unternehmen 
nutzen Videokonferenzen häufig. „Bis 
heute sind selbst in der IT-Branche 
Videokonferenzen nur bei den Groß
unternehmen gang und gäbe“, erzählt 
Manuel Lehner, Sekretär der Interes
sengemeinschaften work@professional, 
work@external und work@it der GPA-
djp. „Meistens werden diese technischen 
Möglichkeiten für Gespräche mit Mit-
arbeiterInnen im Ausland oder mit an-
deren Niederlassungen genutzt.“ 

Zeit ist Geld, das gilt auch für Vi-
deokonferenzen. Und daher werde, so 
Lehner, in diese Minuten möglichst viel 
an Inhalten hineingepackt. Zeit für Kre-
ativität und das Entstehen neuer Ideen 
bleibt da meist nicht. Außerdem: Wäh-
rend Zweiergespräche über Skype noch 
relativ einfach sind, erfordert eine echte 
Konferenz per Video auch einiges an 
Organisation. Termine müssen koordi-
niert und entsprechende Räumlichkei-
ten für vertrauliche Gespräche reserviert 
werden. Immerhin hat sich die Techno-
logie so weit weiterentwickelt, dass Wa-
ckelbilder, schlechte Tonqualität oder 
Asynchronität theoretisch vermeidbar 
sind. 

Herausforderungen

Dass Distanz und die digitale Kommu-
nikation per Messenger, E-Mails und 
ähnlichen Tools zwar das Finden und 
Kontaktieren von Personen erleichtern, 
das Verständnis für das virtuelle Gegen-
über aber nicht gerade verbessern, haben 
wohl viele Menschen schon selbst erfah-
ren. Man muss nicht gleich Opfer eines 
Shitstorms gewesen sein, um zu bemer-

ken, dass – sobald der direkte Kontakt 
fehlt – spontane Entgleisungen, aber 
auch Missverständnisse und Fehlinter-
pretationen häufiger werden.

Das Angebot, auch in den eigenen 
vier Wänden arbeiten zu können, haben 
viele Beschäftigte gerne angenommen – 
selbst wenn manche mit falschen Vor-
stellungen die Option Home-Office 
gewählt haben. Denn tatsächlich kann 
man in der Regel eben nicht gleich- 
zeitig Kinder beaufsichtigen oder Kran-
ke pflegen und effizient arbeiten. Und 
sich den Weg zur Arbeit zu ersparen 
mag zwar angenehm sein und ermög-
licht mehr Freizeit, aber irgendwann 
fehlt einem vielleicht der Kontakt zu 
den KollegInnen. 

Empfehlungen

Die AUVA-Expertin Brigitte-Cornelia 
Eder empfiehlt im aktuellen Magazin „Si-
chere Arbeit“: „Für diejenigen Personen, 
die gerne ungestört arbeiten, bei denen 
eventuell Unstimmigkeiten im Kollegen-
kreis bestehen, die Sozialkontakte, viel-
leicht sogar aufgrund der eigenen psychi-
schen Zustandslage, als Belastung erle-
ben, kann ein Telearbeitsplatz befreiend 
wirken und die Freude an der Arbeit zu-
rückbringen. Für andere dagegen kann 
der Telearbeitsplatz zur Zerreißprobe 
werden und sie in die Isolation führen. 
Vielleicht ist man abgeschnitten von In-
formationen, die, wie jeder weiß, ganz 
oft informell ‚zwischen Tür und Angel‘, 
beim Kaffee oder am Gang ausgetauscht 
werden. Vielleicht entfremdet man sich 
von seinen Kolleginnen und Kollegen 
und verliert trotz aller Besuche im Büro 

Kollege Computer
Messenger, Intranet, Doodle-Termine, Home-Office, Videokonferenzen – kommt in der 

digitalisierten Arbeitswelt der persönliche Kontakt zu kurz?

Astrid Fadler
Freie Journalistin
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den ‚guten Draht‘, den man immer hat-
te. Hier ist sowohl Eigenverantwortung 
gefragt, die eigene Situation eventuell 
wieder zu verändern, als auch der Arbeit-
geber in die Pflicht genommen, der hier 
ein feines Auge und Ohr für seine dann 
weit entfernten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter haben sollte!“ 

Vor allem in der IT-Branche sind 
Home-Offices gut möglich und auch 
sehr verbreitet. Doch mittlerweile ru-
dern manche Unternehmen wieder zu-
rück und fordern mehr persönliche Prä-
senz am Arbeitsplatz. Schon 2013 
schränkte das US-Internetunternehmen 
Yahoo die weitverbreitete Arbeit im ei-
genen Zuhause ein – zum Unmut vieler 
MitarbeiterInnen, die wieder pendeln 
mussten.

„Was soll ich denn in der Firma? Da 
kenn ich ja niemanden“, war die Reakti-
on bei manchen Beschäftigten bei Hew-
lett-Packard, erzählt Eva Angerler, Ex-
pertin für Arbeit und Technik in der 
GPA-djp. Doch für die Unternehmens-
leitung steht mittlerweile fest, dass ein 
gewisses Maß an altmodischen Face-to-
face-Kontakten erforderlich ist, um aus-
reichend Kommunikation und Kreativi-
tät zu gewährleisten.

Big Boss is Watching

Mittlerweile gibt es vor allem bei den 
großen Softwareproduzenten schon ganz 
andere Entwicklungen, die teilweise in 
Richtung Überwachung gehen. Bei in-
ternationalen Konzernen wie IBM läuft 
die Kommunikation unter den auf der 
ganzen Welt verstreuten Beschäftigten 
über Social-Software-Plattformen ab. 
Vorgesetzte und Unternehmensleitung 
können über diese Software jederzeit 
sowohl den Vernetzungsstand als auch 
den Kommunikationslevel einzelner 
MitarbeiterInnen erheben. Auch die 
Arbeitsergebnisse bzw. -fortschritte sind 
abrufbar. 

Außerdem im Angebot: Statusmel-
dungen mit verschiedenfarbigen Lämp-
chen-Symbolen, um festzustellen, wie 
lange und wann Mitarbeitende im 
Home-Office online sind. Manuel Leh-
ner: „Das erzeugt Druck, obwohl jedem 
klar sein dürfte, dass länger online zu 
sein nicht unbedingt ein besseres Ergeb-
nis bedeutet.“

Flexibles Arbeiten, das bedeutet 
nicht nur Gleit- oder Vertrauensarbeits-
zeit und Home-Office, sondern unter 
Umständen auch, dass man keinen fixen 
Schreibtisch mehr hat. Eva Angerler: „In 
Österreich beginnen jetzt die großen 
Banken mit der Einführung von Desk-
sharing.“ Das soll nicht nur die interne 
Kommunikation verbessern – in man-
chen Unternehmen wurden auch die 
Chef-Büros gestrichen –, sondern ist au-
ßerdem platzsparend. Denn wer auf Ur-
laub oder im Krankenstand ist oder aber 
zu Hause arbeitet, braucht keinen 
Schreibtisch im Büro. Dabei hängt es 
von den aktuellen Tätigkeiten und An-
forderungen ab, an welchem Platz und 
neben welchen KollegInnen man arbei-
tet. „Es gibt zwar so etwas wie eine 
Homebase, zu der man fix dazugehört, 
aber ansonsten ist alles flexibel. Hier 
stellt sich unter anderem die Frage: Wie 
findet man seine KollegInnen und Vor-
gesetzten, wenn man spontan etwas 
braucht? Der Lösungsmöglichkeit, die 
Beschäftigten per GPS orten zu können, 
können wir nichts abgewinnen.“

Eine FORBA-Studie mit Beschäf-
tigten eines Technologiekonzerns in 
Wien, der ein Desk-sharing-Programm 
eingeführt hat, zeigte 2012 eher nega
tive Auswirkungen auf die Mitarbeite-
rInnen. Der Wegfall der gewohnten 
Arbeitsumgebung bzw. des zumindest 
in Maßen gestaltbaren eigenen „Terri
toriums“ sorgte für viel Kritik bei den 
Betroffenen. Im Vergleich mit ande- 
ren untersuchten Unternehmen war die 
Zufriedenheit mit den räumlichen Be-
dingungen in diesem topmodern ausge-
statteten Bürogebäude mit Abstand am 
geringsten.

Internet:

Muster-Betriebsvereinbarung Telearbeit/ 
Home-Office:

tinyurl.com/opnabyj

Ausführliche Infos zu Telearbeit: 
tinyurl.com/p3txkt7 
tinyurl.com/q9ed9u5

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

afadler@aon.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Das Angebot, auch in den eigenen vier 
Wänden arbeiten zu können, haben viele 
Beschäftigte gerne angenommen – selbst 
wenn manche mit falschen Vorstellungen  
die Option Home-Office gewählt haben. 

http://tinyurl.com/opnabyj
http://tinyurl.com/p3txkt7
http://tinyurl.com/q9ed9u5
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Zahlen, Daten, Fakten
Seit mindestens zehn Jahren ist nicht nur die Menge an Daten geradezu explodiert,  

die über das Internet verbreitet wurden. Auch die Macht der Internetkonzerne  

Ausgewählt und zusammengestellt von Sonja Fercher, Michael Heiling und Sylvia Kuba, Arbeiterkammer.

Die Macht der Daten

ÖGB-VERLAG/APA-AUFTRAGSGRAFIK
Quelle: „Vorstandsvergütung in ATX-Unternehmen“ AK (2014); 
U.S. Securities and Exchange Commission; Statista; AK/ÖGB-Darstellung. Arbeit&Wirtschaft 7/2015

Die Macht der Internetkonzerne Die Datenexplosion
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Big Data: Wie wir auf Schritt und Tritt zu kommerziellen Zwecken ausspioniert werden

ÖGB-VERLAG/APA-AUFTRAGSGRAFIKArbeit&Wirtschaft 7/2015Quelle: www.crackedlabs.org; AK/ÖGB-Darstellung.
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hat sich in diesem Zeitraum verfestigt. Währenddessen ist die kommerzielle Bedeutung  
von Daten gestiegen: Auch aus einfachen Fitness-Apps werden Daten generiert,  

die dann kommerziell verwertet werden. Selbst am Arbeitsplatz ist der Einsatz digitaler 
Technik inzwischen Normalität. Dem stehen aber mangelnde Regeln im Betrieb 

gegenüber, sei es zum Thema Datenschutz, sei es zum Thema Erreichbarkeit.  

Die einzelnen Grafiken können Sie unter www.arbeit-wirtschaft.at herunterladen. 

I N F ORMAT I ON

Datenschutz im Betrieb

ÖGB-VERLAG/APA-AUFTRAGSGRAFIKQuelle: WISO 38. Jg (2015), Nr. 1; AK/ÖGB-Darstellung. Arbeit&Wirtschaft 7/2015

Zu welchen Themen gibt es eine Betriebsvereinbarung?

An wen wenden Sie sich, wenn Sie bezüglich Datenschutz eine Frage haben?
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Daten zum mobilen Arbeiten in Österreich gibt es derzeit noch nicht, in Deutschland stellt sich die Lage wie folgt dar: 

Mobiles Arbeiten ist Realität, aber völlig ungeregelt

ÖGB-VERLAG/APA-AUFTRAGSGRAFIKQuelle: Bitkom-Studie „Mobiles Arbeiten 3.0“ (2013); AK/ÖGB-Darstellung. Arbeit&Wirtschaft 7/2015
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G
oogle, Apple, Microsoft, Facebook: 
Die vier großen Spieler stammen 
aus den USA. Während Microsoft 
und Apple auf dem Softwaremarkt 

ein Duopol bilden, ist die Suchmaschine mit 
einem Marktanteil von über 90 Prozent in 
allen europäischen Ländern nicht nur Platz-
hirsch, sondern bildet ähnlich wie die In-
ternetplattform Facebook ein Quasi-Mo-
nopol. Die Macht der großen Player ist im-
mens, sie sind Analytiker, Prognostiker, 
Torwächter und zugleich Führer durch die 
digitale Welt, die rasante Veränderungen 
von Arbeit bewirkt. 

Daten-Kolonie Europa? 

Die sozialen Auswirkungen sind immens: 
Auf der einen Seite stehen die ICT-Exper-
tInnen und Start-ups, die schnell reich wer-
den, auf der anderen Seite eine wachsende 
Masse von Crowdworkern, die für Cent-
Beträge Aufträge erledigen, ohne Absiche-
rung gegen Krankheit, Unfall, Alter oder 
Mutterschutz – was einer Rückkehr ins  
19. Jahrhundert gleichkommt. Und wo 
bleibt Europa: Wird es zu einer Daten-
Kolonie, abhängig von Big Data aus den 
USA? Wie verändert Digitalisierung die 
Gesellschaft, das europäische Sozialmodell 
und die Arbeit? 

Studien haben ergeben, dass Investitio-
nen von 90 Milliarden jährlich notwendig 
sind, damit Europa seine Stellung behaup-
ten kann. Um das ehrgeizige Ziel euro
päischer Industriepolitik, einen Anteil von 
20 Prozent am BIP, zu erreichen, sind ge-
waltige Anstrengungen notwendig, auch 

und gerade im Bereich der Digitalisierung 
von Industrie und Dienstleistungen.

Auf dem digitalen Schachbrett agieren 
viele Spieler mit unterschiedlichen Inter-
essen: 

»» die Beschäftigten im Industrie- und 
Dienstleistungsbereich, die mit einer Digi-
talisierungsoffensive konfrontiert sind und 
den Übergang zu guter digitalisierter Arbeit 
bewältigen müssen, bei Mitarbeit der Ge-
werkschaften und Nutzung der geltenden 
Unterrichtungs- und Anhörungs- sowie 
Mitbestimmungsrechte;

»» ein zunehmendes digitales Prekariat der 
Crowdworker, die ohne Arbeitsvertrag zahl-
lose Klein- und Kleinstaufträge überneh-
men (müssen), ohne soziale Absicherung 
– durch simples Anklicken und damit Ak-
zeptieren des Kleingedruckten, der Ge-
schäftsbedingungen;

»» Roboter, die repetitive Arbeiten über-
nehmen können und das Schreckgespenst 
einer Verdrängung der Menschen durch 
Maschinen, also von menschenleeren Fa-
briken, heraufbeschworen haben, jedoch 
vor allem neue Herausforderungen der Ma-
schine-Mensch-Kommunikation mit sich 
bringen;

»» nationale Regierungen, die sich bemü-
hen, einen geeigneten Politikrahmen zu 
schaffen, und zu diesem Zwecke unter Be-
teiligung von Sozialpartnern wie Wissen-
schafterInnen die digitalen Herausfor
derungen diskutieren, wie beispielsweise  
die Initiative „Grünbuch Arbeiten 4.0“ des 
deutschen Arbeitsministeriums, die zahl-

reiche richtige und wichtige Fragen auf-
wirft; 

»» andere nationale Regierungen, die alles 
den Märkten überlassen und sich nur um 
die technologischen Herausforderungen 
(Ausbau von Breitbandnetzen usw.) küm-
mern, aber nicht die sozialen;

»» die Europäische Kommission, die sich 
laut einer Mitteilung zum digitalen Binnen
markt auf die Beseitigung von Binnen-
markthindernissen kapriziert, ohne die 
Problematik „digitale Arbeit“ ins Blickfeld 
zu nehmen;

»» Arbeitgeber, die Unterrichtung-Anhö-
rung-Mitbestimmung als „Verzögerungs-
faktor“ angreifen und die Digitalisierung 
nutzen wollen, um die Flexibilisierung und 
Liberalisierung des Arbeitsmarkts voranzu-
treiben. Einige Arbeitgeber erhoffen sich 
eine „Befreiung“ aus Flächentarifverträgen 
und Mitbestimmungsstrukturen. Mehr 
Outsourcing, mehr Werkverträge …

So weit die Player und ihre Schwer-
punkte. Die gewerkschaftlichen Heraus-
forderungen sind schnell skizziert: Es geht 
um den Wert und Stellenwert von guter 
digitaler Arbeit, die mitbestimmt sein 
muss, ständige Weiterqualifizierung erfor-
dert und tariflich zu gestalten ist. Das 
deutsche Arbeitsministerium ist vorge-
prescht, um diese Fragen ins Blickfeld zu 
nehmen, aber was passiert in anderen Län-
dern Europas und warum greift die Kom-
mission diese Steilvorlage, diesen holisti-
schen Ansatz nicht auf, sondern verengt 
das Sichtfeld ohne Not auf „Binnenmarkt-
hindernisse“?

Wolfgang Kowalsky
EGB, Politischer Referent

Gute Arbeit gestalten
Wie verändert Digitalisierung die Gesellschaft, das europäische Sozialmodell  

und die Arbeit?
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Eine Studie der Universität Oxford 
verweist darauf, dass in den kommenden 
20 Jahren rund die Hälfte der bestehenden 
Jobs in den USA durch Digitalisierung 
gefährdet ist. Eine Schätzung des Think-
tanks Bruegel für Europa bewegt sich in 
gleicher Größenordnung. Auf der anderen 
Seite behauptet der zuständige Kommissar 
Andrus Ansip, dass allein in der App-Wirt-
schaft drei Millionen zusätzliche Jobs bis 
2018 geschaffen würden. Gerade im Be-
reich der informationsbasierten industrie-
nahen Dienstleistungen wie Programm-
Updates, Fehlerdiagnose oder Fernwartung 
ist ein Aufschwung zu erwarten.

Klar ist, dass der Übergang zu digitaler 
Industrie und digitalen Dienstleistungen 
gestaltet werden muss – unter gleichzeiti-
ger Sicherung des Beschäftigungsstands. 
Gute digitale Arbeit muss gefördert wer-
den, wobei der Einsatz neuer Technologien 
mit neuen Arbeitserfordernissen mit den 
Beschäftigten und ihren Interessenvertre-
tungen abzustimmen ist. Digitale Kompe-
tenzen erfordern eine antizipative Qualifi-
kationsstrategie unter Mitwirkung der Be-
schäftigten, die den Anforderungen von 
Frauen und Männern, Jugendlichen und 
Älteren gleichermaßen gerecht wird, etwa 
indem sie einen tarifvertraglichen An-
spruch auf Bildungsteilzeit vorsieht. Die 
Vereinbarkeit von Privatleben und Arbeit 
wird umso wichtiger, als die Digitalisie-
rung potenziell eine Entgrenzung der Be-
triebe und eine Entgrenzung von Arbeits-
zeit mit sich bringt. Eine Anpassung des 
ArbeitnehmerInnen- und Betriebsbegriffs, 
eine Erweiterung der Mitbestimmungs-
rechte und -möglichkeiten sind gerade bei 
vernetzten Formen der Arbeitsorganisation 
und mobilen Arbeitsformen unerlässlich. 

Eine weitere Herausforderung besteht 
darin, die Potenziale der Digitalisierung 
für flexible Arbeitsformen zu nutzen. Die-
se müssen so gestaltet werden, dass neue 
Freiräume und Selbstbestimmungsmög-
lichkeiten für die Beschäftigten entstehen. 
Neue Regeln sind nötig: Für Plattform-
Arbeiten sollten Mindesthonorare und ar-
beitspolitische Standards geregelt werden. 
Micro-Jobber müssen als ArbeiterInnen 
betrachtet werden.

Digitalisierung erfordert weit mehr als 
Sozialpartnerverhandlungen über Weiter-
bildung – es ist eine Revolution: Die erste 
industrielle Revolution markierte den 
Übergang von Handarbeit zu Maschinen 
und beruhte auf Dampfkraft (ab 1800). 
Die zweite basierte auf Elektrifizierung 
und brachte Massenproduktion, bekannt 
als Fordismus (ab 1840/60). Die dritte be-
ruhte auf Computerisierung und die neu-
este ist verbunden mit den Stichworten 
Industrie 4.0, „Smart Services“, „Crowd-
sourcing“ „Crowdworkers“.

Sonnen- und Schattenseiten

Disruption heißt das Stichwort, mit dem 
die quasirevolutionären Prozesse bezeichnet 
werden, in denen neue AkteurInnen ge-
wohnte Praktiken und Regeln frontal in-
frage stellen und neue erzwingen. Da die 
Digitalisierung der Arbeit viele neue Fragen 
aufwirft und praxisrelevante Lösungen er-
fordert, ist ein Ausbau der Arbeitsforschung 
zum Thema „gute digitale Arbeit“ notwen-
dig. Digitalisierung hat ihre Sonnen- und 
ihre Schattenseite. Aus progressiver Sicht 
muss das Hauptaugenmerk auf dem spek-
takulären Anstieg der Produktivität und 
dessen Auswirkungen auf Arbeit und Be-

schäftigung liegen. Die Auslagerung von 
Arbeit aus traditionellen Unternehmens-
strukturen hat sich verdichtet zu einem so-
zioökonomischen Trend, erleichtert durch 
das Internet: Mechanical Turk ist ein Inter-
net-Marktplatz des Versandhauses Amazon, 
auf dem sich Crowdworker („Turker“) um 
Aufträge bemühen können. Mittlerweile 
haben NutzerInnen ein Online-Forum ge-
gründet, um sich abzusprechen: „Turker 
Nation“. Darüber hinaus haben Webarbei-
terInnen ein digitales Werkzeug geschaffen, 
um Arbeitgeber zu bewerten: Turkopticon.

Der Megatrend bringt neue Risiken 
mit sich: Monopolbildung, Massenentlas-
sungen, Überwachung und Kontrolle, 
mangelhaften Datenschutz, Industriespio-
nage … Gleichzeitig bringt er neue Mög-
lichkeiten: bessere Information, Kommu-
nikation, Beteiligung, Networking ... Es 
ist nicht zu spät, eine gesellschaftliche De-
batte anzustoßen, wie Digitalisierung so 
zu gestalten ist, dass gute Arbeit möglich 
bleibt und die neuen Kommunikations-
möglichkeiten zu einer Stärkung und Eu-
ropäisierung der Mitbestimmung beitra-
gen. Der EGB hat daher vorgeschlagen, 
ein Europäisches Forum zu gründen, um 
die Herausforderungen auszudiskutieren 
und in den Griff zu bekommen.

Internet:

Homepage Social Europe:
tinyurl.com/qhosxoq

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an den Autor

wkowalsk@etuc.org
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Immer mehr Crowdworker erledigen für  
Cent-Beträge Aufträge – ohne Absicherung bei  
Krankheit, Unfall, Alter oder Mutterschutz.
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Digital leben
Die Digitalisierung der Welt ist eine Tatsache. Angst vor ihr ist kein guter Ratgeber. 

Aber Skepsis ist angebracht.

D
ie globale Kontrolle durch Ge-
heimdienste und Unternehmen 
produziert Angst und Wider-
stand. Damit befassten sich 2013 

zwei beinahe zeitgleich erschienene Bü-
cher. „Erfindet euch neu!“, jubelte der 
damals 83-jährige französische Philosoph 
Michel Serres in seinem gleichnamigen 
Buch. Er bewunderte die „Däumlinge“, 
die behände über die Benutzeroberfläche 
gleiten, und stellte sich eine „Demokratie 
des Wissens“ vor, die von den „neuen 
Menschen“ getragen wird, die durch Vir-
tuelles verbunden sind. Das andere Buch 
mit dem Titel „Smarte neue Welt“ begeg-
net dem Digitalen mit politisch moti-
vierter Skepsis. Der Weißrusse Evgeny 
Morozov polemisiert darin gegen die 
Leichtgläubigkeit, mit der die Menschen 
technologischen Fortschritt für die Lö-
sung gesellschaftlicher Probleme halten. 
Wir befänden uns in einer smarten neu-
en Welt und meinten, Apps & Co bräch-
ten uns Freiheit und Erkenntnis. Die di-
gitale Technologie unterstütze allerdings 
vor allem neoliberale Tendenzen und tra-
ge dazu bei, die Grundfesten demokra-
tischer Gesellschaften auszuhöhlen. 

Datenklau

Um die Abhängigkeit Europas von Netz-
giganten wie Google zu mindern, schlägt 
Morozov eine Art öffentlich-rechtlicher 
Datensammlung vor. „Google setzt auf 
die Zentralplanung im Sowjetstil, was 
Innovation verhindert. Das geht auf Dau-
er nicht gut. Stattdessen sollten wir glei-

che Voraussetzungen für alle schaffen. 
Das funktioniert nur, wenn niemand Da-
ten exklusiv sammeln oder besitzen kann. 
Das kann nur ein starker Staat sicherstel-
len“, ist der junge Digitalkritiker über-
zeugt.

„Big Data“, also Datenmengen die 
zu groß oder zu komplex sind, um mit 
traditionellen Methoden bearbeitet zu 
werden, ist heute schon viel mehr als die 
wirtschaftliche Nutzung von Daten. 
„Durch die Biometrie und Sensorik kom-
men wir vielen Träumen näher, sei es die 
künstliche Intelligenz oder die humanoide 
Robotik“, meint Thomas F. Dapp, Eco-
nomist bei Deutsche Bank Research. Er 
ist dort für den Bereich Innovation und 
digitale Ökonomie zuständig und ver-
fasste im Jahr 2014 eine Studie mit dem 
Titel „Big Data: Die ungezähmte 
Macht“. Demnach stecke der digitale 
Wandel zwar noch in den Kinderschu-
hen, habe die Gesellschaft aber bereits 
voll erfasst. Big Data und das „Internet 
der Dinge“ könnten enorme Wohl-
standsschübe auslösen ‒ „aber nur dann, 
wenn sie nach den sozialen und rechtli-
chen Prinzipien organisiert werden, die 
Europa unter hohen Opfern in seinen 
Gesellschaften etabliert hat“. 

Der Experte begegnet der digitalen 
Revolution mit gehöriger Skepsis. „Wir 
bewegen uns in eine Richtung, in der 
wir die Hoheit über Daten verlieren. 
Wenn wir keinen adäquaten Weg zur 
Regulierung finden, fallen mir für jedes 
positive Beispiel von Big Data ebenso 
Horrorszenarien ein.“ Es sei aber noch 
nicht zu spät, für bestehende und neue 
Player am Markt klare Regeln zu schaf-
fen. Wenn der Regelrahmen optimal ge-

staltet wäre, könne sich Big Data nicht 
nur wirtschaftlich positiv entwickeln, 
sondern auch wissenschaftlich und ge-
sellschaftlich. Der deutsche Studienau-
tor ortet ein Misstrauen in der Bevölke-
rung. „Das Misstrauen wird mittelfristig 
zu Innovationseinbußen führen, weil 
manche webbasierten Technologien 
nicht mehr angenommen werden.“ 

Industrie 4.0

Damit Österreich die digitalen Umwäl-
zungen nutzt, wurde im Juni des Jahres 
vom Bundesministerium für Verkehr, In-
novation und Technologie (bmvit), der 
Bundesarbeitskammer, der Industriellen-
vereinigung, der Produktionsgewerk-
schaft (PRO-GE) und zwei Fachverbän-
den der Verein „Industrie 4.0 Österreich 
– die Plattform für intelligente Produkti-
on“ gegründet. Unter dem Schlagwort 
„Industrie 4.0“, das 2011 anlässlich der 
Hannoveraner Messe geprägt wurde, wer-
den mehrere Entwicklungen zusammen-
gefasst. Im Zentrum steht vor allem die 
Verschmelzung klassischer Produktions-
techniken mit digitalen Technologien in 

Gabriele Müller
Freie Journalistin B U C H T I P P

Michel Serres:
Erfindet euch neu!
Eine Liebeserklärung  
an die vernetzte Generation
Edition Suhrkamp,  
69 Seiten, 2013, € 8,30
ISBN: 978-3-518-07117-5

Bestellung:
www.arbeit-recht-soziales.at
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dem „Internet der Dinge“, in dem Ma-
schinen, Werkstoffe und Produkte auto-
nom miteinander kommunizieren. AK-
Präsident Rudolf Kaske dazu: „Industrie 
4.0 bedeutet für die Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen eine große Umstel-
lung. Wir wollen uns mit dieser Initiative 
darauf konzentrieren, zusätzliche Wachs-
tums- und Beschäftigungsmöglichkeiten 
auszuloten und zu unterstützen.“ Beson-
dere Anliegen sind Kaske die Veränderun-
gen, „die in der Bildung notwendig sind. 
Noch mehr als bisher wird von den Ar-
beitnehmenden lebenslanges Lernen er-
wartet. Unser Bildungssystem muss die 
Menschen besser darauf vorbereiten.“

„Wir befinden uns am Anfang eines 
tief greifenden Strukturwandels in der 
Produktion, am Beginn der vierten in-
dustriellen Revolution, an deren Ende 
die intelligente Fabrik wartet“, meinte 
Rainer Wimmer, Bundesvorsitzender 
der Produktionsgewerkschaft PRO-GE, 
anlässlich der Präsentation der Initiative. 
„Nur gemeinsam können wir diese inno-
vative Weiterentwicklung mitgestalten 
und sicherstellen, dass die Interessen der 
Beschäftigten nicht zu kurz kommen. Es 
geht um die Absicherung unseres erfolg-
reichen Industriestandorts und die da-
mit verbundenen Arbeitsplätze.“

Problemlöser

Optimistisch zeigt sich der Zukunftsfor-
scher Klaus Kofler, der mit „Industrie 
4.0“ eine logische Weiterentwicklung 
dessen sieht, was vor rund 25 Jahren mit 
dem Internet begonnen hat. „Wir werden 
die Maschine als allgegenwärtigen Be-
standteil ins Leben integrieren“, sagte er 

im Mai in einem „Standard“-Interview. 
Visionär gedacht, könnte ein Geschäfts-
modell der Zukunft so aussehen, dass 
Menschen Güter mithilfe selbst generier-
ter Energie produzieren, sie global über 
Webseiten verkaufen und mit führerlosen 
Fahrzeugen zum Kunden schicken. Der 
Mensch, der in diesem noch etwas uto-
pischen Umfeld besonders gut zurecht-
kommen könnte, würde jener Spezies 
angehören, die der US-Soziologe Paul 
Hay „Kulturell Kreative“ nannte. Für die-
se Personen spielen soziale Gerechtigkeit, 
Nachhaltigkeit, Eigenverantwortung und 
Lebensqualität eine große Rolle. Sie las-
sen neue Lebens- und Arbeitsmodelle 
entstehen. „Das sind keine Spinner“, 
meint Klaus Kofler, „sondern Problem-
löser, die langsam in Führungsebenen 
vorrücken.“ All die Webportale, auf de-
nen man Arbeitgeber, Restaurants oder 
Reiseveranstalter bewerten kann, seien 
ein erstes Ergebnis dieser Entwicklung. 

Ängste

Auch für den deutschen Forscher Volker 
Banholzer ist die Zukunft der Arbeit un-
ter dem Schlagwort Industrie 4.0 zu dis-
kutieren. „Durch die Digitalisierung, den 
zunehmenden Einsatz von Robotern und 
die Vernetzung ändert sich die Arbeits-
welt. Neue qualifizierte Arbeitsplätze ent-
stehen, bestehende Abläufe und Routi-
nen müssen angepasst werden.“ Die größ-
te Angst der MitarbeiterInnen ist es, 
wenig überraschend, den Job zu verlieren 
und keinen neuen mehr zu finden, weil 
die Qualifikation nicht mehr passt. 
Banholzer: „Das heißt, die Arbeitgeber 
müssen wissen, welche Qualifikationen 

sie morgen benötigen, damit sie ihre Mit-
arbeiter dahin entwickeln können.“ 

Grundeinkommen

Für viele wird die neue Entwicklung je-
doch zu kalt, zu komplex und zu undurch-
schaubar sein. „Wenn die Politik keine 
Sicherheit und Perspektiven bereitstellt, 
werden wir mit einem großen gesellschaft-
lichen Problem konfrontiert werden“, 
fürchtet Zukunftsforscher Kofler. Ein 
Modell, dem Umbruch wirksam zu be-
gegnen, wäre das bedingungslose Grund-
einkommen. Es sei auch eine Forderung, 
die in der Tech-Welt immer häufiger auf-
taucht. Albert Wenger, ein Risikofinanzi-
er des New Yorker Unternehmens Union 
Square Ventures, bloggt bereits seit 2013 
über dieses Modell. Die smarten Apps, 
die seine Firma finanziert, lehren Spra-
chen und können Taxis bestellen. Sie ma-
chen praktisch mit jedem Download 
menschliche Arbeit überflüssig. „Wir ste-
hen am Beginn einer Ära, in der Maschi-
nen immer mehr Dinge übernehmen, die 
traditionell von Menschen erledigt wur-
den“, so Wenger. Er will in Detroit ein 
Grundeinkommen-Pilotprojekt starten.

Internet: 

Interview mit Klaus Kofler –  
„Jeder könnte zum Produzenten werden“:

tinyurl.com/o6zh5bw

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

gabriele.mueller@utanet.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Ein Geschäftsmodell der Zukunft könnte so aus
sehen, dass Menschen Güter mithilfe selbst 
generierter Energie produzieren, sie global über 
Webseiten verkaufen und mit führerlosen Fahr
zeugen zum Kunden schicken.
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A
rbeit ist zunehmend entgrenzte 
Arbeit. Sie wird immer mehr zu 
mobiler Arbeit, die elektronisch 
vernetzt an verschiedenen Orten 

ausgeübt werden kann. Unter den Begriff 
mobile Arbeit fallen unterschiedliche Va-
rianten räumlich und zeitlich entgrenzter 
Arbeit. Sie umfasst sowohl die Arbeit  
zu Hause (Telearbeit oder Home-Office), 
an einem anderen Arbeitsort (zum Bei-
spiel direkt bei den KundInnen) oder 
unterwegs (Dienstreisen), im Zug oder 
anderswo. 

Bei mobiler Arbeit wird auch danach 
unterschieden, wer oder was mobil ist: 
Zum einen können die Arbeitsinhalte 
via Datenleitungen mobil werden, zum 
anderen können es die Beschäftigten 
selbst sein, die räumlich mobil sind. Es 
kann aber auch eine Kombination aus 
beidem sein, also etwa wenn unterwegs 
mobil gearbeitet wird. 

Breites Spektrum

Das Spektrum mobiler Arbeit reicht von 
der gelegentlichen Arbeit zu Hause über 
ein- bis mehrtägige Dienstreisen bis hin 
zu längeren Einsätzen direkt bei den Kun-
dInnen, die sich über mehrere Wochen 
und Monate hinziehen können. Die an-
geführten Formen mobiler Arbeit treten 
oftmals nicht isoliert auf, sondern werden 
– je nach Tätigkeit – untereinander kom-
biniert. Im Dienste des Unternehmens 
mobil zu sein wird für immer mehr Be-
schäftigte zu einer Selbstverständlichkeit. 

Die Zunahme mobiler Arbeit wirft dabei 
auch Fragen für die Work-Life-Balance 
auf: Was sind die neuen Chancen, was 
die neuen Risiken? Ist mobile Arbeit Pro-
blem oder Lösung für die Work-Life-
Balance? 

Wünsche

Die Beschäftigten selbst wünschen sich 
Arbeitszeiten, die ihnen mehr Entschei-
dungsspielräume und Autonomie ermög-
lichen. Von daher kann die Möglichkeit 
mobilen Arbeitens durchaus positive Ef-
fekte haben. Untersuchungen zur Ar-
beitszeitflexibilisierung zeigen allerdings 
auch, dass die Interessen der Arbeitgeber 
(mehr Flexibilität) und der Arbeitneh-
merInnen (mehr Autonomie) in der Pra-
xis nur selten unter einen Hut gebracht 
werden. 

Räumliche und zeitliche Entgren-
zungsprozesse sind eine Herausforde-
rung für die Arbeitsgestaltung selbst, 
aber auch für das Verhältnis zwischen 
Arbeit und Leben. In der Regel heißt 
Entgrenzung, dass Arbeits- und Lebens-
bedingungen weniger institutionell vor-
gegeben sind. Im Gegenzug müssen sie 
mehr individuell gestaltet werden – oder 
können dies eben auch. So zeigen Studi-
en zu entgrenzter Arbeit, dass das räum-
liche und zeitliche Verhältnis von Er-
werbsarbeit und Privatleben nun von 
den Individuen selbst gestaltet und her-
gestellt werden muss. 

Vielfach wird mit der Möglichkeit 
der individuellen Gestaltung auch die 
Hoffnung nach einer besseren Work-
Life-Balance verbunden. Allerdings er-
weitern nicht alle Formen mobiler Ar-

beit den individuellen Handlungsspiel-
raum. Längere Abwesenheitszeiten von 
zu Hause etwa können zum Problem für 
die Work-Life-Balance werden. 

Eine balanceorientierte Gestaltung 
mobiler Arbeit setzt voraus, dass die 
Menschen über bestimmte Ressourcen 
verfügen. Mobile Arbeit bedeutet also 
nicht per se einen Schritt in Richtung 
Work-Life-Balance. Ohne die entspre-
chenden Ressourcen kann man diese 
Option entweder gar nicht nutzen oder 
sie verkehrt sich sogar ins Gegenteil, 
wird zur Belastung und führt zu einer 
Verringerung von Optionen. Es reicht 
von daher nicht aus, isoliert den Faktor 

Gerlinde Vogl 
Arbeitssoziologin mit dem Forschungs

schwerpunkt mobile Arbeit 

Wenn die Arbeit viele Orte hat
Mobile Arbeit kann den Beschäftigten mehr Autonomie verschaffen. Ohne 

entsprechende Ressourcen wird sie allerdings zur Belastung.
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Mobilität zu betrachten. Vielmehr 
hängt es von vielen Faktoren ab, ob mo-
bile Arbeit zur Belastung für die Be-
schäftigten wird: Arbeitsorganisation, 
Arbeitsumgebung, Ressourcen, soziale 
Beziehungen sowie der Einsatz von bzw. 
die Ausstattung mit Technik.

Um das Verhältnis von Arbeit und 
Leben im Sinne der ArbeitnehmerInnen 
besser zu gestalten, dürfen nicht nur in-
dividuelle Ressourcen im Mittelpunkt 
stehen – ansonsten wären sowohl Chan-
cen als auch Risiken sozial sehr ungleich 
verteilt. Vielmehr müssen individuelle 
Ressourcen und betriebliche Anforde-
rungen, individuelle Kompetenzen und 
betriebliche Gestaltung zueinander ins 
Verhältnis gesetzt werden. Nur dann las-
sen sich die Chancen mobiler Arbeit für 
die Work-Life-Balance herausarbeiten.

In den Personalabteilungen wie bei 
der betrieblichen Interessenvertretung 
wird die Zunahme mobiler Arbeit regis-
triert und zugleich gesehen, dass damit 
neue Belastungen verbunden sein kön-
nen. Allerdings gibt es bislang wenig 
personalpolitische Ansätze, die Beschäf-
tigten in ihrer Mobilität und bei der Be-
wältigung der damit verbundenen sozia-
len Probleme zu unterstützen. 

Balance

Was also sind die Anforderungen an eine 
Work-Life-Balance-orientierte Gestal-
tung mobiler Arbeit? Die betriebliche 
Gestaltung sollte zumindest drei Bereiche 
umfassen: eine bedürfnisorientierte Per-

sonalpolitik, eine mobilitätsorientierte 
Arbeitsgestaltung sowie eine balanceori-
entierte Leistungspolitik.

Eine bedürfnisorientierte Personal-
politik fragt zunächst danach, wie die 
Freiheiten mobiler Arbeit maximal aus-
geschöpft werden können, damit die le-
bensweltliche Perspektive Berücksichti-
gung findet. Ein wichtiger Aspekt ist die 
Orientierung an den jeweiligen Lebens-
phasen: Wie kann organisiert werden, 
dass Beschäftigte abhängig von ihrer je-
weiligen Lebensphase nach Zeiten ho-
her Mobilität auch einmal weniger bis 
gar nicht reisen müssen? Zu einer be-
dürfnisorientierten Personalpolitik ge-
hört die gezielte Auswahl mobiler Be-
schäftigter: Wer darf, wer muss reisen? 
Nicht vergessen werden darf die Qualifi-
zierung der mobilen Beschäftigten, 
denn der Umgang mit und die Gestal-
tung von Mobilität erfordert spezielle 
Kompetenzen.

Drei Aspekte

Ein zweiter Baustein ist die mobilitäts-
orientierte Arbeitsgestaltung: Hier sind 
insbesondere drei Aspekte zu berücksich-
tigen. Erstens: Mobile Beschäftigte brau-
chen Handlungs- und Entscheidungs-
spielräume. Zweitens: Ein großer Belas-
tungsfaktor ist nicht oder schlecht 
funktionierende, veraltete oder langsame 
Technik. Von daher gilt zu fragen: Wie 
müssen mobil Beschäftigte technisch aus-
gestattet werden? Ein dritter Aspekt be-
trifft die Unterstützung und Kommuni-
kation: Wie können die mobilen Arbeiter 
optimal im Unternehmen unterstützt 
werden? 

Mobile Arbeit, die positive Auswir-
kungen auf die Work-Life-Balance hat, 
erfordert eine balanceorientierte Leis-
tungspolitik, die Anforderungen und 
Ressourcen aus der Arbeits- und auch 
der Lebenswelt berücksichtigt. Es reicht 
nicht aus, die Gestaltung auf den Ar-
beitsort und die Arbeitszeit zu redu
zieren, also auf die Frage, wo und  
wann gearbeitet wird. Vielmehr gilt es 
nach dem Wie zu fragen, d. h. unter 
welchen leistungspolitischen Anforde-
rungen und mit welchen Ressourcen 
wird gearbeitet. 

Wenn die Beschäftigten zunehmend 
eigenverantwortlich Unternehmensziele 
verfolgen sollen, dann brauchen sie auch 
Autonomie in der Gestaltung und Kom-
petenzen im Umgang mit steigenden 
Mobilitätsanforderungen. Dazu benöti-
gen sie aber zum einen weitgehende 
Freiheiten bei der Organisation ihrer 
Arbeit, sodass passend für die jeweilige 
Lebenssituation ein für die Work-Life-
Balance zuträgliches Arrangement her-
auskommt. Die besten Arrangements 
nutzen allerdings nichts, wenn der Leis-
tungsdruck immer mehr steigt, weil die 
zur Verfügung gestellten Ressourcen 
nicht zur Bewältigung der Arbeitsauf
gaben ausreichen. In diesem Falle wird 
Mobilität zu einer zusätzlichen Belas-
tung, die „on top“ dazukommt.

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

gerlinde.vogl@sozialforschung.org
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Digitale Technik ermöglicht es Menschen, 
geradezu überall zu arbeiten. Damit das gut 
funktioniert, müssen ausreichend Ressourcen 
zur Verfügung gestellt werden.
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Der Beitrag ist eine adaptierte Version des gemeinsamen Artikels 
von Gerlinde Vogl und Nick Kratzer (2015). 

http://blog.arbeit-wirtschaft.at/steueroasen-wo-der-wohlstand-der-nationen-versteckt-wird/
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Wer Hass sät, wird Entlassung ernten
Hass-Postings in sozialen Medien können den Job kosten. Der scharfe Ton  

im Internet stellt das Arbeitsrecht und Gewerkschaften vor neue Herausforderungen.

J
ürgen H. hatte wohl nicht damit ge-
rechnet, dass ihn die sechs Worte, 
die er auf Facebook postete, seine 
Lehrstelle kosten würden. Ende Ju-

li schrieb der 17-jährige Mechanikerlehr-
ling aus Wels „Flammenwerfer währe 
(sic!) da die bessere Lösung“ unter das 
Foto der Freiwilligen Feuerwehr Feldkir-
chen, auf dem sich ein sechsjähriges sy-
risches Mädchen über die Wassersprenger 
der Feuerwehr freute. Facebook-Nutze-
rInnen konfrontierten den Arbeitgeber 
des Lehrlings, das Porsche-Autohaus 
Wels, mit dem Kommentar und dieser 
reagierte unmittelbar: Der Lehrling, zu-
gleich Vorsitzender des Jugendvertrau-
ensrates, wurde sofort entlassen. Wenige 
Tage später verloren weitere Arbeitneh-
merInnen ihren Job wegen hetzerischer 
Postings gegen Flüchtlinge auf Facebook. 
Gewerkschaftspolitisch sind diese Fälle 
aus mehreren Gründen interessant: Was 
bedeutet es für die Interessenvertretung 
der ArbeitnehmerInnen, wenn Arbeitge-
ber willkürlich über die – wenn auch noch 
so bedenklichen – Freizeitaktivitäten ih-
rer MitarbeiterInnen richten? Welche He-
rausforderungen ergeben sich aufgrund 
der eigenwilligen Kommunikation in so-
zialen Medien für das Arbeitsrecht? Wie 
wollen sich Gewerkschaften in diesen 
Diskussionen positionieren?

Angst vor dem Shitstorm

Die Reaktionen der Unternehmen spal-
ten die Gemüter. Die einen applaudieren 
laut, weil für sie Unternehmen mit den 

Entlassungen und Kündigungen ein Ex-
empel gegen hetzerische Kommentare 
statuierten, die anderen kritisieren das 
Handeln der Arbeitgeber als zu hart oder 
als Schnüffeln in der Privatsphäre der 
MitarbeiterInnen. Es liegt auf der Hand, 
dass die Unternehmen nicht nur aus 
Menschlichkeit gegenüber den Flüchtlin-
gen gehandelt haben. Porsche ist extrem 
unter Zugzwang gekommen. Mehrere 
NutzerInnen hatten den Arbeitgeber auf 
der Facebook-Seite und auch per Mail 
mit dem Kommentar ihres Lehrlings 
konfrontiert. Porsche fürchtete einen 
enormen Shitstorm, eine Hetze gegen das 
Unternehmen, wenn es nicht rasch und 
zur Zufriedenheit der aufgebrachten 
Meute handelte.

Willkür der Arbeitgeber

Lehnen sich Arbeitgeber nicht zu weit 
aus dem Fenster, wenn sie aufgrund pri-
vater Aussagen ihrer Beschäftigten mit 
harten beruflichen Konsequenzen reagie-
ren? Grundsätzlich sind Hass-Postings 
auf Facebook, Twitter oder anderen So-
cial-Media-Kanälen ein strafrechtliches 
Problem. Es ist zu prüfen, ob Verhetzung 
oder Aufforderung zur Gewalt nach dem 
Strafgesetzbuch (StGB) vorliegt. In dem 
Fall sind Entlassungen arbeitsrechtlich 
jedenfalls zulässig. Weder Porsche noch 
die anderen Arbeitgeber haben die Ge-
richtsurteile abgewartet, sondern vorher 
selbst „gerichtet“. Ob auch dieses Han-
deln arbeitsrechtlich legitim ist, könne 
nur im Einzelfall beantwortet werden, 
meint der AK-Arbeitsrechtsexperte Han-
nes Schneller. Wenn die Weiterbeschäf-
tigung des Mitarbeiters oder der Mitar-

beiterin nicht länger zumutbar ist, spre-
che jedoch vieles für eine Entlassung.  
„So weit hätte es aber gar nicht kommen 
müssen“, meint der Rechtsexperte. „Eine 
Anzeige strafrechtlicher Handlungen 
durch Facebook-Nutzer bei den zustän-
digen Behörden ist eine Sache, das De-
nunzieren beim Arbeitgeber eine andere.“ 
Die Fälle machen deutlich, dass die Gren-
zen zwischen öffentlich und privat nicht 
nur im Internet längst verschwommen 
sind. Hätte der Lehrling seinen Arbeit-
geber nicht in seinem Facebook-Profil 
bekannt gegeben und wäre daraufhin 
nicht die Gefahr eines Shitstorms gegen 
diesen im Raum gestanden, hätte der 
Lehrling womöglich seine Lehrstelle be-
halten. Das Problem sei die Willkür der 
Arbeitgeber, meint der Social-Media-Ex-
perte Thomas Kreiml von der GPA-djp: 
„ManagerInnen spielen sich nun zu sank-
tionierenden Instanzen auf, weil sie sich 
um die PR ihres Unternehmens sorgen.“ 
Selbst wenn arbeitsrechtlich ein Entlas-
sungsgrund gegeben ist, sei die Frage: Auf 
Grundlage welcher Informationen treffen 
Arbeitgeber Entscheidungen bis hin zu 

Irene Steindl
Freie Journalistin B U C H T I P P

Ingrid Brodnig:  
Der unsichtbare Mensch 
Wie die Anonymität im 
Internet unsere Gesellschaft 
verändert
Czernin Verlag, 176 Seiten, 
2014, € 18,90
ISBN: 978-3-7076-0483-2

Bestellung:
www.arbeit-recht-soziales.at

http://www.arbeit-recht-soziales.at
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Entlassungen? Porsche hätte sich auch 
anders entscheiden können, wie beispiels-
weise der ÖAMTC, der seinen Mitarbei-
ter nach einem hetzerischen Posting ver-
warnt und nicht sofort entlassen hatte. 
Kreiml plädiert dafür, bei arbeitsrechtli-
chen Entscheidungen auch die Besonder-
heiten der Netzkommunikation zu be-
rücksichtigen.

Nicht Fisch, nicht Fleisch

Die technologischen und kommunikati-
ven Besonderheiten von Social-Media-
Plattformen verleiten dazu, sich hem-
mungsfreier und offensiver mitzuteilen. 
Im Netz entwickelt sich schnell eine ei-
gene Dynamik, ein gegenseitiges Auf-
schaukeln, so als würde man in kurzer 
Zeit die Lautstärke voll aufdrehen. In 
kaum einem anderen Kommunikations-
raum finden solche Mechanismen des 
Sich-Anbrüllens statt wie in sozialen Me-
dien. Diese Emotionen sind ansteckend, 
Hass ist ansteckend. Das mag auch daran 
liegen, dass in Online-Diskussionen non-
verbale Signale fehlen – wir können we-
der Gestik, Mimik noch Tonfall der Pos-
ter interpretieren. „Gerade dieses Fehlen 
nonverbaler Signale führt dazu, dass 
Menschen harscher und ungezügelter 
werden“, schreibt die „profil“-Redakteu-
rin Ingrid Brodnig in ihrem Buch „Der 
unsichtbare Mensch“. Laut Brodnig habe 
zum Beispiel der Augenkontakt eine ag-
gressionshemmende Wirkung. „Diese 
Kommunikationstücken, vor allem die 
Aufschaukelungs- und Eskalationsgefahr 
bei Online-Postings, werden von der 
Rechtsprechung zu wenig berücksich-
tigt“, kritisiert Schneller. 

Sozialen Medien wohnt aber nicht 
nur eine eigene Art der Kommunikation 
inne, sondern auch ein besorgniserre-
gender Gewöhnungseffekt. Wenn die 
Betreiber einer Plattform fremdenfeind-
liche Äußerungen zulassen, dreht sich 
die Spirale von „Hass-Postings“ schnell 
weiter. In den Online-Debatten um 
Asylwerbende in Österreich wird das 
derzeit allzu häufig deutlich. Der Anti-
rassismus-Verein ZARA schlägt bereits 
Alarm wegen des Ausmaßes an hetzeri-
schen und rassistischen Kommentaren 
im Netz. Postings wie „Alle in einen Be-
tonbunker und Bombe rein“ oder „Asyl-
flut an der Grenze stoppen, bevor wir 
alle vergasen müssen“ sind täglich zu le-
sen und Indizien einer „besorgniserre-
genden Entwicklung, der Einhalt gebo-
ten werden muss“, so ZARA. Viele 
solcher Postings blieben bisweilen fol-
genlos, da Verhetzung mindestens 150 
Personen erreichen musste, um straf-
rechtlich relevant zu sein. Ab 1. Jänner 
2016 wird es für Hass-Poster enger: Mit 
der Novelle des Verhetzungsparagra-
phen braucht es künftig nur mehr ein 
Publikum von 30 Personen – eine Zahl, 
die online problemlos erreicht werden 
kann. Justizminister Wolfgang Brand-
stätter kündigte mit der Reform an: 
„Wer Hass sät, wird Gefängnis ernten.“ 

Die SpielerInnen im Feld

Die Hetze im Netz wird in Zukunft noch 
öfter die Gerichte und Arbeitgeber befas-
sen, ist der Arbeitsrechtler Hannes 
Schneller überzeugt. Unternehmen ha-
ben sich bereits als Player in diesem kom-
plexen Geflecht aus arbeitsrechtlichen, 

gesellschafts- und vor allem auch gewerk-
schaftspolitischen Fragen positioniert. 
Gewerkschaften haben bisher zu keiner 
der Entlassungen oder Kündigungen of-
fiziell Stellung genommen. „Gewerk-
schaften bestimmen den Diskurs nicht 
mit, sie vernachlässigen ihre Prinzipien“, 
kritisiert Thomas Kreiml. Das Thema ist 
heiß und man kann sich leicht verbren-
nen – egal, wie sich Gewerkschaften zu 
den Entlassungen und Kündigungen po-
sitionieren, ist die Gefahr eines Shit-
storms nicht ausgeschlossen. Das gewerk-
schaftspolitische Feld den Arbeitgebern 
zu überlassen ist nicht weniger gefährlich. 

Konsequenzen

Die Untersuchungen der Staatsanwalt-
schaft zum Fall des 17-jährigen Mecha-
nikerlehrlings sind seit Mitte August ein-
gestellt. Es gäbe keinen Strafbestand, 
auch der Tatbestand der Verhetzung sei 
nicht erfüllt. Arbeitsrechtlich ist die Sa-
che jedoch gelaufen. Porsche hat bereits 
mitgeteilt, dass an der Entscheidung 
nicht gerüttelt wird. Da hilft auch die öf-
fentliche Entschuldigung des Lehrlings 
nicht weiter. Jürgen H. ist dem wohl 
größten Irrtum der Web-Kommunikati-
on aufgesessen: Was man online tut, ha-
be keine Konsequenzen. 

 

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

steindlirene@gmail.com
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Im Netz entwickelt sich schnell eine eigene 
Dynamik. In kaum einem anderen Kommuni
kationsraum finden solche Mechanismen des 
Sich-Anbrüllens statt.
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Die Datengier bändigen
Das Ausmaß der kommerziellen Verwertungsinteressen an persönlichen Daten, kurz 
die aktuelle „Datengier“, rückt Datenschutz ins Zentrum der Verbraucherpolitik.

F
rank Schirrmacher, der verstorbene 
Mitherausgeber der FAZ, galt als 
Vordenker offener Fragen der digi-
talen Welt. Am deutschen Verbrau-

chertag 2013 resümierte er: Verbraucher-
schutz in der Informationsökonomie wird 
zu einer politisch hochbedeutsamen Auf-
gabe. Er muss sich zu einem Instrument 
von Freiheitssicherung entwickeln. Eric 
Schmidt (Vorstandsvorsitzender der neu-
en Google-Mutterfirma Alphabet, Anm.) 
schreibt, Persönlichkeit wird künftig der 
wertvollste Rohstoff der BürgerInnen 
sein. Online-Erfahrungen werden mit der 
Geburt beginnen – oder noch vor der 
Geburt, wenn sogar schon Ultraschallfo-
tos ins Netz gestellt werden. Der/Die Ver-
braucherIn im digitalen Zeitalter kauft 
nicht nur ein Produkt, er/sie wird tatsäch-
lich selbst zum Produkt. Er/Sie wird ge-
lesen, wenn er/sie kauft. Er/Sie wird ge-
lesen, wenn er/sie sich bewegt. Er/Sie wird 
gelesen, wenn er/sie liest, wenn er/sie be-
zahlt, sogar wenn er/sie denkt ... Im Zeit-
alter von Big Data wird potenziell alles 
zum Markt, auch die Politik und das so-
ziale Leben. 

VerbraucherInnenschutz

Die Nutzung von Suchmaschinen, sozi-
alen Netzwerken oder Apps gelten Kon-
sumentInnen mit dem Handelswert ihrer 
Daten ab. Die Daten sind die Basis für 
Werbung, Marktforschung, den Adress-
handel, für Persönlichkeits-, Mobilitäts- 
und Verhaltensprofile, für effizientere 

Unternehmenssteuerung und Entwick-
lungsprognosen, für individualisierte 
Produkt- und Dienstleistungsangebote, 
für Wirtschaftsauskunfteien u. v. m. Alle 
Internet-NutzerInnen haben einen „di-
gitalen Zwilling“, ihre Eigenschaften, 
Vorlieben, Interessen, Gewohnheiten, 
Beziehungen zum Freundeskreis oder Ar-
beitgeber kennt die Onlinewirtschaft oft 
genauer als der Betroffene selbst. Wer 
keinen Wert auf ein virtuelles Double 
legt, hat kaum mehr Handhabe, als digi-
tal weitgehend abstinent zu sein und sich 
dem Internet zu verschließen. 

330 Milliarden Euro

Nach Schätzung der Boston Consulting 
Group wird der Handelswert persönli-
cher Daten 2020 allein in Europa 330 
Milliarden Euro betragen. Dass Internet-
NutzerInnen sich des Werts ihrer Daten 
zunehmend bewusst werden, haben auch 
MarketingstrategInnen bereits einkalku-
liert: Man beginnt, Internet-NutzerIn-
nen am Datenfluss mitverdienen zu las-
sen. Mit der App von Shopkick etwa 
können KundInnen Produkte einscan-
nen, individuell bewerten und dafür geld-
werte Bonuspunkte bekommen. In der 
Regel haben Internet-NutzerInnen aber 
keinen Einblick, welche Daten und Er-
kenntnisse über ihre Person gesammelt 
und weiterveräußert werden bzw. wer die 
Empfänger dieser Informationen sind.

Mit seinem Buch „The Electronic 
Eye: The Rise of Surveillance Society“ 
hat der Soziologe David Lyon schon 
1994 das Konzept des „Social Sorting“ 
beschrieben – also die ständige Klassifi-
zierung der Bevölkerung auf Basis ihrer 

persönlichen Daten durch Software-
Algorithmen. Am Ende stehen subtile Rei-
hungen, durch die manche Konsumen-
tInnen gegenüber anderen privilegiert 
würden – etwa durch unterschiedliche 
Preise oder Wartezeiten – und manche 
würden überhaupt ausgeschlossen.

Big-Data-Visionen 

Auf vier in hoffungsvollem Grün gestal-
teten Seiten fasste die EU-Kommission 
im April 2015 zusammen, wie sie die EU-
Datenschutzreform und eine möglichst 
schrankenlose Nutzung von Big Data in 
harmonische Beziehung setzen möchte. 
Die Datenschutzreform wird als Impuls-
geber für Big-Data-Dienste in Europa 
und als Teil eines positiven Kreislaufes 
zwischen Grundrechtsschutz, Vertrauen 
der KonsumentInnen und Wirtschafts-
wachstum gesehen. 

Der Hauptvorteil von Big Data läge 
darin, so die Kommission, Muster in 
verschiedenen Datenquellen auszuma-
chen und daraus „nützliche Erkenntnis-
se“ zu gewinnen. Nützlich mögen wohl 
viele Datenverknüpfungen sein. Nach 
unserem Grundrechtsverständnis reicht 
nachgewiesene Nützlichkeit aber nicht 
aus, personenbezogene Daten auch tat-
sächlich verwenden zu dürfen. 

Dass die EU-Kommission das Ver-
trauen der KonsumentInnen in Bezug 
auf den Datenschutz stärken möchte,  
ist angesichts folgender Umfrageergeb-
nisse des Eurobarometers keine schlech-
te Maxime: 92 Prozent der befragten 
ÖsterreicherInnen sprachen sich für 
eine Priorität des Datenschutzes in der 
EU aus. Für 78 Prozent der Befragten 

Daniela Zimmer
Abteilung KonsumentInnenpolitik  

der AK Wien
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verfügen Serviceanbieter über zu viele 
Informationen über das Verhalten und 
die Vorlieben ihrer NutzerInnen. 73 
Prozent wollen um ihre ausdrückliche 
Zustimmung gefragt werden, bevor ihre 
persönlichen Daten gespeichert werden. 
Nur 22 Prozent halten die Anbieter  
von Suchmaschinen, sozialen Netzwer-
ken oder Maildiensten für vertrauens-
würdig. 

Umfassende Datensammlung

Anfang Mai 2015 veröffentlichte die EU-
Kommission eine Mitteilung zur „Digi-
talen Binnenmarktstrategie für Europa“ 
und kündigte darin an, dass das dringli-
che Thema des Eigentums an Daten mit 
Stakeholdern erörtert werden müsse. 
Dieser Eigentumskonflikt an Daten ent-
zündet sich gerade an der Entwicklung 
des „Internets der Dinge“. Damit sind 
von KonsumentInnen erworbene Waren 
gemeint, die durch Onlineanbindung 
und Sensoreneinbau permanent Daten 
erzeugen, die personenbezogene Rück-
schlüsse erlauben. Hippe Vorhut dieser 
Entwicklung sind „Wearables“, Fitness-
armbänder, die beispielsweise Puls bzw. 
Schlaf messen und die Daten auch an 
Dritte übermitteln können. 

Mit dem „Internet der Dinge“ ver-
wirklicht sich letztlich die Vision, alle 
Gegenstände – vom Auto über die Klei-
dung bis zur Zahnbürste – ins Internet 
zu integrieren und so mit einer eigenen 
„Identität“ zu versehen. So generiert ein 
vernetztes Auto nicht nur technische 
Daten, sondern auch Daten über das 
Fahrverhalten des Fahrers oder der 
Fahrerin. Auf der Agenda von Ver

braucherschützerInnen stehen damit 
zusätzliche Aufgaben: sich für ein früh-
zeitiges Risikobewusstsein und vorsorg-
lichen Schutz für KonsumentInnen 
durch Gesetzgebung und Kontrollbe-
hörden einzusetzen.

Big-Data-Begeisterte verweisen ger-
ne darauf, dass in Zeiten exzessiver Nut-
zung von Facebook Privatpersonen oh-
nedies praktisch alles von sich preisgeben 
und Privatsphäre deshalb an bürger-
rechtlicher Bedeutung eingebüßt habe. 
Aus dem unstrittigen Hang vieler Kon-
sumentInnen, sich in sozialen Netzwer-
ken unbesonnen zu verhalten, kann 
nicht geschlossen werden, dass dieser 
Datenschutz nicht wichtig wäre. Konsu-
mentInnen sorgen sich um den Daten-
schutz, haben aber weder die zeitlichen, 
informationellen noch finanziellen Res-
sourcen, jeden Tag aktiv dafür einzutre-
ten. Sie nehmen Datenschutz als kollek-
tive Aufgabe einer Demokratie wahr. Sie 
erwarten sich vorsorglichen Schutz 
durch klare Gebote bzw. Verbote und 
eine wirksame Kontrolle durch staatli-
che Einrichtungen. 

Schutzniveau absenken?

Die Justiz- und InnenministerInnen ha-
ben sich im Rat auf ein Datenschutzkon-
zept geeinigt, das das Schutzniveau der 
bisherigen Richtlinie aus 1995 absenken 
würde. So soll Datenverarbeitung, an der 
ein berechtigtes Interesse besteht, auch 
ohne Zustimmung der Betroffenen er-
laubt sein, solange diese nicht ein über-
wiegendes Geheimhaltungsinteresse ein-
wenden. Anstelle des Vorrangs für den 
Datenschutz, von dem nur in begründe-

ten Einzelfällen abgegangen werden 
kann, tritt die Anerkennung eines allge-
meinen Verwertungsinteresses an perso-
nenbezogenen Daten. 

Tabubruch

Einen Tabubruch im Rat erlebte auch das 
Prinzip der Zweckbindung. Dieses hält 
DatennutzerInnen dazu an, sich auf  
jene Daten zu beschränken, die für die 
Erfüllung des im Erhebungszeitpunkt 
konkret benannten und zulässigen 
Zwecks unbedingt erforderlich sind. 

Enge Zweckbindung steht aber dem 
Wesen von Big-Data-Anwendungen dia-
metral entgegen, die auf möglichst gro-
ßen Datenmengen basieren und nach 
unbekannten Zusammenhängen und 
zufälligen Verwertungsmöglichkeiten 
suchen. Dürften Daten für andere als die 
ursprünglichen Zwecke – ohne Zustim-
mung der Betroffenen – weiterverar
beitet werden, ginge wiederum Selbst
bestimmung der Betroffenen verloren.

 
Internet: 

Weitere Infos dazu finden Sie  
auf der Homepage der Arbeiterkammer unter 

folgenden Links:
tinyurl.com/q6y97o8
tinyurl.com/nrjwacm
tinyurl.com/ow88lc8 
tinyurl.com/pbgplrk
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an die Autorin

daniela.zimmer@akwien.at
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aw@oegb.at
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Online-Erfahrungen werden in Zukunft mit der 
Geburt beginnen – oder sogar noch davor,  
wenn Ultraschallfotos ins Netz gestellt werden. 

http://tinyurl.com/q6y97o8
http://tinyurl.com/nrjwacm
http://tinyurl.com/ow88lc8
http://tinyurl.com/pbgplrk
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Auf Schritt und Tritt analysiert
Globale Netzwerke aus Datenhandelsunternehmen beobachten uns rund um die Uhr 
und arbeiten an der Verwertung unseres Alltags. Gesellschaft und Politik schauen zu.

E
in Telefon ist heute ein mächtiges 
Gerät. Es ist ein kleiner leistungs-
fähiger Computer mit unzähligen 
Sensoren, den wir fast rund um die 

Uhr bei uns tragen. Unser Smartphone 
erfasst detaillierte Informationen über 
unser Leben und unseren Alltag. Wofür 
wir uns interessieren, mit wem wir was 
und wie oft kommunizieren, wo und wie 
wir uns bewegen und vieles mehr. Die 
von unserem Telefon erfassten Daten er-
möglichen Rückschlüsse auf unseren Ta-
gesablauf und Lebensstil. Allein durch 
eine Analyse der Bewegungsdaten lassen 
sich etwa nicht nur problemlos Wohn
adresse und Arbeitsort bestimmen, son-
dern auch regelmäßige Wirtshaus- oder 
Arztbesuche.

Verhalten vorhersagen

Mithilfe statistischer Verfahren können 
sogar Prognosen über unser zukünftiges 
Verhalten getroffen werden. Aus vergan-
genen Aufenthaltsorten lassen sich etwa 
mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit 
unsere zukünftigen Aufenthaltsorte vor-
hersagen. Andere wissenschaftliche Stu-
dien haben belegt, dass sich allein aus 
sogenannten Metadaten, also etwa der 
Häufigkeit von Anrufen, mit erstaunlich 
hoher Zuverlässigkeit auf Charakterei-
genschaften wie psychische Instabilität, 
mangelnde Gewissenhaftigkeit oder so-
ziale Unverträglichkeit schließen lässt. 
Die US-Firma Cignifi nutzt etwa genau 
solche Telefon-Metadaten, um die Kre-
ditwürdigkeit von KonsumentInnen ein-

zuschätzen – ganz ohne Zahlungshistorie. 
Gleichzeitig haben wir kaum eine Wahl. 
Wer heute ein Telefon benutzen möchte, 
kann nicht entscheiden, ob, sondern 
höchstens wer Zugriff auf die erfassten 
Daten erhält. 

An den dominanten Herstellern der 
Smartphone-Betriebssysteme führt prak-
tisch kein Weg vorbei. Ohne einen Be-
nutzerInnen-Account bei Google, Apple 
oder Microsoft lassen sich die Geräte 
kaum sinnvoll nutzen Dazu greift ein 
großer Teil der von dritten Unterneh-
men angebotenen Zusatz-Apps auf Kon-
takt- oder Standortdaten zu. In diesen 
Apps sind oft weitere versteckte Dienste 
von wieder anderen Firmen eingebaut. 
Für die KonsumentInnen unsichtbar er-
fasst etwa der inzwischen von Yahoo 
gekaufte Dienst Flurry das Nutzungs
verhalten von global 1,4 Milliarden 
Menschen in über 500.000 unterschied-
lichen Apps. In Folge werden diese Men-
schen kategorisiert und klassifiziert – 
nach Alter, Geschlecht, ihrem Interesse 
für Finanzprodukte, ihrer sexuellen Ori-
entierung oder als „neue Mütter“ (im 
Übrigen eine besonders lukrative Ziel-
gruppe für gezielte Werbung).

Einkäufe und Facebook-Likes

Doch wie lassen sich solche Informatio-
nen extrahieren? Die US-Supermarktket-
te Target etwa konnte schwangere Frauen 
und sogar deren Geburtstermine anhand 
einer Analyse der gekauften Produkte 
identifizieren. Recherchen des Journalis-
ten Charles Duhigg zufolge zog Target 
dafür Schlüsse aus der Menge bestimmter 
Hautlotionen, Seife, Watte, Waschlappen 

oder Nahrungsergänzungsmitteln, die in 
gewissen Zeitabständen gekauft wurden. 
WissenschafterInnen der Universität Ber-
keley wiederum konnten allein auf Basis 
von Facebook-Likes mit relativ hoher 
Zuverlässigkeit auf persönliche Eigen-
schaften schließen – etwa auf Geschlecht, 
Alter, sexuelle Orientierung, ethnische 
Zugehörigkeit, politische Einstellung, 
Religion oder Nikotin-, Alkohol- oder 
Drogenkonsum. Diese „Likes“ – also die 
von den NutzerInnen angegebenen Inte-
ressen und Vorlieben – stellen eine ähn-
liche Art von Daten dar wie unsere 
Einkäufe, unsere Suchbegriffe oder die 
Websites, die wir im Netz besuchen.

Wiedererkennen und zuordnen

Der Aufruf einer Website oder der Ge-
brauch eines Smartphones setzt heute 
meist eine ganze Kaskade an verborgenen 
Datenübertragungen in Gang. Fast alle 
gut besuchten Websites haben eine Viel-
zahl an Diensten eingebaut, die jeden 
unserer Klicks an unzählige dritte Unter-
nehmen übermitteln. 

Mithilfe sogenannter Cookies kön-
nen die NutzerInnen jedes Mal wieder-
erkannt werden – auch über mehrere 
Websites hinweg. Der Benutzer-Account 
auf den großen Plattformen wie Google 
oder Facebook dient dabei zunehmend 
als Ankerpunkt, um die aufgezeichneten 
Verhaltensweisen auf unterschiedlichen 
Websites und Geräten mithilfe von Tele-
fonnummern und E-Mail-Adressen im-
mer wieder einzelnen Personen zuord-
nen zu können. Zudem sammelt etwa 
Facebook samt seinen Tochterfirmen wie 
WhatsApp oder Instagram durch den 

Wofgang Christl
Datenexperte und Netzaktivist
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Zugriff auf die Adressbücher der Nutze-
rInnen auch Daten über diejenigen, die 
gar nicht angemeldet sind.

Alte und neue Player

Darüber hinaus kooperiert Facebook nun 
auch mit Datenhandelsunternehmen, die 
schon seit Jahrzehnten im Geschäft sind. 
Ein Beispiel ist die US-Firma Acxiom, 
die über bis zu 3.000 Eigenschaften von 
700 Millionen Menschen verfügt, darun-
ter auch Daten über alle deutschen Haus-
halte. Acxiom betreibt unter anderem die 
Kundendatenbanken von 15.000 globa-
len Top-Unternehmen und arbeitet auch 
mit Google und Twitter zusammen. 

Durch Partnerschaften wie diese 
können die digitalen Persönlichkeits-
profile der Online-Firmen endlich mit 
den langjährig angesammelten Bestän-
den der alten Datenhandelsunterneh-
men verknüpft werden. Dazu kommen 
KundInnendatenbanken Abertausender 
weiterer Unternehmen. Damit wird es 
möglich, scheinbar anonyme Besuche-
rInnen bestimmter Websites an der 
Kasse im Geschäft als genau jene wie-
derzuerkennen und umgekehrt. Die Zu-
ordnung erfolgt mittels der gleicherma-
ßen bei den Online-Plattformen wie 
auch im Handel hinterlegten Telefon-
nummern oder E-Mail-Adressen – und 
über Cookies und teils mehreren Zwi-
schenstationen.

In den letzten Jahren sind globale 
Netzwerke aus Unternehmen entstan-
den, die umfassende Informationen 
über KonsumentInnen aus vielfältigen 
Online- und Offline-Quellen erfassen 
und diese miteinander verknüpfen. Die 

Daten werden einerseits für personali-
sierte Werbung eingesetzt. Diese Art der 
Werbung hat allerdings nur mehr wenig 
mit dem gemein, was wir bis vor Kur-
zem noch unter diesem Begriff verstan-
den haben. Die Einblendungen erfolgen 
gezielt auf der Ebene einzelner Personen 
– auf Basis von deren Verhalten. Es ist 
nur ein kleiner Schritt von dieser Art der 
personalisierten Werbung zu einer Pra-
xis, in der Einzelne auf Basis ihrer Daten 
völlig unterschiedliche Angebote be-
kommen – oder gar individuelle Preise 
für die gleichen Produkte, wie bereits in 
vielen Online-Shops üblich. 

Im Endeffekt werden die Konsu-
mentInnen auf Schritt und Tritt beob-
achtet, analysiert und klassifiziert. Wie 
lukrativ sind einzelne KundInnen? Wem 
werden welche Zahlungsoptionen im 
Online-Shop angeboten? Die Grenzen 
zwischen Marketing und der Bewertung 
von KonsumentInnen nach ihrer Kauf-
kraft oder ihrer Kreditwürdigkeit ver-
schwimmen immer mehr. Gleichzeitig 
betrachten die Unternehmen ihre Da-
tenbestände und Analyse-Technologien 
als Geschäftsgeheimnisse. Für Einzelne 
ist völlig intransparent, wie sie einge-
schätzt werden und welche Konsequen-
zen sich daraus ergeben.

Kommerzielle Überwachung

Viele Praktiken der Unternehmen sind 
nach europäischem Datenschutzrecht il-
legal. Trotzdem geht die Entwicklung 
rasant voran – getrieben von großen Ka-
pitalsummen, die in Geschäftsmodelle 
fließen, die auf der Verwertung persön
licher Daten beruhen. Internationale Ver-

sicherungen befassen sich bereits damit, 
Krankheitsrisiken aus dem Einkaufsver-
halten abzuschätzen. Andere Firmen ar-
beiten an Bonitätsbewertungen oder an 
der Einschätzung von Job-BewerberIn-
nen unter Einbeziehung von Online-
Daten. Gleichzeitig erfassen im soge-
nannten Internet der Dinge immer mehr 
Geräte Informationen über unseren All-
tag – von E-Book-Lesegeräten, Fitness-
Armbändern und Überwachungsboxen 
im Auto bis zu vernetzten Thermostaten. 
Für das Individuum ist es schon heute 
schwierig bis unmöglich, dieser kommer-
ziellen Überwachungsmaschine zu ent-
kommen. 

Noch schlimmer: Wer nicht teil-
nimmt, macht sich erst recht verdächtig 
und wird im Zweifel negativ eingestuft. 
Allgegenwärtige digitale Überwachung 
könnte künftig drastische Auswirkun-
gen auf die Autonomie des Einzelnen 
haben. Wenn sich Gesellschaft und Poli-
tik nicht bald sehr viel nachdrücklicher 
für diese Entwicklungen interessieren, 
wird uns die Tech-Industrie vor vollen-
dete Tatsachen stellen.

 
Internet: 

„Kommerzielle digitale Überwachung 
im Alltag“:  

Studie von Wolfie Christl im Auftrag der AK.:
tinyurl.com/q6y97o8

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an den Autor

cw@crackedlabs.org
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Mithilfe sogenannter Cookies können die 
NutzerInnen jedes Mal wiedererkannt werden – 
auch über mehrere Websites hinweg.
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Mind the Gap!
Um eine digitale Spaltung zwischen den Jugendlichen zu vermeiden, 

ist ein Update von Lehr- und Lernmethoden dringend nötig.

Z
wei Drittel aller Jugendlichen ab 15 
Jahren besitzen ein eigenes Smart-
phone mit Internetzugang. So lau-
tet ein Ergebnis der oberösterrei-

chischen Jugend-Medien-Studie. Die Ju-
gendlichen können damit auf immense 
Wissensdatenbanken zugreifen, Lerner-
folge multimedial dokumentieren und 
kollaborativ tätig sein. Während Smart-
phones den Alltag von Teenagern beherr-
schen, sind in der Schule die Lernmittel 
der Wahl noch immer Tafel, Kreide, Heft 
und Stift. Die Lehrpläne sehen sogar noch 
vor, dass in Volksschulen die Kunst des 
Schreibens mit der Füllfeder erlernt wird. 

Die Schule als Lernort konnte sich 
der Digitalisierung von Wissen und des-
sen Vermittlung natürlich nicht völlig 
verschließen. Viele VorkämpferInnen 
arbeiten Schritt für Schritt an einem 
Update für die Schulen. Eine neue Ge-
neration von LehrerInnen ist bereits 
selbst mit der Allgegenwärtigkeit von 
digitalen Medien aufgewachsen. Der 
„Gap“ zwischen lehrenden Digital Im-
migrants und lernenden Digital Natives 
schließt sich immer mehr. Die Unter-
richtsvorbereitung erfolgt meist digital, 
viele Schulen bieten Lernplattformen 
und Internet. In höheren Schulen gibt 
es immer mehr Laptop- oder Tablet-
Klassen. 

Digital-Gap 2.0

Dieser Prozess ist jedoch nicht flächen-
deckend, er erfasst nicht alle Teile des 
Schulsystems und nicht alle Schulen glei-

chermaßen. Zudem droht ein neuer Spalt 
zu entstehen, und zwar innerhalb der Ju-
gendlichen, wie immer mehr ExpertIn-
nen warnen. 

Auf der einen Seite stehen jene Ju-
gendlichen, die es schaffen, die neuen 
digitalen Möglichkeiten produktiv zu 
nutzen, um ihr Umfeld zu gestalten und 
sich online künstlerisch und politisch 
auszudrücken. Auf der anderen Seite 
stehen jene, die zwar Zugang zu digita-
len Informationen und Netzwerken ha-
ben, diese aber fast ausschließlich für 
Konsum zu nutzen wissen.

Klare Vermittlungsziele nötig

Um diesem Trend entgegenzuwirken, 
braucht es neben einem möglichst brei-
ten Zugang zu Infrastruktur (Hard- und 
Software) auch klare Vermittlungsziele. 
Digitale Kompetenzen müssen Teil eines 
umfassenden Kanons an Basisqualifika-
tionen, einer analogen und digitalen Al-
phabetisierung sein. 

Die Grundlagen dafür wurden be-
reits für jede Schulstufe festgelegt. Unter 
dem Slogan „Kein Kind ohne digitale 
Kompetenzen“ wurde dazu vom Bil-
dungsministerium auf www.digikomp.at 
ein eigenes Portal mit Unterrichtsbei-
spielen, Kompetenzmodellen und Wei-
terbildungsmöglichkeiten für LehrerIn-
nen eingerichtet. 

Dabei muss jedoch klar sein, dass 
nicht jedes Kind Software-EntwicklerIn 
wird, sondern je Schultyp und Berufs-
ausbildung unterschiedliche pädagogi-
sche Zielsetzungen benötigt werden. 
Christian Schrack, IT-Experte des Bil-
dungsministeriums, unterscheidet in 

diesem Sinne zwischen IT als berufli-
chem Ausbildungsziel und IT als Lern-
werkzeug. Nicht alle Kinder müssen 
Code programmieren können, aber fast 
alle werden in ihrem Berufsleben mit 
Computer und im Internet arbeiten so-
wie als KonsumentInnen oder aktive 
BürgerInnen die Möglichkeiten zur In-
formationsbeschaffung und Informati-
onsgestaltung nutzen. Das allgemeine 
Bildungssystem muss sich darauf vorbe-
reiten.

Um diesem Bildungsauftrag nachzu-
kommen, sind immense Investitionen 
vonnöten. Diese beginnen mit der An-
bindung aller Schulen an leistungsfähi-
ges Breitband-Internet und dem Ausbau 
von kabellosen Netzwerken (WLAN) an 
Schulen. 

Die Verbreitung von Laptop-Klassen 
hat in den letzten 15 Jahren immer wie-
der Debatten über die soziale Verträg-
lichkeit von verpflichtenden IT-An-
schaffungen an öffentlichen Schulen 
provoziert. Gleichzeitig fürchteten viele 
Lehrkräfte, dass die mit Laptops und 
Kabeln vollgestopften Klassenzimmer 
die pädagogischen Möglichkeiten und 
Kooperation zwischen SchülerInnen 
einengen würden.

Vom Smartphone zum Smart-User

Aber auch diese Probleme haben sich 
durch den technischen Fortschritt abge-
schwächt. Nicht nur sind die Preise für 
Laptops und Co im Sinkflug, die leis-
tungsfähigen Tablets ermöglichen noch 
dazu interaktivere und kommunikativere 
Unterrichtsmethoden als starre Compu-
tersäle. Mit dem neuen BYOD-Zugang 

Andreas Kastner
Abteilung Bildungspolitik der AK Wien

http://www.digikomp.at/


Arbeit&Wirtschaft 7/2015 39Schwerpunkt

(Bring Your Own Device) machen sich 
viele Lehrkräfte die Tatsache zunutze, 
dass fast alle SchülerInnen in den Klassen 
bereits internetfähige Smartphones besit-
zen, und schlagen damit zwei Fliegen mit 
einer Klappe: Es entfallen nicht nur die 
Kosten für Anschaffung und Verkabelung 
von PC oder Laptop. Die SchülerInnen 
lernen damit auch ihr eigenes Smart
phone nicht nur für Selfies und Insta-
gram, sondern auch für Wissensakquise, 
vernetzte Arbeit, Erfolgsdokumentation 
und Ergebnissicherung zu nutzen. 

Leistbarkeit

Bei aller Euphorie für den BYOD-Trend 
darf nicht vergessen werden, dass sich 
nicht alle SchülerInnen, respektive ihre 
Eltern, ein Smartphone und entsprechen-
de Internetpakete leisten können. 

Ein weiterer Kostentreiber für Eltern 
und Lehrkräfte sind interaktive und 
digitale Unterrichtsmaterialien. Die 
Schulbuchaktion deckt bisher nur ge-
druckte Schulbücher ab. 

Zwar können die SchülerInnen ab 
dem Sommersemester 2016 auf ein 
PDF ihrer Bücher zugreifen, interak- 
tive oder multimediale Unterrichts
materialien müssen jedoch auch weiter-
hin über teure sogenannte SBX, Schul-
buch-Extras, zugekauft werden. Darüber 
hinaus kommen Lehrkräfte bei der 
Zusammenstellung von digitalen Unter-
richtsmaterialien schnell in Konflikt mit 
dem Urheberrecht und riskieren hohe 
Strafzahlungen. 

Da die parallele öffentliche Finanzie-
rung von gedruckten Schulbüchern und 
digitalen Unterrichtsmaterialien beson-

ders teuer ist, gehen einige Länder der 
EU bereits einen radikalen neuen Weg. 
So plant beispielsweise Polen die völlige 
Abschaffung des gedruckten Schulbuchs 
für die Oberstufen, in den Grundschu-
len wird das gedruckte Materialien-Pa-
ket stark reduziert. Die damit frei wer-
denden Gelder werden in digitale 
Lernbegleiter (Tablets) und kostenlose, 
online verfügbare Unterrichtsmateriali-
en investiert. 

Open Educational Ressources

Bemühungen für mehr dieser Open Edu-
cational Ressources (OER) gibt es jedoch 
nicht nur in Polen: In vielen europäischen 
Ländern, den USA sowie speziell in Ent-
wicklungsländern (Stichwort: Khan Aca-
demy) wird das Potenzial von kostenlos 
zugängigen und erweiterbaren Lerninhal-
ten bereits erkannt. 

Die Grundidee besteht darin, den 
Lehrkräften durch offene, das heißt ver-
änderbare und lizenzfreie Unterrichts-
materialien jene individuelle Vorberei-
tung zu ermöglichen, die frühere 
Generationen aus der Arbeitsblätter-
sammlung kannten. 

Durch die Mobilisierung der kollek-
tiven Intelligenz und Kreativität der 
Lehrkräfte könnte damit eine Samm-
lung an öffentlichem Vermittlungswis-
sen entstehen, das jeder und jede anzap-
fen kann. Doch auch OER brauchen 
öffentliche Investitionen für die An-
schubfinanzierung, Wartung und Qua-
litätssicherung der Lehr- und Lernmate-
rialien. Wie hochqualitative OER 
aussehen können, zeigen bereits einige 
engagierte österreichische Projekte wie 

das offene Lehrbuch für technisches 
Lernen (www.l3t.eu) oder auch die steiri-
sche Lernplattform www.imoox.at (stei-
risch: i mogs = ich mag es). 

Schritt für Schritt

Die vielen Beispiele aus Österreich und 
den europäischen Nachbarländern zei-
gen, wie sehr sich die Bildung Schritt für 
Schritt digitalisiert, wie versucht wird, die 
unfassbaren Möglichkeiten der digitalen 
Bildung zu nutzen und ihre didaktischen 
Vermittlungsziele im Schulalltag zu ver-
ankern. 

Um die Spaltung in ProfiteurInnen 
und VerliererInnen der digitalen Lern-
kultur zu verhindern, müssen digitale 
Kompetenzen als Basisbildung in allen 
Schultypen verankert werden und der 
Zugang zu den neuen Lernressourcen 
ohne finanzielle Hürden für Lernende 
und deren Eltern gewährleistet sein.

 

Internet: 

Offenes Lehrbuch für technische Bildung:
www.l3t.eu

Online-Lernplattform aus der Steiermark:
www.imoox.at

Informationsseite der virtuellen  
Pädagogischen Hochschule zu OER:

www.virtuelle-ph.at/oer

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an den Autor

andreas.kastner@akwien.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Kinder werden in Zukunft mit Computern arbei-
ten. In der Schule spielen aber Tafel und Kreide 
oft eine größere Rolle als digitale Medien.
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Die Illusion der Gleichheit
Das Internet lässt die Menschen nicht zu einem Global Village zusammenwachsen, 

nicht nur für Gewerkschaften bietet es viele Potenziale. Eine Analyse.

E
s ist ein paar Monate her, als in ei-
ner kleinen Gemeinde im Wiener-
wald eine Gruppe Flüchtlinge auf-
getaucht ist. Der Ort liegt an der 

Wiener Außenringautobahn, wo Schlep-
per regelmäßig Flüchtlinge aus dem Au-
to werfen. Im Ort angekommen, hatten 
diese Menschen einen dringenden 
Wunsch: das WLAN-Passwort. Doch 
freien Zugang zum Internet gibt es auch 
in Österreich nicht allerorten. 

Kommunikation mit Angehörigen

Für Flüchtlinge hat das Internet eine 
große Bedeutung. Grundsätzlich erfah-
ren sie darüber wohl, wo sie nun eigent-
lich gelandet sind. Vor allem ist es der 
Kommunikationskanal, um mit ihrer 
Familie in Kontakt zu treten. Diese bangt 
natürlich um ihre Angehörigen, die sich 
auf den gefährlichen Weg nach Europa 
gemacht haben. Über Skype, WhatsApp 
oder soziale Netzwerke tauschen sich die 
Flüchtlinge also mit ihrer Familie aus, 
mit FreundInnen oder auch neuen Be-
kanntschaften, die sie auf ihren Flucht-
wegen gemacht haben. Zugleich können 
sie sich über die Ereignisse in ihren 
Heimatländern informieren, nach An-
laufstellen suchen und ihre weiteren We-
ge planen.

Manche haben die Bedeutung dieses 
Mediums für die Flüchtlinge erkannt. 
In Traiskirchen etwa hat die Partei „Der 
Wandel“ einen WLAN-Hostspot bereit-
gestellt. Eine Privatperson stellte ihren 
Dachboden als Standort für die Anlage 

zur Verfügung. Auch in Deutschland 
versorgt die Initiative „Freifunk“ die 
Flüchtlinge in verschiedenen Städten 
mit frei zugänglichem WLAN. Am 
Wiener Hauptbahnhof stellten Privat-
personen ebenfalls kurzerhand WLAN-
Router zur Verfügung, nachdem sie er-
fahren hatten, dass es daran mangelte. 

Organisation 2.0

Für die vielen Freiwilligen, die Flüchtlin-
ge nun schon seit einigen Monaten un-
terstützten, ist das Internet ebenfalls ein 
Segen. Schon bei der Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit für die unhaltbaren Zu-
stände in Traiskirchen spielten soziale 
Medien eine wichtige Rolle. Manche lie-
ßen sich von den Flüchtlingen den Kon-
takt geben, um vor dem nächsten Besuch 
nachfragen zu können, was diese wirklich 
brauchen. Über soziale Medien wurden 
Besuche koordiniert, Informationen über 
gebrauchte Sachspenden weiterverbrei-
tet, der Einsatz Freiwilliger beim Sortie-
ren von Sachspenden organisiert und Bil-
der vom Lager an die Öffentlichkeit ge-
tragen. Auch die Flüchtlinge konnten 
sich zu Wort melden und schickten im-
mer wieder Videos aus dem Inneren des 
Lagers weiter. 

Das Internet hat sich nicht nur in 
den sogenannten industrialisierten Län-
dern tief in den Alltag der Menschen 
eingegraben. Auf der ganzen Welt dient 
es Menschen als einfaches wie prakti-
sches Kommunikations- und Informati-
onsmittel. Manche schöpften daraus 
große Hoffnungen: Die Welt würde zu 
einem Global Village zusammenwach-
sen, in dem alle Menschen gleichen Zu-

gang hätten und auf Augenhöhe mitein-
ander kommunizieren würden. 

Die Wahrnehmung über die Verbrei-
tung des Internets ist in unseren Breiten 
vielfach von Vorurteilen geprägt. So 
wurden Ressentiments über die angeb-
lich zu gut versorgten Flüchtlinge mit 
Smartphones geschürt. Die Nutzung  
des Internets bzw. von mobilen Geräten 
ist allerdings kein westliches Privileg. 
Gerade Asien verzeichnet einen massi-
ven Zuwachs an InternetnutzerInnen, 
fast die Hälfte der weltweiten SurferIn-
nen geht dort ins Netz. Nichtsdestotrotz 
sind Europa, die USA, Australien und 
Neuseeland jene Regionen der Welt, in 
denen die meisten Menschen im Ver-
hältnis zur EinwohnerInnenzahl Zugang 
zum Internet haben. Es gilt also weiter-
hin, eine große Kluft zu überwinden, 
denn in den sogenannten Entwicklungs-
ländern hat ein Drittel der Menschen 
Zugang zum Internet, in den sogenann-
ten Industrieländern sind es 80 Prozent. 

Digitale Kluft

Doch auch in Europa oder in den USA 
gibt es eine digitale Kluft. Eine Untersu-
chung des Rats der Wirtschaftsberater im 
Weißen Haus ergab etwa, dass nur drei 
Viertel aller US-Haushalte online sind, 
in den einkommensschwächsten Landes-
teilen sogar nur 50 Prozent. Dazu kommt 
ein klares Stadt-Land-Gefälle bei der 
Geschwindigkeit. Gleiches gilt im Übri-
gen für Österreich. 

Netzneutralität: So lautet ein Schlag-
wort, das eine Hoffnung auf Egalität im 
Internet zusammenfasst. Allerdings geht 
es dabei nicht so sehr um den grundsätz-

Sonja Fercher
Chefin vom Dienst der Arbeit&Wirtschaft
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lichen Zugang zum Internet, sondern 
vielmehr um die Geschwindigkeit, mit 
der die Daten der Individuen weiter-
transportiert werden. Vom Anspruch 
her sollten diese Daten gleich behandelt 
werden – in anderen Worten neutral –, 
egal, ob sie eine große US-Firma ver-
schickt oder ein Flüchtling. Wer ein Ge-
schäft machen will, ist aber natürlich 
bestrebt, dem besser zahlenden Publi-
kum mehr zu bieten als weniger zah-
lungskräftigen KundInnen. 

Die Initiative für Netzfreiheit enga-
giert sich deshalb in Österreich dafür, 
dass diese Netzneutralität gesetzlich fest-
geschrieben wird. „Eine Abkehr vom 
Prinzip der Netzneutralität hätte weit-
reichende Konsequenzen für Wirtschaft, 
kulturelle Vielfalt und Grundrechte im 
Internet“, mahnt die Initiative in ihrem 
Forderungskatalog. „Die Pläne mancher 
Provider zur Segmentierung ihres Netz-
werks würden das Internet als barriere-
freien Markt zerstören. Besonders kleine 
und mittelständische Unternehmen 
würden von der gleichberechtigten Teil-
nahme am Internetmarkt abgehalten.“ 

Innovationen

Je nachdem, wie Zugang und Nutzung 
des Internets gestaltet sind, können sich 
also Chancen ergeben – oder eben alte 
Ungleichheiten reproduziert werden. Ein 
großes wirtschaftspolitisches Anliegen et-
wa ist, dass Innovationen nicht mehr das 
Monopol von großen und zahlungskräf-
tigen Firmen bleiben sollen, die über ent-
sprechende Ressourcen verfügen, um 
weiterzuentwickeln – und aufgrund ihrer 
Monopolstellung den KundInnen ihre 

Produkte um viel zu teures Geld verkau-
fen. Eine App, die barrierefreie Wege auf-
zeigt, eine andere, die – so banal dies 
klingen mag – den Weg zur nächsten 
öffentlichen Toilette weist, eine weitere, 
die den Weg durch den Dschungel einer 
bestimmten Behörde weist: Das sind nur 
kleine Beispiele. 

Neue Chancen für Gewerkschaften

Auf politischer Ebene wiederum kämp-
fen AktivistInnen für den offenen Zu-
gang von Regierungsdaten – gerade in 
Österreich ein harter Kampf. Dabei 
könnte der Zugang zu öffentlichen Da-
ten einerseits wirtschaftliche Innovatio-
nen fördern, wofür sich etwa die Open 
Knowledge Foundation einsetzt. 

In Österreich kämpft das Forum In-
formationsfreiheit für einen transparen-
ten Staat. Nicht nur JournalistInnen, 
sondern auch die BürgerInnen selbst 
sollen im Sinne von demokratischer 
Kontrolle Zugang zu staatlichen Daten 
haben. So soll die Kontrolle staatlichen 
Handelns sowie der sorgfältige Einsatz 
von Steuergeldern nicht nur Journalis-
tInnen möglich werden, sondern letzt-
lich allen BürgerInnen. Ob Staat, Wirt-
schaft oder Gesellschaft: Auf vielen 
Ebenen werden traditionelle Strukturen 
nicht nur infrage gestellt, sondern bis-
weilen sogar überholt. 

Auch für Gewerkschaften ergeben 
sich hier neue Chancen: BetriebsrätIn-
nen können die neuen Medien nutzen, 
um KollegInnen zu organisieren, die auf 
heterogene Standorte aufgeteilt sind. 
Auch die Organisation von prekären 
Gruppierungen oder die Vernetzung 

mit anderen AkteurInnen lässt sich via 
Internet einfacher bewerkstelligen. Die 
UNDOK-Stelle, die sich für undoku-
mentierte ArbeiterInnen einsetzt, ist da-
für ein neueres Beispiel, die Vernetzung 
der atypischen oder migrantischen Ar-
beitnehmerInnen in der GPA-djp ein 
schon länger etabliertes. 

Nicht zuletzt bietet das Internet ei-
nen völlig neuen Raum für Gegenöf-
fentlichkeiten. Ob es um Griechenland 
geht, um Vermögenskonzentration und 
Umverteilung oder neue Formen der 
Ausbeutung: Auch Gewerkschaften er-
öffneten sich alternative Kanäle abseits 
des neoliberalen Diskurses, die noch 
dazu über soziale Netzwerke  unkompli-
ziert verbreitet werden können. Die er-
sehnte Gleichheit hat auch das Internet 
nicht gebracht. Solange Ungleichheit 
die Welt regiert, wird sich daran auch so 
schnell nichts Grundlegendes ändern. 
Die Voraussetzungen könnten aber 
schlechter sein.

Internet: 

International Telecommunication Union –  
„The world in 2015“:
tinyurl.com/ooo65pz

Forum Informationsfreiheit:
www.informationsfreiheit.at

Open Knowledge Foundation:
okfn.at

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

sonja.fercher@oegb.at 
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Ob für die Kommunikation der Flüchtlinge 
selbst, die Organisation der Spenden oder die 
Demonstration für Flüchtlinge: Überall erleich-
terte das Internet den Menschen das Leben. 
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D
ie amerikanische Bank JP Morgan 
versucht seine Angestellten in 
Schach zu halten, indem ein be-
stimmter Algorithmus ein Fehlver-

halten der Banker vorzeitig erkennen und 
somit Fehlspekulationen und Manipulati-
onen verhindern soll. 

Ein Mitarbeiter der Firma Sports Di-
rect wurde nicht nur von einem Detektiv 
verfolgt, an seinem Auto wurde ein GPS-
Sender angebracht. Nach seinem Kran-
kenstand wurde er fristlos entlassen. 

Lidl löste im Jahr 2008 einen großen 
Skandal aus, als bekannt wurde, dass das 
Unternehmen seine MitarbeiterInnen mit 
Überwachungskameras kontrolliert. Lidl 
ist jedoch nicht das einzige Unternehmen, 
das seine Angestellten bespitzelt – Kame-
ras in Geschäften und Supermärkten sind 
oft nicht ausschließlich auf die KundIn-
nen gerichtet. In Zeiten, in denen die 
Menschen selbst (zu) viel von sich im In-
ternet preisgeben und zugleich die Über-
wachung im öffentlichen Raum kontinu-
ierlich steigt, stellt sich die Frage, wie viel 
der Arbeitgeber in die Privatsphäre seiner 

MitarbeiterInnen eingreifen darf. Bei ei-
ner Protokollierung und Speicherung von 
Daten kann unsachgemäßer Umgang 
oder Missbrauch eine Verletzung des Per-
sönlichkeitsrechts darstellen. Mit dem ex-
trem schnellen Fortschritt der Technik 
bieten sich auch immer vielfältigere Mög-
lichkeiten, Angestellte zu kontrollieren. 

Vertrauen oder Kontrolle

Obwohl es heißt: „Wer nichts zu verber-
gen hat, braucht nichts zu befürchten“, 
agieren Unternehmen eher nach „Vertrau-
en ist gut, Kontrolle ist besser“. Daher sind 
die BetriebsrätInnen ganz besonders ge-
fragt, die ArbeitnehmerInnen zu schützen. 
Mit diesem sensiblen Thema haben sich 
im Rahmen ihrer SOZAK-Abschlussarbeit 
die Belegschaftsvertreter Mario Ferrari, 
Erol Holawatsch, Georg Steinbock sowie 
Sean Patrick Stanton beschäftigt. Bei ihrer 
Arbeit handelt es sich um ein Kooperati-
onsprojekt der gewerkschaftspolitischen 
Lehrgänge der Europäischen Akademie der 
Arbeit (EAdA) in Frankfurt am Main und 
der österreichischen Sozialakademie. Das 
Ergebnis der Kooperation ist eine Bro
schüre, die als Gemeinschaftswerk heraus-

gegeben wurde. Die Broschüre ist weniger 
eine wissenschaftliche Studie als der Ver-
such einer Sensibilisierung der LeserInnen 
für die Bedeutung des Einsatzes techni-
scher Überwachungsmittel in der Arbeits-
welt und deren Missbrauchsmöglichkei-
ten. Es ist auch ein Leitfaden von Betriebs-
rätInnen für BetriebsrätInnen in Österreich 
und Deutschland, der nicht nur über die 
rechtlichen Rahmenbedingungen aufklärt, 
sondern auch Hintergrundinformationen 
und Unterstützungsmöglichkeiten bietet.

Es gibt viele Gründe, warum Unter-
nehmen auf Zutrittskontrollen, Video-
überwachung und Softwareüberprüfung 
setzen, der Überwachungsgedanke steht 

Die gläsernen MitarbeiterInnen
Digitale Überwachung in Unternehmen führt oft zu Datenmissbrauch. 

BetriebsrätInnen können dagegen vorgehen.

Maja Nizamov
Freie Journalistin

Neues aus der SOZAK
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dabei allerdings nicht immer im Fokus. 
Der Hauptgrund für die Installation von 
digitalen Überwachungsinstrumenten ist 
die Bewahrung des Unternehmens und 
des sich darin befindlichen Eigentums – 
angefangen von Werkzeug und Maschine 
bis hin zu unternehmensinternen Infor-
mationen und Zahlen – vor fremdem Zu-
tritt, Wirtschaftsspionage und Diebstahl, 
aber auch die Sicherheit der Mitarbeite-
rInnen. Eine Videokamera auf Verkaufs-
flächen in Geschäften ist ohnehin fast 
schon Usus, um vor Diebstahl abzuschre-
cken oder diesen rechtzeitig zu erkennen. 
Viele Unternehmen, wie die Großbank 
JP Morgan, verwenden auch IT-Software, 
um firmeneigene Hardware und Pro-
gramme vor fremden Zugriffen zu schüt-
zen. Diese Methoden bieten allerdings 
auch die Möglichkeit, die MitarbeiterIn-
nen in Echtzeit zu kontrollieren und auf 
ihre Laufwerke und Mails zuzugreifen. 

Oft werden Qualitätssicherung und 
Prozessoptimierung als Gründe genannt, 
um digitale Überwachung im Betrieb 
einzusetzen. Beides ist gerechtfertigt, je-
doch müssen natürlich die Motive hinter-
fragt werden und die Begründungen 
nachvollziehbar sein. Bei einer Prozessop-
timierung kann es sich einerseits um Mit-
arbeiterInnenabbau handeln. Anderer-
seits kann es tatsächlich darum gehen, 
bestimmte Prozesse zu optimieren, um 
Ressourcen anderweitig einzusetzen. 

Vorsicht, Überwachung!

Vorsicht für BetriebsrätInnen ist bei einer 
versprochenen „Bedienungserleichterung“ 
geboten. Bei der Einführung von neuen 
technischen Systemen, sei es bei Handys, 
PCs oder anderen elektronischen Geräten, 
sollte immer ein Fachmann oder eine Fach-
frau zurate gezogen werden, der/die Infor-
mationen im Hinblick auf potenzielle 
Überwachungsmöglichkeiten geben kann. 
Auch wenn die neuesten und innovativsten 
Geräte angeschafft werden – Mitarbeite-
rInnen schätzen es, wenn sie mit der aktu-
ellsten Technik ausgestattet werden –, soll-
ten die BetriebsrätInnen überprüfen, in 
welchem Maß diese neuen Arbeitsmittel 
die Grenzen zur Privatsphäre der Arbeit-
nehmerInnen überschreiten könnten. So 
sind die meisten Smartphones mit einem 
GPS (Global Positioning System) ausge-
stattet, das eine Lokalisierung der Person 

ermöglicht sowie die Kontrolle ihrer Be-
wegungen. Meist vorgeschobene Gründe 
für die Installation von Videokameras und 
Überwachungssoftware sind Aussagen wie 
„Der Markt zwingt uns dazu“ und dass dies 
die Wettbewerbsfähigkeit des Betriebs stei-
gern würde. Hier gilt es besonders, die Mo-
tive zu hinterfragen, ob die Anschaffung 
von digitalen Überwachungsgeräten tat-
sächlich die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens verbessern würde. 

Betriebs-„Leaks“

Die am häufigsten genutzte – und von den 
ArbeitnehmerInnen am meisten tolerierte 
– Überwachsungstechnik ist Audio- bzw. 
Videoüberwachung, um den Betrieb gegen 
Diebstahl oder bestimmte Räume zu 
schützen. Trotz allem werden hier oft 
Grenzen überschritten und beispielsweise 
durch Installation von Videoüberwachung 
in den Sozialräumen oder Toiletten die 
persönlichen Rechte oder gar die Men-
schenwürde verletzt. Häufig wird dabei 
auch die Arbeitstätigkeit einzelner Ange-
stellter überwacht, um damit einen späte-
ren Personalabbau zu rechtfertigen. 

Auf Chipkarten, die MitarbeiterIn-
nen beispielsweise zur Türöffnung ver-
wenden, werden Daten zentral gespei-
chert, wodurch die einzelnen Bewegungen 
der Angestellten beobachtet werden kön-
nen. Kommunikationssoftware kann – je 
nach Konfiguration – alle Chatverläufe 
und Bewegungen speichern. Auch Ar-
beitsbeginn und -ende können über den 
Server ermittelt werden, E-Mails, Einga-
ben in Suchmaschinen, sogar ganze Ein-
käufe bei Amazon können ebenfalls auf-
gezeichnet, protokolliert und überwacht 
werden. Obwohl viele Unternehmen die 
private Nutzung von Dienstlaptops und 
-handys erlauben, sollten MitarbeiterIn-
nen sich bewusst sein, dass auch diese 
überwacht werden und der Arbeitgeber 
die abgerufenen Homepages und getätig-
ten Anrufe überprüfen kann. 

Die größte Datenschutzfalle stellt je-
doch das Personalverrechnungssystem 
dar, in dem alle relevanten Daten der Mit-
arbeiterInnen, angefangen von Name und 
Geburtstag bis hin zur Bankverbindung 
und der Höhe des Gehalts, gespeichert 
werden. Das meistgenutzte Personalver-
rechnungssystem, vom Unternehmen 
SAP entwickelt, ermöglicht Administra-

torInnen und UserInnen mit entspre-
chender Zugangsberechtigung Zugriff auf 
alle Informationen der Belegschaft.

Die gesetzliche Verpflichtung zu einer 
Betriebsvereinbarung in der Arbeitsver-
fassung ArbVG §§ 96 u. 96a bzw. BVG  
§ 87 ist das wichtigste Instrument zum 
Datenschutz in Unternehmen. Jeder Be-
trieb hat seine Besonderheiten, Eigenhei-
ten und unterschiedlichste Richtlinien. 
Daher wird eine möglichst präzise und 
genau definierte Betriebsvereinbarung 
empfohlen, um Datenschutz auf höchster 
Ebene zu garantieren und damit nicht 
nur das Unternehmen, sondern auch die 
MitarbeiterInnen zu schützen. Die Her-
ausforderung für BetriebsrätInnen ist 
eben, diese unternehmenseigenen Beson-
derheiten zu berücksichtigen. Ohne eine 
solche Betriebsvereinbarung ist die Ver-
wendung solcher Systeme wie Kommuni-
kationssoftware etc. untersagt. Trotzdem 
ist nicht garantiert, dass es Fälle von Da-
tenmissbrauch in Betrieben nicht immer 
wieder vor die Gerichte und als Schlag-
zeilen in die Medien schaffen.

Internet: 

Die Broschüren zum Download:
tinyurl.com/ouayyjs

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

maja.nizamov@gmx.net
oder die Redaktion

aw@oegb.at

I N F O & N E W S

Die TeilnehmerInnen der Sozialakade-
mie der Arbeiterkammer (SOZAK) arbei-
ten im Zuge des Lehrgangs jedes Jahr 
in Kleingruppen an von den Gewerk-
schaften beauftragten Projektarbeiten 
zu unterschiedlichen gewerkschaftspo-
litisch relevanten Themen. Betriebsrä-
tInnen, GewerkschaftssekretärInnen so- 
wie Interessierte können diese Projekt
arbeiten unter www.ichwardabei.at 
downloaden oder im Verlag bestellen  
(Michael Musser, +43 1 662 32 96-39732, 
michael.musser@oegbverlag.at). In un-
serer neuen Serie stellen wir ausgewähl-
te Projektarbeiten vor, die zum jeweiligen 
Schwerpunktthema des Hefts passen. 

http://tinyurl.com/ouayyjs
http://www.ichwardabei.at
http://www.arbeit-recht-soziales.at/wilhelmine-moik
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Der A&W-Blog ergänzt die Printausgabe 
als digitales Debattenforum. Frisch ge-
bloggt gibt einen Einblick, was in letzter 
Zeit online los war. In voller Länge finden 
Sie diese sowie jede Menge anderer 
aktueller Debattenbeiträge zum Nach
lesen auf blog.arbeit-wirtschaft.at. 

WEBTIPPS DER WOCHE

Wir legen euch diese drei Beiträge beson-
ders ans Herz: 

»» Pikettys Thesen in 5 Teilen
»» Arbeitsmarktreform: Die Sünden- 

bockstrategie des Finanzministers  
(Josef Wallner)

»» Geschlechtergerechte Arbeitszeit: 
Kürzer arbeiten – besser leben  
(Claudia Sorger) 

PIKETTYS THESEN   

Der französische Ökonom hat mit seinen 
Thesen zur Vermögensbildung in den 
letzten Jahren für sehr viel Aufsehen ge-
sorgt. In einer 6-teiligen Serie werden die 
zentralen Thesen des Ökonomen kurz 
und gut verständlich erklärt. Dabei geht 
es um die steigende Bedeutung des Ka-
pitals, die Vermögensverteilung als poli-
tische Entscheidung, die steigende Ein-
kommensungleichheit und dass Vermö-
gen schneller als Wirtschaftsleistung 
wachsen. 

Der Beitrag zu den politischen Ableitun-
gen konzentriert sich auf Instrumente 
gegen die steigende Ungleichheit. Solche 
sind hohe Steuersätze auf Spitzeneinkom-
men und eine Substanzbesteuerung von 
Vermögen. 

Außerdem müssten für eine umfassende 
Eindämmung der Vermögenskonzen
tration die teilweise legalen Möglichkei-
ten der Steuervermeidung abgeschafft 
werden. Piketty selbst widmet sich in 
einem Beitrag der Frage: Was muss  

noch passieren, damit sich Europa be-
wegt?  

Lesen Sie mehr: tinyurl.com/pbywynk 

ARBEITSMARKTREFORM: DIE SÜNDEN-
BOCKSTRATEGIE DES FINANZMINISTERS  

Hans Jörg Schelling hat den Ruf eines 
besonnenen Ministers. Mit seiner Aussa-
ge, das Arbeitslosengeld sei zu hoch, hat 
er diesen Ruf infrage gestellt. Für den 
AK-Arbeitsmarktexperten Josef Wallner 
ist der gemeinsame Nenner der Vor
schläge des Finanzministers: kürzen, ver-
schärfen, streichen. Schellhorn kriti- 
sierte die hohe Mindestsicherung, die zu 
laschen Zumutbarkeitskriterien und das 
Fachkräftestipendium, lobte dafür aber 
Hartz IV. 

Wallner verweist auf die explodierenden 
Arbeitslosenzahlen, weil die Beschäfti-
gung wegbricht und allmonatlich viel 
mehr Menschen auf Arbeitsuche sind, als 
offene Stellen zur Verfügung stehen. Er 
vermutet in der Sündenbock-Strategie 
des Finanzministers den Versuch, davon 
abzulenken, dass für die Behebung der 
wirklichen Ursachen unserer Arbeits-
marktmisere der Plan fehlt. Denn das ge-
lobte Hartz-IV-Modell hat in Deutsch-
land vor allem zu zwei Dingen beigetra-
gen: einer steigenden Armutsquote und 
einer der höchsten Anteile an Niedrig-
lohnbeschäftigung in ganz Europa.  

Lesen Sie mehr: tinyurl.com/np3shyg 

GESCHLECHTERGERECHTE 
ARBEITSZEIT: KÜRZER ARBEITEN – 
BESSER LEBEN 

Obwohl es in den letzten Jahren wieder 
verstärkt Initiativen zu einer Neugestal-
tung der Arbeitszeit im Interesse der Ar-
beitnehmerInnen gab, sind wir von einer 
neuen Arbeitszeit weit entfernt, wie Clau-
dia Sorger in ihrem Beitrag darlegt. Es 

liegt mittlerweile 40 Jahre zurück, dass 
die gesetzlich festgelegte wöchentliche 
Arbeitszeit von 45 Stunden auf 40 Stun-
den reduziert wurde, und die in vielen 
Branchen kollektivvertraglich festgelegte 
Arbeitszeit von 38,5 Stunden ist bereits 
seit 25 Jahren unverändert. In der Ar-
beitszeitdiskussion der letzten Jahrzehnte 
dominierten Fragen der Flexibilisierung 
und Ausweitung der Arbeitszeit. 

Dabei weisen die bestehenden Arbeits-
zeiten ein hohes Ausmaß an Flexibilität 
in Bezug auf Lage und Länge auf. Regel-
mäßige Überstundenleistungen sind gän-
gige Praxis, laut Arbeitsklima Index leis-
ten nur 30 Prozent der vollzeitbeschäf-
tigten Angestellten nie Überstunden. 
Dass diese Arbeitszeiten nicht der Wunsch 
der ArbeitnehmerInnen sind, zeigt die 
hohe Zustimmung zur Frage der Arbeits-
zeitverkürzung: Für eine generelle Re-
duktion der Normalarbeitszeit von 40 auf 
35 Stunden sprechen sich im Falle eines 
vollen Lohnausgleichs zwei Drittel der 
Angestellten aus, ohne Lohnausgleich 
sind es immer noch knapp ein Viertel (23 
Prozent). Die Arbeitszeitdiskussion hat 
zudem auch einen markanten Gender-
Aspekt, wie Sorger anmerkt: Denn der-
zeit haben zahlreiche weibliche Beschäf-
tigte ihre Arbeitszeit als Teilzeit ohne je-
den Lohnausgleich reduziert.

Lesen Sie mehr: tinyurl.com/q77oebo 

Wenn Ihnen ein Blogbeitrag gefällt,  
belohnen Sie uns  

und die Autorinnen und Autoren doch damit, 
dass Sie den Beitrag per Facebook,  

Twitter, E-Mail oder – ganz klassisch –  
per Mundpropaganda  

an interessierte Menschen weitergeben!

Wir freuen uns, wenn Sie uns abonnieren: 
blog.arbeit-wirtschaft.at

Sie finden uns auch auf Facebook:
facebook.com/arbeit.wirtschaft

www.blog.arbeit-wirtschaft.at
http://tinyurl.com/pbywynk
http://tinyurl.com/np3shyg
http://tinyurl.com/q77oebo
www.blog.arbeit-wirtschaft.at
http://facebook.com/arbeit.wirtschaft


D
ie Geschwindigkeit der digitalen 
Entwicklung überrollt geradezu 
alle Lebensbereiche, sodass man 
ständig das Gefühl hat, hinterher-

zulaufen, ohne eigentlich genau zu wis-
sen, wohin man läuft. 

Dass der Wandel von einer Indus
triegesellschaft zu einer digitalen Gesell-
schaft unaufhaltbar ist, ist klar. Nun ist 
es hoch an der Zeit, vom Getriebenen 
zum Gestalter zu werden, die Gefahren 
als auch die Chancen zu erkennen und 
Antworten auf zentrale Fragen zu fin-
den: Wie wollen wir in Zukunft leben 
und arbeiten? Wie soll eine digitale Ge-
sellschaft wirtschaftlich und politisch 
aussehen? Wie soll sich unser Alltag ge-
stalten? 

Unaufhaltsamer Onlinehandel

2014 kauften zwei Drittel der Österrei-
cherInnen online und gaben dabei rund 
sieben Milliarden Euro aus. Davon fließt 
jeder zweite Euro ins Ausland. Tendenz: 
stark steigend. 

Eines muss man sich bewusst sein: 
Onlinehandel kann man nicht aufhal-
ten. Das erzeugt entsprechend Druck 
auf den stationären Handel und folglich 
auf die Arbeitsplätze. Statt VerkäuferIn-
nen in Geschäften laufen etwa bei Ama-
zon Picker kilometerweit in den Lager-
hallen herum – mies bezahlt, dafür 
umso besser überwacht. Der Kunde ist 
König? Ein Trugschluss, denn Konsu-

mentInnen sind oft auch Arbeitneh-
merInnen. 

Gibt es schlechte Arbeitsbedingun-
gen und geringe Löhne in einer Bran-
che, erzeugt das natürlich auch Druck 
auf andere Branchen. Für den traditio-
nellen Handel bedeutet es, sich auf das 
geänderte Kaufverhalten einzustellen 
und selbst die technologischen Möglich-
keiten auszuschöpfen. Dabei dürfen 
aber die Rechte der ArbeitnehmerInnen 
nicht unter die Räder kommen.

Wölfe im Schafspelz

Teilen klingt so heimelig – die Welt zu 
einem besseren Ort machen. Tatsächlich 
geht es bei Sharing Economy oft ums 
große Geschäft. So sind etwa Uber, 
Airbnb oder Helpling milliardenschwere 
Unternehmen. Da will niemand uneigen-
nützig teilen, da geht es um Profite – 
möglichst hohe natürlich und möglichst 
ohne lästige staatliche Einschränkungen 
der analogen Welt, wie die 50 Milliarden 
Euro schwere Beförderungsplattform 
Uber besonders rücksichtslos vorexer-
ziert. Es müsse ja niemand über diese 
Plattformen seine Dienste anbieten, so 
die Plattformbetreiber. 

Es können aber nicht nur Arbeitsbe-
dingungen betroffen sein, sondern wie 
bei Airbnb das Wohnungsangebot einer 
Stadt: Wenn es lukrativer ist, via Airbnb 
eine Wohnung an Touristen zu vermie-
ten, dann wird man das auch tun. Da-

mit gehen aber Angebote für Woh-
nungssuchende verloren, was gerade für 
Ballungsräume problematisch ist. Dazu 
kommen entgangene Steuereinnahmen. 
Auch hier gilt es, die nötigen Instru-
mentarien zu entwickeln, um gesell-
schaftlich unerwünschte Entwicklungen 
hintanzuhalten. 

Der vermessene Mensch

Zudem generieren die Internet-Nutze-
rInnen einen unermesslichen Daten-
schatz. Auch diesen kann man zu Geld 
machen. Menschen werden via Algorith-
men vermessen, es wird ein Marktwert 
bestimmt und künftiges Verhalten vor-
hergesagt. Wer durchfällt, wird aussor-
tiert oder muss mehr zahlen, etwa für ei-
ne Versicherung oder einen Kredit. 

Die digitale Entwicklung bietet viele 
Vorteile und Chancen, auch für die in-
teressenpolitische Arbeit. Diese gilt es zu 
nutzen und zu fördern. 

Der Weg von Selbstverwirklichung 
zur (Selbst-)Ausbeutung ist aber ge- 
rade in der digitalen Welt nicht weit. 
Und viele haben keine Entscheidungs-
freiheit am Arbeitsmarkt, etwa ältere 
Menschen. 

Es bedarf auf nationaler und inter-
nationaler Ebene Regulatorien und 
Rahmenbedingungen, insbesondere um 
menschenwürdige Arbeitsbedingungen, 
den Sozialstaat und den Schutz der Pri-
vatsphäre weiter zu gewährleisten.

Goldgräberstimmung

Nicht zuletzt
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Leiterin der Abteilung Konsumentenpolitik  
der AK Wien
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Algorithmus: eindeutige Anleitung zur Lösung 
eines Problems bzw. einer Fragestellung, wobei 
Algorithmen aus zahlreichen Einzelschritten be-
stehen, die auf konkreten, spezifischen Vorgaben 
basieren. Algorithmen können Verhaltensmuster 
erkennen und daraus ihre Schlüsse ziehen. Der 
Hochgeschwindigkeitshandel mit Aktien läuft mit-
hilfe von Algorithmen ab, aber auch PartnerInnen-
börsen im Internet oder die Suche nach der kür-
zesten Route in Navigationsgeräten. Der Begriff 
Algorithmus leitet sich ab vom Namen des Uni
versalgelehrten (Abu Dscha’far Muhammad ibn 
Musa) al-Chwarizmi, der von ca. 780 bis ca. 835 
in Bagdad lebte. (Seite 16, 34)

Ameise: umgangssprachliche Bezeichnung für 
einen Hubwagen (Flurfördergerät) mit oder ohne 
elektrischen Antrieb, mit dem hauptsächlich Pa-
letten transportiert werden. (Seite 12)

Ansip, Andrus: estnischer Politiker der Reformpar-
tei, geb. 1956; 2005 bis 2014 Ministerpräsident 
der Republik Estland, seit November 2014 Vizeprä-
sident der Europäischen Kommission und Kom-
missar für den digitalen Binnenmarkt. (Seite 27)

Bentz, Melitta: Erfinderin der Kaffeefilter (1873–
1950); um den Kaffeesatz im fertigen Getränk zu 
vermeiden, experimentierte die Hausfrau und 
Mutter anfangs mit Löschblättern und einem 
durchlöcherten Messingbecher, 1908 erhielt sie 
das Patent, 1929 arbeiteten im Familienunterneh-
men 80 Beschäftigte im Doppelschichtsystem. 
Heute hat die internationale Melitta Unterneh-
mensgruppe Bentz KG mehr als 3.000 Mitarbeite-
rInnen und wird von den Enkeln der Erfinderin 
geleitet. (Seite 18)

Big Data: Einsatz großer Datenmengen aus viel-
fältigen Quellen mit einer hohen Verarbeitungs
geschwindigkeit. (Seite 26)

Biometrie: Wissenschaft, die sich mit Messungen 
an Lebewesen beschäftigt; automatisierte Erken-
nung von Individuen, basierend auf ihren Verhal-
tens- und Bewegungsmustern sowie biologischen 
Charakteristika. (Seite 28)

Bitkom: 1999 in Berlin gegründeter Digitalver-
band Deutschlands, der rund 2.300 Unternehmen 
der digitalen Wirtschaft vertritt. (Seite 8)

Bring Your Own Device (BYOD): Bring dein eigenes 
Arbeitsgerät; Begriff für den zunehmenden Trend, 
dass man sich mit (auch) privat genutzten Smart-
phones, Tablets oder Notebooks beispielsweise in 
Firmennetzwerke einloggen und damit arbeiten 
kann. (Seite 8)

BRUEGEL (sprich: brögl): Brussels European and 
Global Economic Laboratory; wirtschaftswissen-
schaftlicher Thinktank, gegründet 2004 mit dem 
Ziel, durch unparteiische, auf Fakten basierende 
und für Entscheidungsträger relevante Forschung 
zur Qualität der Wirtschaftspolitik in Europa und 
der Welt beizutragen sowie als Plattform für den 

Austausch von Forschung, Politik und Wirtschaft 
zu dienen. Zu den Mitgliedern zählen Vertrete
rInnen von EU-Mitgliedstaaten, international täti-
ge Konzerne sowie die französische Zentralbank, 
die Europäische Investitionsbank und die Europä-
ische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung. 
(Seite 27)

Cochrane, Josephine: Erfinderin der ersten 
brauchbaren Geschirrspülmaschine; schon 30 
Jahre vor der Amerikanerin hatte Joel Houghton 
1850 das Patent für eine ähnliche Maschine er-
halten. Diese erwies sich allerdings als nicht funk-
tionstüchtig. Auf der Weltausstellung 1893 bekam 
Josephine Cochrane (1839–1913) den Preis für 
„die beste mechanische Konstruktion, Haltbarkeit 
und Zweckentsprechung“. (Seite 18)

Commitment: Identifikation einer Person mit ei-
nem Unternehmen oder einem Projekt. (Seite 10)

Desk-sharing: auch Flexible Office oder Shared 
Desk: Organisationsform, bei der innerhalb eines 
Unternehmens/einer Abteilung weniger Arbeits-
plätze als MitarbeiterInnen vorhanden sind. Die 
am jeweiligen Tag im Büro anwesenden Beschäf-
tigten können bzw. müssen ihren Arbeitsplatz 
täglich frei wählen. (Seite 23)

Duopol: Beherrschung des Marktes durch zwei 
Anbieter. (Seite 26)

Europäische Akademie der Arbeit in der Univer-
sität Frankfurt: 1921 gegründete gemeinnützige 
Stiftung des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
des Landes Hessen und der Stadt Frankfurt/Main. 
(Seite 42)

extrahieren: herausziehen. (Seite 36)

Grünbuch Arbeiten 4.0: Vom deutschen Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales im April 2015 
veröffentlichtes Diskussionspapier, das Trends, 
gewandelte Werte und wichtige Handlungsfelder 
der künftigen Arbeitsgesellschaft aufzeigt. Das 
Grünbuch enthält eine Reihe konkreter Fragen,  
die einen breiten Dialog anstoßen sollen und  
unter Einbindung von Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Sozialpartnern, Verbänden und 
betrieblicher Praxis behandelt werden sollen. 
(Seite 26)

Humanoide Robotik: Wissenschaft, die sich mit 
der Konstruktion von Robotern beschäftigt, die  
der menschlichen Gestalt nachempfunden sind. 
Diese Roboter gehen auf zwei Beinen, die Bewe-
gungsabläufe sind von den menschlichen Bewe-
gungsabläufen inspiriert. Eine dem Menschen in 
seinem Aussehen und Verhalten besonders ähn-
liche Form des humanoiden Roboters ist der 
Androide. (Seite 28)

Künstliche Intelligenz: Teilgebiet der Informatik, 
das sich damit beschäftigt, menschenähnliche 
Intelligenz nachzubilden, also Computer zu bauen 
oder so zu programmieren, dass diese eigen
ständig Probleme bearbeiten können. Oft wird 

damit aber auch eine effektvoll nachgeahmte, 
vorgetäuschte Intelligenz bezeichnet, insbeson-
dere bei Computerspielen, wo intelligentes Ver-
halten durch meist einfache Algorithmen simu-
liert wird. (Seite 28)

Lamarr, Hedy: österreichisch-amerikanische 
Filmschauspielerin (1914–2000); die gebürtige 
Wienerin war engagierte Gegnerin der Nationalso-
zialisten und entwickelte gemeinsam mit dem 
Komponisten George Antheil das 1942 patentierte 
Frequenzsprungverfahren für Torpedo-Funkfern-
steuerungen. Durch selbsttätig wechselnde Fre-
quenzen waren diese Torpedos schwer anzupeilen 
und weitgehend störungssicher. (Seite 18)

Leichter, Käthe: österreichische sozialistische 
Gewerkschafterin (1895–1942); da ihr in Wien 
zuerst das Jus-Studium und dann der Abschluss 
verweigert wurde, zog Leichter nach Heidelberg. 
Zurück in Wien übernahm sie unter anderem den 
Aufbau des Frauenreferats der Arbeiterkammer. 
1938 wurde sie festgenommen und trotz interna-
tionaler Proteste 1940 ins KZ Ravensbrück depor-
tiert, wo sie später ermordet wurde. (Seite 11)

Performance: hier: Leistung. (Seite 10)

repetitiv: sich wiederholend. (Seite 26)

Schirrmacher, Frank: deutscher Journalist und 
Autor (1959–2014), von 1994 bis zu seinem  
Tod Mitherausgeber der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“. (Seite 34)

Sensorik: Sammelbegriff für sämtliche Sinnes-
wahrnehmungsvorgänge von Lebewesen; hier: 
Erforschung, Entwicklung und Anwendung von 
Sensoren zur Messung und Kontrolle von Verände-
rungen von biologischen oder technischen Syste-
men. (Seite 28)

Serres, Michel: französischer Philosoph, geb. 
1930; er rückte mit seiner Kommunikationstheorie 
den Boten in den Mittelpunkt. Mit seinem Werk 
„Der Parasit“ versuchte er die Bedingungen und 
Grenzen jeglicher Kommunikation aufzuzeigen. 
(Seite 28)

Taylorismus: Von dem US-Ingenieur Frederick 
Winslow Taylor (1856–1915) begründetes Prinzip 
der Prozesssteuerung von Arbeitsabläufen, die von 
einem auf Arbeitsstudien gestützten und arbeits-
vorbereitenden Management detailliert vorge-
schrieben werden (Scientific Management). Der 
Begriff Taylorismus wird vorwiegend in kritischem 
Zusammenhang verwendet. Die Hauptkritikpunk-
te: Detaillierte Vorgabe der Arbeitsmethode („one 
best way“); extrem detaillierte und zerlegte Ar-
beitsaufgaben, detaillierte Zielvorgaben bei für 
den Einzelnen nicht erkennbarem Zusammenhang 
zum Unternehmungsziel sowie externe (Qualitäts-)
Kontrolle. (Seite 12)

ZARA: 1999 gegründeter, in Wien ansässiger Ver-
ein für Zivilcourage und Antirassismus-Arbeit. 
(Seite 33)
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